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Editorial 

Wer am Wasser gebaut hat, muß mit Überschwemmungen 
rechnen, alle. Jahre wieder. Er wird seinen Bau dagegen 
abgesichert haben. Wer in lawinengefährdetem Gebiet Wohnt, 
rechnet mit dem Niedergang von Schneemassen, auch alle 
Jahre wieder. Er wird sich Schutz geschaffen haben. Und wer in 
erdbebengefährdetem Lande leben muß, wird sich sein Haus 
entsprechend bauen, daß er im Falle der Katastrophe eine 
Chance zum Überleben hat. 

Daß aber, wer in der Bundesrepublik Deutschland lebt (mit 
einer unvergleichlichen Dichte von Industrieansiedlungen) , erst 
recht einer, der in direkter Nähe eines Kernkraftwerkes oder einer 
chemischen Fabrik wohnt, überhaupt nicht an Schutzmaßnah­
men für den Fall eines Störfalles denkt, ist unbegreiflich. 
Meinungsumfragen bestätigen die Sorglosigkeit der Bevölke­
rung. Es wird schon nichts passieren , und wenn etwas passiert, 
dann ist ohnehin nichts mehr zu retten. Gegen diese landläufige 
Einstellung zur drohenden Alltagsgefahr, in der und mit der wir 
nun einmal in der Zukunft leben müssen, sollte angegangen 
werden. Es heißt doch nicht schwarzmalen , wenn die mögliche 
Gefahr in aller Schonungslosigkeit vorgestellt - nicht angedroht ­
wird. Dazu wäre es dringlich, endlich den Zivilschutz und den 
Katastrophenschutz und damit auch die Aufforderung zur 
Selbsthilfe zu entpolitisieren. 

Sich schützen wollen und schützen müssen hat wirklich nichts 
mit Politik zu tun und kann nicht das Privileg einer Partei sein. Es 
handelt sich um die Befriedigung des menschlichen Schutzbe­
dürfnisses, das neben der Nahrungsaufnahme das lebenswich­
tigste Bedürfnis ist. Es sollte nicht anderen anvertraut werden; es 
sollte von jedem selbst wachgehalten und befriedigt werden. 

Leider ist durch das Versorgtsein, das der Wohlfahrtsstaat 
seinen Bürgern zusichert, der Wille zur Selbsthilfe allmählich 
verkümmert. In Spannungs- und Krisenzeiten regt er sich ein 
wenig, um dann, wenn Kriegs- oder Katastrophengefahr vorbei 
ist, erneut in sich zusammenzufallen. Sich schützen wollen 
gegen Gefahr bedeutet jedoch nicht Ängstlichkeit oder gar 
Herausforderung der Gefahr, sondern gutes Management fürs 
Überleben. 

Zivilschutz, Selbstschutz, Katastrophenschutz können nicht 
befohlen werden. Sie sind Sache der Freiwilligkeit und des 
Engagements des einzelnen und sie sind mit persönlichen 
Opfern verbunden, auch materiellen. 

In diesen Tagen reden Politiker sorgenvoll von der drohenden 
Gefahr des Dritten Weltkriegs. Sie beschwören damit die Angst 
vor einer Gefahr, die über dreißig Friedensjahre gebannt schien. 
Wenn damit auch der Wille zum Selbstschutz beschworen und 
gestärkt wird, sollte er selbstverständlich werden können. 

Die Redaktion 
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Manfred Görtemaker 

Perspektiven 
der westJiehen 

Sieherheit 
in den 80er Jahren 

Herausgeber und Redaktion der Zeitschrift ZIVILVERTEIDIGUNG bemühen 
sich seit 1970, dem Start dieser Zeitschrift, um eine deutliche Einbettung in die 
Gesamtverteidigung. Nicht allerseits wird dies gern gesehen, denn aus vielerlei 
Gründen mochte man die zivile Seite der Verteidigung nicht ohne weiteres in 
Verbindung zur militärischen Verteidigung bringen - obgleich sie nunmal das zweite 
Bein (wenn auch vorläufig noch ein »Holzbein«) der Gesamtverteidigung ist. Um in 
die Notwendigkeit der zivilen Verteidigung Einblick zu gewinnen, gehört der 
Ausblick auf die politische Situation geradezu zur Verständnisnotwendigkeit. 
Deshalb bringen wir in der veränderten Weltsituation den nachfolgenden Beitrag, 
der die Brisanz der politischen Lage, damit die Brisanz fehlender Zivilverteidigung 

hier in der Bundesrepublik und im gesamten westeuropäischen Raum 
vor Augen hält. 

Am Beginn der achtziger Jahre 
wächst die Sorge um die Zukunft 

der westlichen Welt. Die Ereignisse in 
Iran und Afghanistan haben gezeigt , 
wie wenig westliche Ideale in anderen 
Teilen der Welt heute gelten und wie 
gering die Möglichkeiten des Westens , 
insbesondere seiner Führungsmacht 

USA , geworden sind, Entwicklungen 
außerhalb des atlantischen Raumes zu 
kontrollieren und zu beeinflusseni . 
Wenn es noch eines Beweises für den 
Machtverfall des Westens bedurft hätte , 
so wurde er 1978/79 mit der Doppelkrise 
im Mittleren Osten geliefert . Für die 
achtziger Jahre ergeben sich daher 

bedenkliche Perspektiven für die westli­
che Sicherheit , wenn es nicht gelingt , 
Fehlentwicklungen zu korrigieren oder 
einzudämmen, die sich seit etwa Mitte 
der siebziger Jahre vollzogen haben und 
lange Zeit verkannt, unterschätzt oder 
als unvermeidlich hingenommen wor­
den sind. 
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Sicherheitsperspektiven 

Was hat sich in den siebziger 
Jahren verändert? 

Die Veränderungen, deren Folgen wir 
uns heute gegenübersehen, lassen sich 
in vier Problembe reiche gliedern , die 
untereinander zum Teil eng verbunden 
sind : 

Der Westen ist in den siebzige r Jah­
ren im Vergleich zu den fünfzi ger und 
sechziger Jahren schwächer geworden. 
Er befindet sich in weiten Teilen der 
Welt politisch auf dem Rückzug. E r ist 
wirtschaftlich nach der Ölkrise von 1973 
und der sich anschließenden Weltwirt­
schaftskrise durch Inflati on und Rezes­
sion in Schwierigkeiten geraten. E r hat 
seinen militärischen Vorsprung gegen­
über der Sowjetunion verloren . E r hat 
seine ideologische Selbstsicherheit ein­
gebüßt ; westliche Werte und Ideale 
gelten nicht mehr uneingeschränkt als 
positiv. Und schließlich: Er ist in sich 
zerstritten . Die amerikanische Füh­
rungskraft hat nachgelassen. Westeuro­
pa und Japan sind zu ernsthaften Wirt­
schaftskonkurrenten der USA aufge­
stiegen . Interessengegensätze , die sich 
aus der amerikanischen Führungs­
schwäche und der ökonomischen Riva­
lität ergeben, überschatten die atlanti­
schen Beziehungen und verhindern 
häufig notwendiges gemeinsames Han­
deln2• 

Die sowjetische Außenpolitik ist in 
der zweiten Hälfte der siebziger Jahre 
aus der Defensive, in der sie sich in den 
sechziger und in der ersten Hälfte der 
siebzige r Jahre befunden hatte , zur 
Offensive übergegange n. Der Globalis­
mus der USA , der in Vietnam seinen 
Höhepunkt erlebte , ist einem sowjeti­
schen Hegemonismus gewichenJ , der 
1953 mit dem E nde des Korea-Krieges 
berei ts militärisch eingedämmt schien , 
ab 1969 politisch gesichert durch eine 
Status-quo-orientierte Entspannungs­
politik , am Ende der siebziger Jahre mit 
dem sowjetischen Ausgreifen in Ango­
la, Äthiopien , Süd-Jemen , Vietnam, 
Laos, Kambodscha und Afghanistan 
auf der Basis einer gestärkten globalen 
militä rischen Präse nz der Sowjetunion -

6 

vor a llem im maritimen Bereich - aber 
neu erstand . 

Die Rüstungskontroll- und E ntspan­
nungspolitik , in die man zu Beginn der 
siebziger Jahre große Hoffnun gen 
gesetzt hatte, ist am Ende des Jahr­
zehnts nahezu erstarrt. Die Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE), deren Schlußakte am 
1. August 1975 in Helsinki unterzeich­
net wurde, hat das Ost-West-Verhältnis 
in Europa nicht wesentlich verändert. 
Die Konferenz über beiderseitige, aus­
gewogene Truppenverminderung in 
Mitteleuropa (MB FR) ist nach sieben­
jähriger Verhandlungsdauer noch im­
mer ohne greifbares E rgebnis. Die 
Zukunft der Verhandlungen zwischen 
den USA und der Sowjetunion über die 
Begrenzung strategischer Rüstungen 
(SAL T) ist nach dem Einmarsch sowje­
tischer Truppen in Afghanistan und der 
darauf erfolgten Unterbrechung des 
Ratifizierungsverfahrens des SAL T-II­
Vertrages im amerikanischen Senat 
ungewiß. 

Die Struktur der Weitpolitik , di e in 
den fünzi ger und sechzige r Jahren von 
einem relativ stabilen Bipolarismus der 
USA und der Sowjetunion geprägt war , 
ist in den siebzige r Jahren kompliziert 
und unübersichtlich geworden. China, 
Westeuropa und Japan traten als erwar­
tete politische und wirtschaftliche 
Machtfa ktoren in die Weltpolitik ein4

• 

Überraschende , unscharf abgegrenzte 
und in ihrer weltpolitischen Orientie­
rung nicht immer einheitliche Machtge­
bilde kamen hinzu : Die ölexportieren­
den Länder nutzten die Abhängigkeit 
der Industrieländer vom Erdöl, um die 
eigene Unabhängigkeit und den eige­
nen Ste llenwert in der internationalen 
Politik zu ve rgrößern , und die islami­
schen Länder besannen sich auf die 
eigene re ligiöse und kulture lle Tradi­
tion , wobei der Sturz des pro-westli­
chen, modernistischen Schah im Iran 
und die E rrichtung eines Regimes der 
Ayatollahs und Mullahs das bisher 
spektakulärste Beispiel e iner islami­
schen Erhebung war, dem andere fol­
ge n könnten5. 

Nicht alle diese Veränderungen hät­
ten sich durch eine entsprechende west-
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liche Politik vermeiden lassen. Nicht 
alle Veränderungen tangieren notwen­
digerweise die westliche Sicherheit. 
Dennoch besteht Anlaß zur Kritik am 
eigenen Verhalten und zur Sorge um die 
eigene Position in den achtziger Jahren. 
Die innere und äußere Schwäche des 
Westens. das militärische Ungleichge­
wicht zwischen Ost und West. der 
sowjetische Expansio nismus und der 
westliche Prestige- und Einflußverlust 
in den islamischen Ländern und darüber 
hinaus in nahezu der gesamten block­
freien Dritten Welt sind Faktoren. die 
sich sicherheitspolitisch negativ für den 
Westen auswirken werden. 

Faktoren der westlichen 
Unsicherheit 

Das amerikanische 
Führungsproblem 

Die innere Labilität und äußere Schwä­
che des Westens ist im wesentlichen 
eine Folge der amerikanischen Füh­
rungskrise nach den traumatischen 
Erfahrungen des Vietnam-Krieges und 
der Watergate-Affäre und den struktu­
rellen Veränderungen des west lichen 
Bündnisses im wirtschaftlichen Bereich. 
die sich zunehmend auch auf der politi­
schen Ebene auswirken . Noch in den 
sechziger Jahren war die amerikanische 
Führungsrolle im Westen - außer im 
gaullistischen Frankreich - kaum in 
Frage gestellt. Erst der Vietnam-Krieg 
weckte in Westeuropa und auch in den 
USA se lbst Ressentiments und Wider­
stand gegen die amerikanische Politik 
des globa len Interventionismus. dessen 
Praxis im Widerspruch zu den Idealen 
stand. für die die amerikanische Politik 
sonst eintrat: Demokratie. Freiheit, 
Verteidigung der Menschenrechte . Die 
Umstände des Rückzugs der USA aus 
Vietnam. der sich zunächst jahrelang 
hinzog und schließ lich im April 1975 in 
einer ungeordneten. überstürzten 
Flucht endete - keine koordinierte 
Machtübergabe also , die das Gesicht 
hätte wahren helfen, sondern militäri­
sche Niederlage und unausgesprochene 
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Kapitulation - bedeuteten einen zusätz­
lichen Prestige- und Gesichtsverlust , 
der in den USA den Boden für eine 
Rückkehr in den Isolationismus bereite­
te. 

Das zeitliche Zusammentreffen der 
allmählichen Beendigung des Vietnam­
Krieges mit der Watergate-Affäre und 
dem erzwungenen Rücktritt Präsident 
Richard M. Nixons am 8. August 1974 
verschärfte die amerikan ische Krise auf 
dramatische Weise. Eine Reihe politi­
scher Niederlagen des Westens waren 
die Folge. Der Zypern-Konflikt zwi­
schen den NA TO-Ländern Griechen­
land und Türkei und der Austritt G rie­
chenlands aus der militärischen Integra­
tion der NATO am 14. August 1974 
können hierbei ebenso als Beispiel her­
angeführt werden wie der Sieg pro­
sowjetischer Kräfte in Angola 1975/76 
und Äthiopien 1977/78 oder gegenwär­
tig die sowjetische Besetzung Afghani­
stans. 

Die Tatsache. daß die amerikanische 
Führungskrise bis heute nicht überwun­
den werden konnte. zeigt , wie sehr die 
Institutionen und das Regierungssystem 
der USA unter Vietnam und Watergate 
gelitten haben6 Eine Mitschuld hieran 
trägt a llerdings auch der gegenwärtige 
Präsident Jimmy Carter. Der Wahlsieg 
dieses damals politisch noch unerfahre­
nen Außenseiters bei den Präsident­
schaftswahlen 1976 war ein Ausdruck 
des Protestes der amerikanischen Wäh­
ler gegen das Establishment in Wa­
shington. Moralische Integrität und 
Überzeugungskraft rangierten über 
dem politischen Sachverstand. Mit Car­
ter zog ein neuer Geist in das Weiße 
Haus ein. Religiös motivierter Idealis­
mus löste die realpolitische Vernünftig­
keit Henry A. Kissingers ab . Seither ist 
die amerikanische Politik aus der Sicht 
der Bündnispartner (und des sowjeti­
schen Gegenspielers) häufig unkalku­
lierbar. sogar unzuverlässig. wetterwen­
disch. Einem kleineren Land als den 
USA würde man dies vielleicht nachse­
hen können. Bei einer Weltmacht kann 
ein solcher Zustand der Politik verhäng­
nisvoll sein. Präsident Carter erschwert 
durch sein wechselhaftes Verhalten die 
Stabilisierung des amerikanischen Re-
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gierungssystems, verhindert den Abbau 
der westlichen Labilität und gefährdet 
die Ost-West-Beziehungen . Auch sein 
Mitbewerber im zur Zeit stattfindenden 
amerikanischen Vorwahlkampf, Ed­
ward Kennedy, und sein voraussichtli­
cher Gegner bei der Präsidentschafts­
wahl im November 1980, Ronald Rea­
gan. vermitteln nicht den Eindruck, als 
ob sich in der amerikanischen Politik in 
absehbarer Zeit etwas zum Besseren 
wenden könnte . 

Die Verbündeten der USA haben aus 
dieser Lage die Konsequenz gezogen , 
sich in ihrer eigenen Politik stärker als 
zuvor von eigenen Interessen leiten zu 
lassen - auch aus der Überlegung her­
aus, auf diese Weise die amerikanische 
Politik ergänzen und notfalls korrigie­
ren zu können. Allerdings können auch 
noch so intensive Bemühungen Japans 
oder der westeuropäischen MitteImäch­
te politisches Versagen der amerikani­
schen Weltmacht nicht ausgleichen . 
Sollte die Führungsunsicherheit der 
USA an halten , könnte daraus in den 
kommenden Jahren eine ernsthafte 
Bedrohung der westlichen Sicherheit 
entstehen . 

Das militärische Ungleichgewicht 

Im militärischen Bereich besteht eine 
solche Bedrohung bereits. Die militäri­
sche Macht der Sowjetunion ist seit 
Mitte der sechziger Jahre in einem 
Maße gewachsen , daß westliche Militär­
fachleute zumindest für die erste Hälfte 
der achtziger Jahre einen gravierenden 
westlichen Rückstand in wesentlichen 
Teilbereichen des Ost-West-Kräftever­
hältnisses nicht nur erwarten und pro­
gnostizieren , sons:\ern als unumstößli­
che. nicht mehr zu ändernde Tatsache 
feststellen. Offen ist lediglich, ob und 
inwieweit kurzfristig jene Gegenmaß­
nahmen des Westens politisch durch­
setzbar sind, die notwendig wären , um 
in der zweiten Hälfte der achtziger 
Jahre eine schrittweise Beseitigung des 
sowjetischen Vorsprungs herbeizufüh­
ren7• Offen ist auch , ob und inwieweit 
die Sowjetunion diese Frist bis 1985. in 
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der sie so stark "ist. wie sie nie zuvor in 
der Vergangenheit gewesen ist und wie 
sie danach vielleicht nie wieder sein 
wird . militärisch und politisch nutzt. 

Eine nähere Betrachtung des Kräfte­
verhältnisses zwischen Ost und West 
zeigt jedoch, daß auch die Möglichkei­
ten der Sowjetunion begrenzt sind, 
solange sich die sowjetischen Führer bei 
ihren Entscheidungen von Vernunftkri­
terien leiten lassen. Im strategischen 
Kräfteverhältnis zwischen den USA und 
der Sowjetunion besteht eine ungefähre 
Parität. Eine nennenswerte oder gar 
kriegsentscheidende Über- oder Unter­
legenheit der einen oder anderen Seite 
existiert nicht und wird es auch in den 
achtziger Jahren voraussichtlich nicht 
geben, wenn man die beiderseitigen 
Rüstungsprogramme betrachtet9. Auf­
grund der vorhandenen Übertötungska­
pazitäten ist der Begriff der» Überlegen­
heit« bei der Untersuchung nuklearstra­
tegischer Kräfteverhältnisse ohnehin 
nur mit Vorsicht zu verwenden. Die 
Zweitschlagsfähigkeit - also die Fähig­
keit, nach einem nuklearen Angriff 
noch einen vernichtenden Gegenschlag 
führen zu können - ist auf beiden Seiten 
schon durch das unverwundbare Poten­
tial an U-Boot-gestützten ballistischen 
Raketen (SLBM) gewährleistet lO• Das 
System gegenseitiger Abschreckung ist 
damit trotz partieller Ungleichgewichte 
im interkontinentalen Bereich hinsicht­
lich der Wurflast und der Ausstattung 
der Raketen mit Mehrfachgefechtsköp­
fen (MIRV) intakt l1 • Ein nuklearer 
Schlagabtausch zwischen den USA und 
der Sowjetunion ist und bleibt unwahr­
scheinlich. 

Das regionale Kräfteverhältnis In 
Europa 

Im regionalen Kräfteverhältnis in Euro­
pa verfügt der Warschauer Pakt über 
geostrategische Vorteile und über die 
größere Offensivkraft , während die 
NATO in der Panzerabwehr und im 
taktisch-nuklearen Bereich Vorteile be­
sitzt l2 • Dieser Zustand relativer Stabili-
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tät ist zwar bedroht, seitdem die Sowjet­
union 1974 mit dem Bau von »Backfi­
re«-Mittelstreckenbombern und 1977 
mit der Dislozierung mobiler »SS-20«­
Raketen begonnen hat. Aber die 
NATO hat darauf mit ihrem Nachrü­
stungsbeschluß über die Modernisie­
rung des NATO-Potentials an nukle­
aren Mittelstreckensystemen durch Dis­
lozierung amerikanischer »Pershing-2«­
Raketen in Europa am 12. Dezember 
1979 reagiert und versucht, der Ent­
wicklung auf östlicher Seite durch ent­
sprechende eigene Maßnahmen entge­
genzuwirken l3• Obwohl diese Maßnah­
men erst 1984 wirksam werden, besteht 
kein Anlaß zu übergroßer Sorge . Die 
Ausgeglichenheit, Dichte und Vernich­
tungskraft des entlang der Ost-West­
Trennungslinie in Europa stationierten 
Militärpotentials schließen eine ver­
nunftgeleitete militärische Auseinan­
dersetzung zwischen NATO und War­
schauer Pakt auf absehbare Zeit aus. 
Jede blocküberschreitende militärische 
Operation in diesem Bereich wäre ange­
sichts des zu erwartenden Widerstandes 
und der drohenden nuklearen Eskala­
tionsgefahr ein unkalkulierbares Aben­
teuer, das in allseitiger Vernichtung 
enden könnte l4 . Gefährdet sind nur 
jene Länder, die nicht unmittelbar 
Bündnissen oder Einflußsphären zuge­
ordnet sind, wie Jugoslawien , das nach 
Titos Ableben in den Sog sowjetischen 
Einflusses geraten könnte . Hier kommt 
es darauf an, Garantien zu geben, die 
eine unzumutbare einseitige Verände­
rung des Status quo in die Nähe eines 
Bündnisfalles rücken und damit diese 
Länder indirekt von den Vorteilen des 
Abschreckungssystems profitieren las­
sen . 

InterventIonsmöglichkeiten 
außerhalb der Bündnisbereiche 

Hinsichtlich der Interventionsmöglich­
keilen außerhalb der Bündnisbereiche 
hat in den sechziger und siebziger Jah­
ren eine Umschichtung zugunsten der 
Sowjetunion stattgefunden. Zur Zeit 
der Kuba-Krise im Oktober 1962 hatte 

die Sowjetunion kaum eine Möglich­
keit, den USA zur See und bei Lande­
operationen wirksam entgegenzutre­
ten . Auch während des Vietnam-Krie­
ges bewiesen die USA noch ihre Fähig­
keit, in großem Umfang Truppenbewe­
gungen in entfernten Regionen durch­
zuführen. Seit der amerikanischen 
Demobilisierung im Zuge der Beendi­
gung des Vietnam-Krieges ist den USA 
diese Fähigkeit nahezu vollständig ver­
lorengegangen , während die Sowjet­
union nach der für sie negativen Erfah­
rung der Kuba-Krise ruhig, beharrlich 
und zäh ihre Seestreitkräfte, Lufttrans­
portkapazitäten und Eingreifverbände 
ausbaute und sie auf einen Stand brach­
te , der sie in Verbindung mit einer 
klugen Stützpunktpolitik in Afrika und 
Asien in die Lage versetzt, jederzeit mit 
einer ausreichenden Truppenstärke an 
strategisch wichtigen Punkten des Glo­
bus militärisch zu intervenieren l5. 

Die konventionelle Beweglichkeit 
und Interventionsfähigkeit der USA 
haben besonders unter der Abschaffung 
der allgemeinen Wehrpflicht im Jahre 
1973 gelitten. Statt der benötigten 2,5 
Millionen Soldaten stehen den USA 
heute nur 2,022 Millionen Soldaten zur 
Verfügung (Sowjetunion 1979: 3,658 
Millionen) . Die Mannschaftsstärke der 
amerikanischen Streitkräfte ist seit 1968 
- dem Höhepunkt des Vietnam-Krie­
ges -, als sie noch 3,547 Millionen 
Soldaten betrug (Sowjet union 1968: 
3,220 Millionen), ständig rückläufig l6. 

Es fehlen mehrere hunderttausend 
Mann, vor allem in Schlüsselpositionen 
(z. B. Flugzeugführer oder Experten 
bei der Bedienung, Überwachung und 
Wartung elektronischer Waffensy­
steme), die im Vergleich zur zivilen 
Industrie unterbezahlt sind l7 . Außer­
dem mangelt es an ausgebildeten und 
regelmäßig übenden Reservisten. Wäh­
reod die Sowjetunion im Bedarfsfall auf 
eine etwa 5 Millionen Mann starke 
Armee von Reservisten zurückgreifen 
könnte , beträgt die Zahl der Reservi­
sten in den USA gegenwärtig nur 
818.700 Mann ls. Dies bedeutet , daß die 
USA bei Entsendung einer größeren 
Eingreiftruppe, z. B. in die Region am 
Persischen Golf, Lücken bei der Vertei-
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digung Amerikas und Westeuropas in 
Kauf nehmen müßten. während die 
Sowjetunion auch massive Interventio­
nen mühelos durch Einberufung gut 
ausgebildeter Reservisten kompensie­
ren könnte . 

Mangel an Transporrmitteln 

Wie schwierig die momentane militäri­
sche Lage der USA ist, zeigt auch die 
Tatsache , daß es den USA , selbst wenn 
sie es ernsthaft wollten , unmöglich 
wäre , eine Eingreiftruppe in Stärke von 
110.000 Mann , wie Präsident Carter sie 
gefordert hat , in entfernte Krisengebie­
te zu entsenden. Es fehlt an Luft­
Großraumtransportern , Schiffen und 
der für solche Operationen erforderli­
chen Ausrüstung - wie auch an den 
notwendigen Soldaten . Frühestens in 
fünf bis acht Jahren , so rechnen Militär­
experten , wird die Carter-Forderung 
'/erwirklicht sein . Bis dahin gehört die 
Initiative der Sowjetunion. 

Das milit ärische Ungleichgewicht 
zwischen Ost und West wirkt sich also 
hauptsächlich in der Dritten Welt aus. 
Ein Nuklearkrieg zwischen den USA 
und der Sowjetunion scheint auf abseh­
bare Zeit ebenso ausgeschlossen wie 
eine militärische Auseinandersetzung 
zwischen der NATO und dem War­
schauer Pakt in Europa. Doch es 
besteht die Gefahr, daß der Westen bei 
militärischen Operationen der Sowjet­
union in Ländern der blockfreien Drit­
ten Welt - seien sie direkt von der Roten 
Armee ausgeführt (wie in Afghanistan) 
oder von Stellvertreter-Truppen (wie 
von Kubanern in Angola und Äthio­
pien) - tatenlos zusehen muß . wie die 
Sowjetunion handelt . Eine derartige 
ohnmächtige Passivität , die von der 
Sowjetunion ausgenützt würde . hätte 
sicherlich auch einen negativen poli­
tisch-psychologischen Effekt auf das 
Ost-West-Verhältnis und würde jede 
Form der E ntspannung auf Dauer 
unmöglich machen. Das Beispiel Af­
ghanistan hat die Risiken einer solchen 
Entwicklung bereits deutlich anklingen 
lassen . 
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Die Gefahr des sowjetischen 
Expansionismus 

Die vergangenen fünf Jahre haben 
gezeigt, daß die Sowjetunion nicht 
zögert. militärische Vorteile in politi· 

. sehen und ideologischen Zugewinn 
umzusetzen . wenn dies möglich ist. Die 
Sowjetunion hat auch stets erk lärt. daß 
sie die Entspannungspolitik nur als Mit­
tel betrachtet . um bessere Bedingungen 
für die Durchsetzung der Weltrevolu­
tion zu schaffe n 19 Die Doktrin der 
friedlichen Koexistenz. auf der die 
sowjeti~che Entspannungspolitik ideo· 
logisch beruht . sagt zwar. daß ein fried­
liches Nebeneinanderl eben von Staaten 
mt! unterschiedlicher Gesellschaftsord­
nung nicht nur möglich . sondern ange­
sichts der Gefahren eines nuklear 
geführten Krieges auch unumgänglich 
ist. Sie bestimmt aber gleichzeitig. daß 
ungeachtet der Notwendigkeit zur 
Kriegsverhütung der ideologische 
Kampf unvermindert weitergeht und 
daß das Bekenntnis zur friedlichen Koe­
xistenz nicht die Aufgabe der weItrevo­
lutionären Zielsetzung bedeutet. 
Gleichzeitig bekennt sich die Sowjet­
union zur Unterstützung nat ionaler 
Befreiungsbewegungen in der Dritten 
Welt20 . 

Insofern konnte es nicht überraschen. 
daß die Sowjetunion ihren Einfluß in 
Afrika und Asien vergrößerte . als sich 
ihr in der zweiten Hälfte der siebziger 
Jahre die Gelegenheit dazu bot. Die 
Sowjetunion verhielt sich dabei durch­
aus vorsichtig und risikobewußt - außer 
vie lleicht in Afghanistan , wo sie die 
negativen Auswirkungen ihres Eingrei· 
fens wohl unterschätzte - und bezog das 
Verhalten des Westens in ihre Überle­
gungen ein. 

Risikobewußtsein der Sowjets 

Ein Beispiel für derartige Vorsicht und 
Zurückhaltung war der rasche Rückzug 
der Truppen der Nationalen Befrei­
ungsfront des Kongo (FLNC) aus der 
Provinz Shaba in Zaire im März 1977 
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und Mai 1978, in die sie von Angola 
bzw. Sambia aus mit sowjetischer und 
kubanischer Unterstützung eingedrun­
gen waren . Im März 1977 flogen franzö­
sische Transportmaschinen marokkani­
sche Truppen zur Unterstützung der 
regulären Armee Zaires in die an Roh­
stoffen (Kupfer. Industriediamanten , 
Uran und Kobalt) reiche Provinz Sha­
ba ; im Mai 1978, als die Lage noch 
schwieriger war als ein Jahr zuvor. 
griffen französische Fremdenlegionäre 
und belgisehe Fallschirmjäger direkt in 
die Kämpfe ein . Der unerwartete 
Widerstand. der sich den Kämpfern der 
FLNC hier durch westliche Interven­
tionstruppen bot. hielt die eska lations­
abgeneigten Sowjets offenbar von 
einem weiteren Vorgehen ab21. Ande· 
rerseits zeigt das Beispiel Äthiopien 
1977/78. daß die Sowjetunion auch 
be reit ist. selbst massiven militärischen 
Widerstand - in diesem Fall von Soma­
lia - zu brechen . wenn der Konflikt 
regional begrenzt bleibt und keine 
Intervention westlicher Mächte 
droht22 • 

Das Ausmaß des sowjetischen Ex­
pansionismus hängt also stark vom 
westlichen Verhalten ab. Unvertretbare 
Risiken ist die Sowjetunion bisher in 
keinem Falle eingegangen. Ob dies 
auch weiterhin so sein wird , ist schwer 
zu sagen . da sich zwei wichtige Faktoren 
ändern : Die militärische Stärke der 
Sowjetunion macht eine Rücksichtnah­
me auf unmittelbare westliche Reaktio­
nen in den nächsten fünf Jahren zuneh­
mend entbehrlich . und die sowjetische 
Führung wird durch Zeitablauf ihr 
Gesicht verändern . da die bisherige n 
Führer aus Altersgründen ausscheiden 
und neuen Kräften Platz machen. von 
denen niemand ge nau weiß. wie sie 
aussehen und welchen Kurs sie einschla­
gen werden . Die wachsende militäri­
sche Stärke der Sowjetunion stellt 
jedenfalls in Verbindung mit einem 
Führungswechsel. dessen personelle 
Zusammensetzung und politische Aus­
wirkungen nicht vorhersehbar sind . 
eine Kombination dar. die zur Vorsicht 
zwi ngt . 
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Die Herausforderung durch die 
Dritte Welt 

Die Dritte Welt bedeutet für den 
Westen keine militärische Gefahr, aber 
sie stellt eine große politische, wirt­
schaftliche und soziale Herausforde­
rung dar. Die Lösung des Nord-Süd­
Konflikts ist eine der wichtigsten Aufga­
ben der internationalen Politik in den 
achtziger und neunziger Jahren 23 . Auch 
die Sowjetunion ist hiervon betroffen, 
aber der Westen befindet sich aufgrund 
seiner kolonialen Vergangenheit und 
Verantwortlichkeit, seines Reichtums 
und seiner großen Abhängigkeit von 
Rohstoffen und Energien in einer tak­
tisch ungünstigeren Position , die ihn zu 
Zugeständnissen und zu einer Teilung 
seines Wohlstandes zwingen wird. 
Schon die siebziger Jahre haben gezeigt, 
daß dies nicht ohne Konflikte abgeht, 
wobei sich berechtigte wirtschaftliche 
Forderungen mit politischen Auseinan­
dersetzungen und ideologischen Res­
sentiments mischen. 

Die Entwicklung der Beziehungen zwi­
schen Nord und Süd verläuft dabei 
bisher mehrgleisig: 
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Seit 1964 wird im Rahmen der 
Konferenz der Vereinten Nationen 
über Handel und Entwicklung 
(UNCT AD) über eine Reform der 
Weltwirtschaftsordnung und eine 
Verbesserung der terms o[ trade für 
die Entwicklungsländer verhandelt. 

Trotz aller Auseinandersetzungen, 
die sich aus der bestehenden Inter­
essendivergenz ergeben, bemüht 
man sich in diesem Rahmen um die 
Definition gemeinsamer Interessen 
und versucht, gemeinsame Wege zu 
finden 24

. Die Bildung der unabhän­
gigen Nord-Süd-Kommission, die 
sich im Dezember 1977 auf Schloß 
Gymnich bei Bonn unter dem Vor­
sitz von Willy Brandt konstituierte 
und am 17 . Dezember 1979 ihren 
Abschlußbericht vorlegte, ist eben­
falls ein Beispiel für die Suche nach 
Gemeinsamkeiten zwischen Nord 
und Süd25 • 

Einige Länder des Südens sind in 
der glücklichen Lage, über Rohstof­
fe und Energieträger zu verfügen, 
auf die die Industrieländer so sehr 
angewiesen sind, daß man ihnen 
Preise , Mengen und Lieferbedin­
gungen weitgehend diktieren kann. 
Die Suche nach gemeinsamen Lö­
sungen ist hier nicht nötig; an die 
Stelle des Gesprächs tritt das Dik­
tat. Eine derartige Situation besteht 
zur Zeit vor allem im Mineralölbe­
reich. Erschwerend kommt hierbei 
hinzu , daß einige Ölförderländer 
des Nahen und Mittleren Ostens ihr 
Oligopol nutzen , um das Öl als 
politische Waffe einzusetzen. 
Eine dritte Ebene im Nord-Süd­
Verhältnis ergibt sich aus der kultu­
rellen Verschiedenheit zwischen 
Nord und Süd . Die islamische Erhe­
bung, die gegenwärtig vor allem im 
Iran , aber auch in anderen islami­
schen Ländern· zu beobachten ist, 
macht in ihrem Anti-Modernismus 
deutlich, daß das Fortschrittsden­
ken der Industrieländer nicht ein­
fach exportiert werden kann. Solche 
gesellschaftlichen und religiösen 
Widerstände gegen eine allzu rasche 
Umstrukturierung und gegen das , 
was wir uns »Fortschritt« zu nennen 
gewöhnt haben , gibt es in vielen 
Ländern der Dritten Welt. Es wäre 
jedoch falsch , dieses Festhalten an 
Traditionen und Beharren auf einer 
eigenständigen Entwicklung als 
»anti-westlich« abzustempeln, nur 
weil es nicht unserem Denken ent­
spricht. 

Das Problem für den Westen liegt darin , 
daß diese verschiedenen Strömungen in 
den achtziger Jahren zusammenfließen 
und dabei die noch vorhandenen 
Gemeinsamkeiten allmählich schwin­
den statt zuzunehmen . 

Eil/[IIlßerweiteflllJg der SOll'jewl/iol/ 

Da es auch in absehbarer Zeit. wie 
schon in der Vergangenheit , in der 
Dritten Welt noch wenig politische Sta­
bilität und viel Unruhe , Unzufrieden­
heit , Unterbeschäftigung, Unterernäh­
rung, Armut und Überbevölkerung 
geben wird, könnte diese Konstellation 

von der Sowjetunion zur Einflußerwei­
terung genutzt werden , wie es in den 
vergangenen Jahren schon in einer Rei­
he von Fällen geschehen ist. Die Dritte 
Welt würde dann zum Kampffeld der 
Ost-West-Auseinandersetzung werden , 
wobei die Sowjetunion aufgrund des 
militärischen Ungleichgewichts zu ihren 
Gunsten kurzfristig im Vorteil wäre. 
Die Zunahme des Rüstungstransfers in 
die Dritte Welt spricht dafür, daß diese 
Entwicklung bereits eingesetzt hat26 • 

Spannungen, die in den vierziger , 
fünfziger und sechziger Jahren vom 
Berlin-Problem oder der ungelösten 
deutschen Frage ausgegangen sind und 
das Ost-West-Verhältnis und die Welt­
politik belastet haben , werden daher in 
den achtziger Jahren vornehmlich in der 
Dritten Welt entstehen - entweder als 
Konflikt zwischen Nord und Süd oder 
als Ringen zwischen Ost und West um 
die Länder der Dritten Welt und deren 
Rohstoffe und Energien . 

Was kann der Westen tun? 

Die möglichen Gegenmaßnahmen des 
Westens zur Korrektur einer Entwick­
lung, die gegenwärtig als wenig günstig, 
wenn nicht sogar in mancherlei Hinsicht 
als bedrohlich erscheint, ergeben sich 
aus der Analyse der Faktoren der west­
lichen Unsicherheit . 

Die innere Labilität des Westens muß 
beseitigt und die Führungskraft der 
USA wiederhergestellt werden . Da sich 
die Gewichte in der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit hinsichtlich der poli­
tischen Einflußmöglichkeiten und in 
den militärischen Kapazitäten inner­
halb des Westens zugunsten Westeuro­
pas verschoben haben , muß Westeuro­
pa seine Rolle in der Weltpolitik und 
gegenüber den USA neu definieren; 
dies gilt besonders für die Bundesrepu­
blik . Die USA ihrerseits müssen zur 
Teilung von Macht und Verantwortung 
mehr als in der Vergangenheit bereit 
sein27• 

Stahilität des ()s(- Wes(- Verhältnisses 

Der Westen muß stärker als in den 
siebziger Jahren darauf achten , daß die 

ZIVILVERTEIDIGUNG 2/80 



Stabilität des Ost-West-Verhältnisses 
auch im militärischen Bereich gewahrt 
bleibt. Eine einseitige Demobilisierung, 
wie sie insbesondere von den USA , aus 
wirtschaftlichen Gründen aber auch von 
Großbritannien , Italien und einIgen 
anderen NATO-Ländern (nicht aber 
von der Bundesrepublik) vorgenom­
men worden ist. nützt nicht den O st­
West-Beziehungen , sondern schadet ih­
nen , da Entspannungspolitik nur auf 
der Grundlage eines politischen und 
militärischen Gleichgewichts möglich 
ist , entstehende Ungleichgewichte da­
gegen rasch zu politischen und ideologi­
schen Kräfteverschiebungen führen , die 
auf Dauer Entspannung diskreditieren 
und unmöglich machen . 

Zusammellarbeil mil der DrilleIl Weil 

Der Dritten Welt muß der Westen 
Zusammenarbeit anbieten. Er muß die 
gemeinsamen Interessen der Industrie­
und Entwicklungsländer fördern und zu 
vernünftigen und tragbaren Zugeständ­
nissen bereit sein , um möglichst bald zu 
Fortschritten in der Zusammenarbeit zu 
kommen. Nur rasches Handeln bietet 
eine Chance , verlorenes Prestige und 
verlorengegangenes Vertrauen in der 
Dritten Welt zurückzugewinnen . Aller­
dings sind die eigenen Möglichkeiten 
des Westens in diesem Bereich 
begrenzt , da es wesentlich von den 
Entwicklungsländern selbst abhängt, ob 
sie zu einer Zusammenarbeit mit dem 
Westen bereit sind und welche Konse­
quenzen sie aus der Bedrohung durch 
den sowjetisch-kubanischen Expansio­
nismus ziehen - ob sie ihn überhaupt für 
bedrohlich halten oder sogar geneigt 
sind, das sowjetische Entwicklungsmo­
dell zu übernehmen. Die Zeiten jeden­
falls sind vorbei, in denen die Industrie­
länder ohne Mitsprache oder gegen den 
Willen der Länder der Dritten Welt und 
ihrer Bevölkerungen über die Dritte 
Welt und ihre Rohstoffe und Energien 
verfügen konnten . In dem Zwang zur 
Wahrnehmung und Beachtung der 
Eigenständigkeit der Dritten Welt , die 
auch die Erfahrung der Endlichkeit des 
eigenen Wohlstand~s einschließt. liegt 
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eine der e inschneidendsten Verände­
rungen der siebziger und achtziger Jah­
re . Dagegen verblassen sogar die Pro­
bleme der Verteidigung Weste uropas 
und der USA, die zwar bestehen. aber 
doch nicht besorgniserregend sind . 
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Peter Menke-Glückert 

Mit dem Risiko leben 

Noch vor zwei Jahrzehnten hatten Industrie und Technik, wissenschaftlicher und technologischer 
Fortschritt einen Vertrauens-Bonus; Immer größere und perfektere technlsch-Industrle"e Anlagen, 
Immer größere technisch bedingte Annehmlichkeiten für den einzelnen wiesen In eine schönere und 
bessere Zukunft. Das Umwelt-Thema wurde In den 50er Jahren nur von wenigen Experten diskutiert. 

Wachstums- und Energie-Sorgen gab es nicht. Technik löste alle Probleme. 

D ieser Technik- und Fortschritts­
glaube wurde inzwischen von 

einem immer noch wachsenden breiten 
Umweltbewußtsein abgelöst - im Un­
terschied zur Situation vor 20 Jahren 
besteht eine tiefe Vertrauenskrise 
gegenüber technischer Machbarkeit 
überhaupt und Zweifel am Nutzen tech­
nologischer Perfektionierung. 

Technikoptimismus wandelte sich zur 
Technik-Kritik . Zu der - seit den 
Berichten des Club of Rome - weitver­
breiteten Zukunftsangst gehört auch 
eine Debatte über die wirkliche Sicher­
heit technischer Einrichtungen , Anla­
gen und Prozesse. 

Immer stärker wird der Zweifel , ob 
überkommene Sicherheitskonzepte 
noch ausreichen und ob wirklich Sicher­
heitserfordernisse integrierter Bestand­
teil des jeweiligen technologischen Pro­
blems sind. Wird wirklich das Äußerste 
zum Vermeiden von Risiken getan? 
Werden die Erkenntnisse der For­
schung und der Wissenschaften immer 
und sofort beachtet? Werden genügend 
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Peter Menke-Glückerl ist den Le­
sern von ZIVIL VERTEIDIGUNG 
als der frühere Leiter der Abteilung 
Zivile Verteidigung im Bundesmini­
sterium des Innem bekannt. Seit 
1978 leitet er die Abteilung Umwelt­
angelegenheiten . 

Erprobungen , Gefahren-Simulationen , 
Risikoabschätzungen und -analysen 
vorgenommen , um die Bevölkerung auf 
erkannte oder wahrscheinliche Gefah­
ren neuer Techniken vorzubereiten? 
Werden Sicherheits- und Schutzbestim­
mungen auch genau kontrolliert ? 
Reicht unser gesetzliches Instrumenta­
rium aus? Genügen die organisatori­
schen Vorkehrungen für die Abwehr 
von Unfällen und Katastrophen ? Ist die 
Bevölkerung auf Katastrophen und 
Notfä"e wirklich vorbereitet? Hat sie 
Gelegenheit , das Verhalten bei allen 
Katastrophen einschließlich Reakto­
runfällen einzuüben? 
Alle diese Fragen werden in letzter Zeit 
immer energischer, immer fordernder 
gestellt , häufig auch verärgert über 
ungenügende Informationen, Auswei­
chen und jahrelanges Verharmlosen 
durch Behörden. Die Hamburge r Fun­
de chemischer Kampfstoffe und die 
damit aufgedeckten Lücken in Gewer­
beaufsicht, Umweltschutz- Kontrollen , 
Einhalten von Ordnungs- und Sicher-
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heitsvorschriften sind ein Beispiel aus 
letzter Zeit , das Anlaß sein sollte , über 
die bisherige Sicherheitsphilosophie, 
über die Praxis der Sicherheitskontrol­
len und die rückhaltlos-ehrliche Aufklä­
rung der Bevölkerung nachzudenken , 
Bilanz zu ziehen und Lücken zu schlie­
ßen - dies gilt vor allem für Informa­
tionslücken in der Bevölkerung. 

Unsere Verfassung verwendet den 
Begriff Katastrophe im Sinne von »Na­
turkatastrophen« oder »besonders 
schweren Unglücksfällen« (GG-Artikel 
11 Abs . 2). Unter Naturkatastrophen 
werden dabei in den Verfassungs-Kom­
mentaren Auswirkungen elementarer 
Naturgewalten (Stürme , Erdbeben , ex­
treme Trockenheiten) verstanden ; wäh­
rend bei besonders schweren Unglücks­
fällen an Katastrophen technischen 
Ursprungs (z . B. schwere Eisenbahn­
'und Flugzeugunglücke, Explosionen 
von Gaskesseln , Munitionslagern, Re­
aktorunfälle) gedacht ist. Die weitrei­
chenden Folgen rücken den Katastro­
phenfall in die Nähe des inneren Not­
standes . 

Im Bewußtsein der Bevölkerung sind 
die Auswirkungen von äußerem oder 
innerem Notstand und Katastrophen­
Notstand gleich : Obdachlosigkeit , Le­
bensmitte\knappheit , Angst , fehlende 
ärztliche Betreuung. Schon aus diesen 
Gründen müssen alle denkbaren Not­
stände (einschließlich des Verteidi­
gungsfalles) von einem Grundkonzept 
der Gefahrenabwehr her geplant wer­
den (unabhängig von der jeweiligen 
Bundes- oder Länderzuständigkeit : der 
Bund ist zuständig für den Verteidi­
gungsfall, die Länder sind zuständig für 
Friedenskatastrophen). 

Dieser Grob-Begriff Katastrophe 
wird in den einzelnen Katastrophen­
schutzgesetzen und -richtlinien der Län­
der weiter differenziert. In der Regel 
gilt dort als Katastrophe ein durch ein 
Naturereignis, einen Unglücksfall, eine 
Explosion oder ein ähnliches Ereignis 
eingetretener öffentlicher Notstand für 
Leben , Gesundheit, Eigentum, Unter­
kunft oder Versorgung der Bevölke­
rung , der so umfangreich ist, daß er nur 
durch besondere örtliche oder überört-
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liche Maßnahmen beseitigt werden 
kann . Dieser Definition folgt dann ein 
Katalog besonderer Fälle: 

Hochwasser (z. B. Talsperren-, 
Deich- und Dammbrüche) , 

Großbrände (z . B. Gebäude- , 
Moor- und Waldbrände), 

Gebäudeeinstürze großen Ausrnas­
ses, 
Schneeverwehungen , 
Erdbeben , 

Verkehrsunfälle großen Ausmaßes 
durch Land- , Schienen- , Wasser­
und Luftfahrzeuge , 

Industrieunglücksfälle (z. B. Explo­
sionen aller Art), 

radioaktive Einwirkungen (z. B. 
aus Kernenergieanlagen). 
Seuchen, 
Sturmkatastrophen . 
Wolkenbrüche, 
Glatteis , 
Eisstauungen . 

Katastrophenschutzgesetz in 
NRW und Niedersachsen 

Nach dem niedersächsischen Katastro­
phenschutzgesetz vom 8. 11.1978 ist ein 
Katastrophenfall »ein Notstand , bei 
dem Leben, Gesundheit oder die 
lebenswichtige Versorgung der Bevöl­
kerung oder erhebliche Sachwerte in 
einem solchen Maße gefährdet oder 
beeinträchtigt sind , daß seine Bekämp­
fung durch die zustäTldigen Behörden 
und die notwendigen Einsatz- und Hilfs­
kräfte eine zentrale Leitung erfor­
dert. « 

Nordrhein-Westfalen definiert in sei­
nem Katastrophenschutzgesetz vom 
20. Dezember 1977 die Katastrophe als 
»ein Schadensereignis ... , das über die 
Schadensfälle des täglichen Lebens hin­
ausgeht und Leben, Gesundheit , erheb­
liche Sachwerte oder die lebenswichtige 
Versorgung der Bevölkerung gefährdet 
oder beeinträchtigt ... «. 

Daraus wird die Notwendigkeit einer 
Katastrophenschutzbehörde abgeleitet, 
die ihre Schutzmaßnahmen mit Hilfe 
besonderer Einheiten und Einrichtun­
gen durchführt. 

Risiko 

Nach den Ländergesetzen umfaßt der 
Katastrophenschutz die Vorsorge und 
die Bekämpfung der Katastrophen mit 
allen ihren Einsatzmaßnahmen ein­
schließlich Amtshilfe anderer Behörden 
und Dienststellen , u. a . der Bundes­
wehr. 

Neben diesen empirisch-pragmatischen 
Definitionen gibt es Versuche , etwa im 
Zusammenhang mit der Auslegung der 
Strahlenschutzverordnung oder ausge­
hend von Einsatz-Erfahrungen der 
Katastrophenhilfsorganisationen wie 
Deutsches Rotes Kreuz. Malteser , 
10hanniter, Arbeiter-Samariter-Bund , 
zu einer mehr systematischen Defini­
tion anhand von Schwellenwerten oder 
Umfang (Größenordnung) der einzel­
nen Katastrophe zu kommen . 

In Anlage I zu § 2 der Strahlenschutz­
verordnung wird als »Unfall« ein Ereig­
nisablauf definiert , »der für eine oder 
mehrere Personen eine die Grenzwerte 
übersteigende Strahlenexposition oder 
Inkorporation radioaktiver Stoffe zur 
Folge haben kann, soweit er nicht zu 
den Störfällen zählt«. Störfälle , wie sie 
in der vorbereiteten Störfallverordnung 
der Bundesregierung definiert sind , lie­
gen in der Regel unterhalb der Kata­
strophen- und Unfallschwelle ; sie erfas­
sen alle Abweichungen vom bestim­
mungsgemäßen Betrieb einer Anlage 
der chemischen oder mineralölverarbei­
tenden Industrie (also auch Abweichun­
gen ohne Unfallfolgen) . 

Das Deutsche Rote Kreuz unter­
scheidet in seiner Katastrophenschutz­
vorschrift von 1962 zwischen kleinen . 
mittleren und großen Katastrophen, je 
nachdem. ob zur Bekämpfung örtliche 
Kräfte ausreichen , der Einsatz eines 
Kreisve rbandes erforderlich ist oder 
auswärtige Verbände zugezogen wer­
den müssen . 

In der Versicherungswirtschaft zieht 
man vielfach die Grenze zwischen 
Unfall und Katastrophe mit Hilfe quan­
titativer Kriterien (Anzahl getöteter 
oder verletzter Personen . Ausmaß des 
Sachschadens oder unterbrochener 
Dienstleistungen. Aufwand für Hilfs-

13 



Risiko 

maßnahmen, Unnormalität des Ereig­
nisses usw.). Die Metropolitan Life 
Insurance z. B. rechnet Unfälle mit 
mehr als 5 Toten zu den Katastro­
phen. 

Ansätze einer 
Sicherheitswissenschaft 

Eine Sicherheitswissenschaft, die über 
Risikobetrachtungen einzelner Techni­
ken hinausgeht, gibt es erst in Ansätzen, 
vor allem als Technologiefolgen­
Abschätzung und vergleichende Risiko­
analyse. Beispiele für derartige For­
schungsansätze geben das Disaster 
Research Center in Columbus/Ohio in 
den USA, das Institut für Reaktorsi­
cherherit in Köln oder das Sozialwissen­
schaftliche Institut für Katastrophen­
und Unfallforschung in Kiel. 

Sicherheitswissenschaftliche Studien 
kommen dabei im wesentlichen zu zwei 
Ergebnissen: 

o Bei immer höheren Zivilisationsan­
sprüchen und -erwartungen und 
zugleich immer komplizierteren. 
technisch aufwendigeren und mit­
einander - auch international - ver­
netzten Produktions-, Verteilungs­
und Kommunikationssystemen 
werden nicht nur Groß-Katastro­
phen (wie Sturmfluten). sondern 
auch schon regionale Stromausfälle 
oder Wasserversorgungskrisen als 
einschneidende. völlig ungewohnte. 
existentiell bedrohende Ereignisse 
empfunden (auch mit der Folge 
internationaler Hilfsaktionen und 
früher noch unbekannter interna­
tionaler Solidarität) . 

o Durch moderne technische Über­
tragungsmedien werden alle Kata­
strophen- und Unfallmeldungen 
sehr rasch und sehr genau weltweit 
berichtet und . verstärken dadurch 
noch den Eindruck existentieller 
Bedrohung durch Naturereignisse 
oder Fehlbarkeit und Gefahrenpo­
tentiale der Technik und Indu­
strie. 

Beides zusammen führt zu einer hohen 
Sensibilisierung für vorhandene ab-
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strakte Gefahrenpotentiale etwa der 
Kernenergie oder Großchemie. wäh­
rend auf der anderen Seite viele konkre­
te Alltagsrisiken (etwa im Straßenver­
kehr oder Haushalt) unterschätzt und in 
Sicherheitsanalysen vernachlässigt wer­
den. Insgesamt sind bei höherer Bevöl­
kerungsdichte und größerer Störanfäl­
ligkeit der immer komplizierter werden­
den technischen Großsysteme auch 
Gefährdungsmomente und Katastro­
phenanfälligkeit gestiegen - was nicht,in 
allen Fällen wettgemacht wurde durch 
verstärkte Sicherhe.itsanstrengungen 
und Katastrophenvorsorge. Die Zahl 
der Ballungsgebiete mit 10.000 und 
mehr Menschen pro km2 hat in den 
letzten zehn Jahren um 25 % zugenom­
men. 

Die Sicherheitsdiskussion zeichnet 
sich durch eine Reihe von Merkwürdig­
keiten aus : Auf der einen Seite wird ein 
Rückgang der Unfallhäufigkeit in der 
Statistik festgestellt (bei den Arbeitsun­
fällen seit 1970 um etwa 30 % . bei den 
tödlichen Verkehrsunfällen um etwa 
15 %), während auf der anderen Seite 
die Sensibilisierung für Unfallgefahren 
- auch mit Übertreibung bestimmter 
Risiken - ständig zunimmt. Humanisie­
rung der Arbeitswelt, Vorbereitung 
auch auf verbleibende Restrisiken, Prü­
fung neuer Stoffe und Verfahren auf 
alle nur denkbaren Langzeitwirkungen 
werden gefördert, aber zugleich werden 
wachsende Entwicklungskosten. zuneh­
mende Bürokratisierung. Vorschriften­
flut. Verzögerung von Genehmigungs­
verfahren oft von den gleichen Politi­
kern beklagt. Sehr hohe Sicherheitsga­
rantien sind bisher auch immer unver­
meidlich mit erhöhtem Forschungs- und 
Entwicklungsaufwand, neuen bürokra­
tischen Verfahren, mehr Kontrollen 
und mehr Personalaufwand verbunden 

gewesen . 

Muß das so sein? Wären nicht eine 
andere Ingenieur- und Technikerausbil­
dung, ein vorbeugender integrierter 
Arbeitsschutz. ein Einvernehmen von 
Risikobewertungsschwellen oder festen 
Grenzwerten schon in die ersten Plan­
entwürfe und Forschungsideen denk­
bar? Kann nicht die Unternehmensfüh-

rung in Zukunft ökologische Eckwerte 
ebenso wie das Ziel Humanisierung und 
Sicherheit am Arbeitsplatz als selbstver­
ständlich in ihre 'ragespraxis aufneh­
men? Manches Gesetz. manche Vor­
schrift würde dann vielleicht überflüs­
sig. 

Zu den Ungereimtheiten gehört auch 
das Beschäftigen der Öffentlichkeit mit 
nur wenigen Themen bei Vernachlässi­
gung vieler anderer. Seit Jahren schon 
werden ganze Bibliotheken gefüllt mit 
Sicherheitsstudien und Risikoanalysen 
für die Kernenergie . Die Reaktorsi­
cherheitstechnik ist die am weitesten 
und intensivsten vorangetriebene Si­
cherheitsbewertung technischer Groß­
anlagen. Für konventionelle industriel­
le Großanlagen und viele andere Berei­
che moderner Technik sind so gründli­
che. umfassende Risikoüberlegungen . 
wohl auch aus Kostengründen. noch nie 
angestellt worden. 

Trotz des Aufwandes sind gerade bei 
der Kernenergie Mißtrauen . Angst. 
Ablehnung gegenüber dieser neuen 
Technik am größten. während z. B. im 
Verkehr , beim Autobau . in der Rönt­
genpraxis , beim Kohlebergbau mit 
ungleich größeren Risiken , wesentlich 
höherer Unfallhäufigkeit und viel gerin­
gerem Aufwand an Sicherheitsfor­
schung bisher ein geringes Maß an 
Risikovorsorge akzeptiert worden ist. 

Wie sicher ist die Kerntechnik? 

Kerntechniker sind daher auch tief ver­
unsichert und frustriert. Vor wenigen 
Jahren noch sahen sie sich als die Elite 
der modernen Naturwissenschaft, be­
schäftigt mit den wohl aufregendsten 
Abenteuern der Forschung, über Brüt­
Technologie unerschöpfliche Energie­
quellen zu finden; jetzt sind sie, nach 
den Worten des Vorsitzenden der Kern­
technischen Gesellschaft , Levi , zu Prü­
gelknaben der Nation geworden . 

Nach dem Atomgesetz gilt das sicher­
heitstechnische Optimalprinzip: 

o Bestmöglicher Schutz vor den Ge­
fahren der friedlichen Nutzung der 
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Kernenergie ist unabdingbar. Kei­
nerlei Abwägung mit wirtschaftli­
chen und Kostengesichtspunkten 
findet statt. Die Nutzung der Kern­
kraft hat· als strenge Grenze diese 
optimale Schutzpflicht (was konse­
quenterweise Nicht-Inbetriebnah­
me oder Schließung eines Kern­
kraftwerkes bedeuten kann) . 

D Es muß stets die nach den neu esten 
wissenschaftlichen Kenntnissen er­
forderliche Vorsorge gegen mögli­
che Schäden getroffen werden. Dies 
bedeutet: mehr als Stand der Tech­
nik gemäß Bundes-Immissions­
schutz-Gesetz und viel mehr als die 
anerkannten Regeln der Technik . 
Die erforderliche Schadensvorsorge 
wird in der Kerntechnik durch 
Sicherheitserfordernisse nach wis­
senschaftlichen Analysen bestimmt. 
Kann diesen Erfordernissen tech­
nisch nicht genügt werden. darf 
eben die Genehmigung zum Betrieb 
des Kernkraftwerks nicht erteilt 
werden . 

D Mit der Anknüpfung an den Stand 
von Wissenschaft und Technik bin­
det das Atomgesetz die Genehmi­
gungsbehörden an den dynami­
schen Grundsatz der optimalen Ge­
fahrenabwehr und Risikovorsorge. 
Auf keinem anderen Gebiet der 
Technik hat Sicherheit der Bürger 
einen solchen absoluten Vorrang 
vor wirtschaftlichen Erwägungen. 

Der »Religionskrieg« um die 
Kerntechnik 

Noch vor einigen Jahren wurde daher 
von der Kernenergie als dem »Parade­
pferd des Umweltschutzes« gespro­
chen. Überall wird heute gerade die 
Sicherheit deutscher Kernkraftwerke 
als durchschlagendes Verkaufsargu­
ment gebraucht. 

Deshalb ist für Kerntechniker und 
Kernkraftwerkbetreiber die verbissene 
Gegnerschaft gegen die Kernenergie 
schlechthin unverständlich und wird für 
sie zum »Religionskrieg«. 
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Kerntechnik steht Pate für alle positi­
ven und negativen Leitbilder und 
-erfahrungen der Technik. Atombombe 
und friedliche Großforschung , apoka­
lyptische Zerstörung und weltweite 
Systemanalyse. Friedensforschung so­
wie Verfeinerung politischer Planung 

. kommen aus der Kerntechnik. An ihr 
zeigen sich die Grenzen einer nur­
technischen , nur-ingenieurmäßigen Be­
trachtungsweise technischer Zusam­
menhänge unter Vernachlässigung all­
gemeinpolitischer . sozialer , außenpoli­
tischer und psychologischer Folgepro­
bleme. Kerntechnik ist zum Symbol für 
Großtechnik , Zentralisierung und 
Bürokratisierung der Wissenschaft ge­
worden - zugleich zum Prüfstein für die 
Fähigkeit aller Regierenden , für Ent­
scheidungen in der Technologiepolitik 
überhaupt noch Akzeptanz zu finden. 

Diese Sonderrolle der Kerntechnik 
darf nicht vergessen werden. wenn 
Maßstäbe für Risikobewertung anderer 
technischer Risiken gefunden werden 
müssen. Schon jetzt hat die Kernener­
gie-Diskussion zu einer noch vor weni­
gen Jahren unbekannten Sensibilisie­
rung der Öffentlichkeit für Folgeproble­
me technologischer Entwicklungen ge­
führt. Am Beispiel Kerntechnik und 
Reaktorsicherheit wird auch deutlich, 
daß es eben keine Risikobewertung 
ohne Berücksichtigung der Akzeptanz 
solchen Expertenurteils in der Bevölke­
rung geben kann. Expertenmeinung 
wird umso glaubwürdiger . je ehrlicher 
sie auf nicht gelöste Fragen, auf Restri­
siken und Gefahren hinweist. je einfa­
cher und klarer sie auch komplizierte 
naturwissenschaftliche Probleme dar­
stellt, je geduldiger sie auf Zweifel und 
Fragen eingeht. 

Das Akzeptanzproblem 

Ein Teil der Kernenergiewirtschaft hat 
leider jahrelang dieses Akzeptanz-Pro­
blem nicht gesehen (oder nicht sehen 
wollen) und oft zu abstrakt oder unvoll­
ständig die Öffentlichkeit unterrichtet . 
Der »Bürgerdialog Kernenergie« des 
Bundesforschungsministers Matthöfer 
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kam viele Jahre zu spät und war auch 
Lückenbüßer für Versäumnisse der 
Kernenergiewirtschaft. 

Für künftige Risiko-Debatten haoen 
hoffentlich alle Verantwortlichen eines 
aus der Kernenergie-Diskussion ge­
lernt: Akzeptanz von Restrisiko setzt 
Wissen gerade um das Ausmaß des 
Risikos voraus. Eine erkannte Gefahr 
verbreitet nicht mehr dumpfe Angst , 
sondern löst Aktion, Einsicht , auch 
Respekt vor den getroffenen Vorsorge­
maßnahmen aus. Vor hundert Jahren 
betrug die mittlere Lebenserwartung 
bei uns knapp 50 Jahre. heute sind es 
weit über 70 Jahre. Das bedeutet: Vor 
allem durch Fortschritte in der Medizin 
und Gesundheitsvorsorge wird der 
Summe aller Risiken , denen wir ausge­
setzt sind , heute besser begegnet als 
früher. Sicherheitsforschung und -pra­
xis. Arbeitsmedizin und Umweltschutz 
haben wichtige Fortschritte erzielt. 

Bundesverfassungsgericht : 
Einsicht in Restrisiken 

Nach Art. 2 GG hat jeder Bürger das 
Recht auf körperliche Unversehrtheit. 
Dieses Grundrecht unserer Verfassung 
findet seine Grenze in den unvermeidli­
chen. von der Gesellschaft akzeptierten 
natü rlichen und Zivilisationsrisiken. 
Diese Sozialadäquanz ist allerdings von 
Technik zu Technik. von Region zu 
Region verschieden. Der für die Kern­
technik geltende sehr enge Maßstab gilt 
nicht für Verkehr oder Kohlebergbau . 
Ein absoluter. jedes Risiko ausschlie­
ßender Maßstab kann für keine Technik 
- auch nicht für die Kernenergie -
angelegt werden . Das Bundesverfas­
sungsgericht hat in seiner Entschei­
dung. die die Verfassungsmäßigkeit des 
Atomgesetzes bejaht. überzeugend aus­
geführt, daß es in der Tagespolitik. also 
für die Gestaltung der Sozialordnung. 
bei Abschätzung von Risiken anhand 
praktischer Vernunft bleiben muß. 
Mehr zu fordern hieße . die Grenzen 
menschlichen Erkenntnisvermögens 
verkennen. und würde wohl bedeuten. 
auf einen großen Teil heute lebensnot-

15 



Risiko 

wendiger Technik ganz zu verzichten . ' 
Zur praktischen Vernunft gehört aber 
auf. jeden Fall, Vorkehrung für die 
bekannten und wahrscheinlichen Rest­
risiken zu treffen und die Bevölkerung 
über die Art der getroffenen Maßnah­
men genau zu informieren. 

Risikoabschätzung und 
Risikoberechnung 

Dieser verfassungsrechtliche Maßstab 
für eine Risikoabschätzung und Risiko­
bereitschaft gilt für alle Risiken der 
Industriekultur ; gleichzeitig bedarf es 
neuer Verfahren zur ständigen Minde­
rung Z.Zt. noch unvermeidlicher Restri­
siken. 

Risiko kann definiert werden als Pro­
dukt aus Schadenumfang und durch­
schnittlicher Schadenhäufigkeit. Ist der 
Schadenseintritt ein seltenes Ereignis 
wie bei Kernkraft-Großunfällen oder 
Meteoriteneinschlägen , so ist der Wert 
der mittleren Schadenhäufigkeit gleich­
zeitig der der Schadenseintritts-Wahr­
scheinlichkeit. Die Berechnung des 
Schadensumfanges wird nun in der Ver­
sicherungswirtschaft oder Sicherheits­
wissenschaft häufig in Geld bewertet 
nach der Formel: Wert pro Zeit und 
Person. Die Tabellen des Bundesar­
beitsministers zur Minderung der Er­
werbstätigkeit oder Vertragssummen 
eines Lebensversicherungsvertrages 
sind Beispiele für diese Art der Risiko­
Berechnungsmethode. Abschätzungen 
des Geldwertes eines verlorenen Au­
ges , Beines oder des Wertes einer toten 
Hausfrau und Mutter hat für nicht­
sicherheitswissenschaftlich und -versi­
cherungswirtschaftlich denkende Nor­
malbürger immer etwas Beklemmend­
Inhumanes. Diese rein quantitativen 
Berechnungs- und Risikoabschätzun­
gen überzeugen nicht jedermann. Wich­
tiger ist es, Risiken im Vergleich zuein­
ander aufzuzeigen. 

1 (Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
8. Augu" 1978: EnlScheidunge n 49. Band . s. 90) . 
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Nach Statistiken des Hauptverbandes 
der Gewerblichen Berufsgenossen­
schaften e. V. kommen im Bergbau 5,4 
Tote auf 10.000 Betriebsjahre, bei 
Eisen und Metall 1,1 Tote auf 10.000 
Betriebsjahre und bei Textil und Leder 
5,4 Tote auf 10.000 Betriebsjahre. Das 
natürliche Todesrisiko eignet sich nach 
Auffassung vieler Fachleute (wie etwa 
Albert Kuhlmann) als Maßstab zur 
Beurteilung der tatsächlichen Sicher­
heitssituation , weil dieses Todesrisiko 
praktisch in allen Industrieländern 
gleich groß ist und sich nur langsam 
verändert . . 

Im Risikobegriff sind stets eine mehr 
kognitiv-rationale und eine mehr nor­
mative Komponente enthalten. Norma­
tiv , für jedermann gültig, weil das, was 
als Katastrophe , Gefahr, Unfall gilt, auf 
sozialen Konsens gegründet ist , wobei 
die Maßstäbe und Bewertungskriterien 
einzelner Personen dabei sehr verschie­
den , sehr persönlieh gefärbt sein kön-
nen . 

lede Risikoanalyse verlangt anderer­
seits, unabhängig von sozialer Akzep­
tanz , unabhängig von bestehendem 
Konsens und traditioneller Gewöh­
nung , eine rational-systematische Beur­
teilung von Eintrittswahrscheinlichkei­
ten , Ereignispfaden, Risikofaktoren . 

Risikofaktor Mensch 

Vor allem der Faktor Mensch ist aber 
ein nicht genau berechenbarer Faktor, 
der es unmöglich macht , alle nur denk­
baren Schadensereignisse in ein ge­
schlossenes Risikokonzept mit Risiko­
klassen, Schwellenwerten für die zu 
treffende Maßnahmen und exakter 
Vorausschätzung von Eintrittswahr­
scheinlichkeiten einzuordnen . Gewarnt 
werden muß daher vor Totalkonzepten 
mit großem intellektuellem und organi­
satorischem Aufwand , die alle nur 
denkbaren Gefahren ausschalten wol­
len . Absolute Sicherheit ist nicht mög­
lich , wohl aber ist eine Art Merkliste 
oder Aufzählung verschiedener Ein­
trittswahrscheinlichkeiten sinnvoll, die 
intern auslösende Ereignisse (etwa in 

Form von Störfallanalysen) von exter­
nen Folgen einer Katastrophe oder 
eines Unfalls (z. B. Ausbreitungsanaly-
sen) trennt. ' 

Eine wichtige Nebenwirkung von 
Risikoanalysen ist dabei die genaue 
Beschreibung oder Dokumentation ei­
nes technischen Systems mit Identifizie­
rung von Schwachstellen, Nachgehen 
von Fehlerketten, Optimierung der 
Prüfungsfunktionen und Testmöglich­
keiten (auch nach den Maßstäben der 
Redundanz, Diversität , Sicherheitsma­
ximierung von System teilen usw.). Die­
se Nebenwirkung ist oft wichtiger als 
das Ziel, zu quantifizierten Risikoab­
schätzungen zu kommen. Der kritische 
Dialog mit dem Entwicklungsingenieur, 
der kontinuierliche , konsequente Ana­
lysenprozeß ist das entscheidende, -
nicht so sehr das Endprodukt: eine 
Risikoabschätzung. 

Der öffentliche Dialog 

Einen Schritt weiter geht der öffentliche 
Dialog über Risikopfade , Gefahrenpo­
tentiale , Schadeneintrittswahrschein­
lichkeiten verschiedener Technologien. 
Dies wird nicht immer einfach sein, wird 
zu heftigen Kontroversen führen - aber 
ganz sicher die Bereitschaft zur persön­
lichen Risikovorsorge , zum Lernen 
sicherheitstechnisch relevanter Hand­
lungsvorschläge und rationalerem - auf 
Wissen gegründetem - Umgang mit der 
Technik erhöhen . 

Es sind mehr Interessentenwünsche, 
daß Risikoanalysen auch die Risikoak­
zeptanz in der Bevölkerung erhöhen 
würden - das Gegenteil ist oft der Fall. 
Kein Wunder , denn die Einführung 
neuer , hinsichtlich sozialer Folgen risi­
koreicher Großtechnologien wie der 
Kernenergie oder des Kabelfernsehens 
braucht außer Entscheidungen der Par­
lamente auch breiten Konsens in der 
Bevölkerung, Annahme und Vertraut­
werden mit den neuen Risiken und 
neuen Lebensformen und Gestaltungs­
möglichkeiten . Diese gesellschaftspoli­
tischen Folgeprobleme wurden zu lange 
nicht gesehen und in die Risikoanalyse 
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nicht einbezogen, ihr Einfluß auf die 
Akzeptanz einer neuen Technik unter­
schätzt. 

Vielzahl technischer 
Regelwerke 

Für die Planung, den Bau und den 
Betrieb von großindustriellen Anlagen 
mit Gefahrenpotentialen werden seit 
langem Schutzziele durch eine Vielzahl 
von Vorschriften und Verordnungen 
definiert , welche sich auf DIN-Normen 
und technische Regelwerke (für EinzeI­
komponenten wie z. B. Dampfkessel) 
beziehen. Diese technischen Regeln 
werden in Hunderten von Fachgremien, 
von den Fachverbänden der Wirtschaft. 
wissenschaftlichen Instituten in Zusam­
menarbeit mit Berufsgenossenschaften 
und Behörden erarbeitet und fortge­
schrieben . Für jede Sicherheitsstrategie 
kommt dem Erfahrungsrückfluß aus der 
Industrie, der Anpassung der Regel­
werke an den neuesten Stand der Tech­
nik, große Bedeutung zu . 

Rezeptbuchartige Konzepte mit Ab­
decken jedes nur denkbaren Risikos 
kann es bei der Vielzahl chemischer 
Produkte und Verfahren verständli­
cherweise nicht geben ; immer wieder 
müssen von Experten neue Lösungen 
für neue Situationen erarbeitet werden 
- nach Test und Bewährung in der 
Betriebspraxis fließen diese Lösungs­
vorschläge in die Regelwerke ein. 
Inzwischen gibt es auf Beschluß des 
Präsidiums des Verbandes der Chemi­
schen Industrie einheitliche Sicherheits­
Datenblätter , ferner in einigen Betrie­
ben (wie z. B. bei BASF) Dokumenta­
tionen und Medienkarteien gefährlicher 
Stoffe mit präzisen Angaben über GGe­
fahrenquellen, Notmaßnahmen. Kon­
taktsteIlen usw. 

Dabei wächst das Risiko unerwünsch­
ter Nebenwirkungen durch chemische 
Produktionen mit der Größe und Kom­
plexität der Produktionsanlagen . Die 
chemische Industrie weiß nur zu genau. 
daß Risikominimierung eine der wich­
tigsten Voraussetzungen für ihren wirt­
schaftlichen Erfolg und ihre Einschät­
zung in der Öffentlichkeit ist. 
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Risikovergleiche 

Nach den Chemie-Unfällen wie in Flix­
borough 1974 und in Seveso 1976 hat 
der Harrisburg-Störfall in einem kom­
merziellen Kernkraftwerk drastisch das 
Interesse der Öffentlichkeit überall in 
der Welt auf die Risiken unserer Indu­
striekultur gelenkt. Neuerdings werden 
überall - vor allem in internationalen 
Organisationen - Risiko-Analysen und 
-Vergleiche in gründlichen wissen­
schaftlichen Studien angestellt - wie 
z. B. im amerikanischen Rasmussen­
Bericht von 1975 oder in der Birkhofer­
Studie vom August 1979, die der Bun­
desminister für Forschung und Techno­
logie durchführen ließ. 

Risikovergleiche reichen von den 
bekannten Risiko- und Schadenstabel­
len der Versicherungswirtschaft bis zu 
den Berechnungen von B.L. Cohen 
über verlorene Lebenserwartung: pro 
Tag etwa beim Rauchen von 20 Zigaret­
ten = 2.200 Tage geringere Lebenser­
wartung , arbeiten als Kohle-Bergmann 
unter Tage = 1.100 Tage weniger oder 
Erhöhung der Lebenserwartung bei 
Anlegen der Sicherheitsgurte im Auto 
= 50 Tage höhere Lebenserwartung. 
Verfügbarkeit eines Notarztwagens = 

10 Tage höhere Lebenserwartung. Das 
Nichteinhalten von Krebs-Vorsorgeun­
tersuchungen bedeutet ein Risiko von 
6.000 Minuten verlorener Lebenserwar­
tung . 5.000 km Autoreise soll nach 
Berechnungen 1.000 Minuten, und 
5.000 km Flugreise 100 Minuten 
Lebensverkürzung ausmachen kön­
nen. 

Wir sind alle wesentlich stärker beun­
ruhigt durch seltene große als durch die 
vielen kleinen Unfälle, denen aber ent­
scheidend mehr Menschen zum Opfer 
fallen. 

Alle Risiko-Vergleiche - wie sie unter 
anderem auch während des Gorleben­
Hearings des niedersächsischen Mini­
sterpräsidenten Albrecht vorgetragen 
wurden, haben allerdings nur einen sehr 
begrenzten Aussagewert ; alle Berech­
nungen, die ja nur grobe Abschätzun­
gen und Verallgemeinerungen sind. 
werden mit zunehmendem Schadens-

Risiko 

umfang bei abnehmender Wahrschein­
lichkeit immer unsicherer - abgesehen 
davon , daß keine Wahrscheinlichkeits­
berechnung etwas über den tatsächli­
chen Eintritt eines Schadensereignisses 
aussagen kann . Dem Zusammenstoß 
zweier Jumbo-Jets auf einem Rollfeld 
hatten Luftsicherheitsexperten eine äu­
ßerst geringe Wahrscheinlichkeit ge­
genüber vielen anderen Luftfahrtunfäl­
len eingeräumt; und doch hat gerade 
dieser Unfall auf Teneriffa 1978 zu 
vielen Hunderten von Toten geführt. 
Vor allem Vergleiche der unfallbeding­
ten Risiken von Kernkraftwerken mit 
Risikel) von Naturereignissen wie Erd­
beben, Überschwemmungen, oder All­
tagsrisiken unserer Industriekultur wie 
Autofahren, Krebserkrankung oder 
Überernährung sind äußerst fragwür­
dig, da die Schadensauswirkungen nicht 
gleich sind - man denke an Frühschä­
den , Spät- oder genetische Schäden -
und da die Vergleiche sowohl Risiken 
betreffen , für die exaktes empirisches 
Material vorliegt (etwa der Betriebsun­
fallgenossenschaften für die Unfälle in 
der chemischen Industrie), als auch 
Risiken , die nur analytisch und theore­
tisch berechnet wurden (wie etwa Risi­
ken durch radioaktive Strahlenbela­
stung). Die Birkhofer-Studie hat trotz­
dem die Erwartungswerte für Todesfäl­
le durch Leukämie und Krebs mit den 
Werten für mögliche Kernkraftunfälle 
verglichen: 1.89 spontanen Todesfällen 
stünden 10 kernkraftunfallbedingte To­
desfälle im vom Unfall betroffenen 
Gebiet gegenüber. 

Der in den Rechenläufen der Birkho­
fer-Studie angenommene Maximalscha­
den bei einem Kernkraftwerk-Unfall 
(rd. 104.000 Todesfälle) hat eine Ein­
trittshäufigkeit von 5 x lO- IO/Jahr. d. h. 
ein solches Ereignis kann in 50 Milliar­
den Betriebsjahren auftreten. 

Psychologisches Problem: Das 
öffentliche Bewußtsein 

Die Durchführung derart detaillierter 
hypothetischer Risikobetrachtung führt 
auch zu psychologischen Problemen . 
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Jede genaue Risiko-Analyse erfordert 
es , gerade solche möglichen Schadens­
ereignisse zu untersuchen , die man 
durch entsprechende Vorkehrungen 
und Vorsorge-Maßnahmen verhindern 
will, die aber zu riesigen Schäden führen 
könnten , wenn sie sich trotz aller Vor­
sorge dennoch ereignen würden . Bei 
breiter Diskussion von Risiken gewin­
nen auch unwahrscheinliche Ereignisse 
einen sehr realen , unmittelbar bedrohli­
chen Charakter mit der Folge , daß 
Gefahren übertrieben werden . Gerade 
Risiken , die als minimal nachgewiesen 
sind, werden als die akutesten angese­
hen , während andere, viel bedrohliche­
re Gefahren kaum oder gar nicht zur 
Kenntnis genommen werden . 

Wichtig sind daher vor allem zwei 
Dinge: 

o Eine Änderung der bisherigen 
Sicherheitsphilosophie und 

o eine grundsätzliche Änderung im 
öffentlichen Bewußtsein. 

Die bisherige Sicherheitsphilosophie 
(jedenfalls im konventionellen Bereich) 
geht von der Methode des trial and error 
aus, die auch sonst für die Praxis des 
Entwicklungsingenieurs typisch ist. 
Eine Verbesserung der bisher geltenden 
sicherheitstechnischen Regeln und Vor­
schriften erfolgt bisher meist nach einer 
negativen Erfahrung mit einem nicht 
abgedeckten Schadensfall, also nach 
dem empirisch geführten Beweis, daß 
ein bestimmtes Schadens- Risiko nicht 
abgedeckt ist. Notwendig wäre dagegen 
- jedenfalls bei Großanlagen - von 
vornherein das Erfüllen bestimmter 
Sicherheitsanforderungen zu verlan­
gen, und zwar umso höherer Sicher­
heitsanforderungen , je größer das mög­
liche Schadenspotential ist. 

Vorbildlich für eine konsequente und 
systematische Begrenzung von Versa­
gensquoten und Ausfallsituationen ist 
die Weltraumfahrt , die jedes auch nur 
denkbare Ausfallrisiko durch redun­
dante Auslegung der Sicherheitssyste­
me , Simulieren von Katastrophensitu­
ationen und Systemprüfung unter Ex­
trembedingungen auszuschließen ver­
sucht. 
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Synthetische statt empirischer 
Erfahrung 

Empirische Erfahrung muß mehr und 
mehr durch synthetisch gewonnene 
Erfahrung ersetzt werden . d . h .. Sicher­
heitsgewährleistungen und technische 
Regeln für die Betriebssicherheit müs­
sen als durchgeprüftes Regelwerk be­
reits vor Inbetriebnahme der Anlage 
vorliegen und in ihren wichtigsten Kom­
ponenten auf Empfindlichkeit getestet 
worden sein. Die Sicherheitsphiloso­
phie darf sich nicht nach zufällig einge­
tretenen Störfällen richten . sondern 
muß vom jeweils vorhandenen Gefähr­
dungspotential der verwendeten Stoffe , 
Technologien und Prozesse ausgehen. 

Alle häßlichen Zukünfte - vom 
Atomkrieg bis zu Energiekrisen, von 
Terroraktionen und Situationen des ' 
Fast-Bürgerkrieges bis zu weitreichen­
den Umweltvergiftungen. Groß-Unfäl­
len und -bränden in der chemischen 
Industrie - müssen in die Alltagserwar­
tung einbezogen werden . Katastro­
phenvorsorge auf jeder Ebene muß zu 
einer Selbstverständlichkeit werden . 
Die Begeisterung für technische Mach­
barkeit muß abgelöst werden durch eine 
nüchterne Einschätzung der möglichen 
Pannen, Risiken , Unfälle , Versagen 
einzelner Elemente . 

Die Wahrscheinlichkeit für System­
ausfälle - vom Elektrizitätswerk bis zu 
einem Dammbruch - sind vielleicht 
gering, aber niemals gleich Null. Auch 
als sicher geltende Brücken können 
einstürzen; Betriebspersonal kann sich 
irren oder sich nicht an die Betriebsan­
leitung halten (wie beim Brunsbüttel­
Kernkraft-Störfall), eine Kumulation 
von Krisen oder Extremsituationen 
kann eintreten. 

Gefahren nicht verschweigen 

Ganz falsch war und ist ein Verschwei­
gen von Gefahren gegenüber der Bevöl­
kerung . Es war immer töricht. von 
einem geringen Gefährdungsumfang -
etwa bei der Kernenergie - zu sprechen. 

Auch bei niedriger Wahrscheinlichkeit 
des Eintritts sind Schadensfälle denk­
bar. die ohne Vorsorgemaßnahmen zu 
katastrophalen Auswirkungen für 
Zehntausende führen können. Die 
Rahmenempfehlungen für den Kata­
strophenschutz in der Umgebung kern­
technischer Anlagen sind bereits 1977 
im gemeinsamen Ministerialblatt der 
Bundesregierung veröffentlicht wor­
den. Viele Länder , u. a. Nordrhein­
Westfalen und Bayern , geben inzwi­
schen präzise Empfehlungen und Rat­
schläge in Kernunfall-Merkblättern an 
die Bevölkerung heraus, die beschrei­
ben , wie man sich bei einem Kernkraft­
unfall verhalten soll (vom Hinweis, die 
Häuser nicht zu verlassen, bis zur Anga­
be von Spezialkliniken und Be ratern) . 
Baden-Württemberg und Bayern haben 
1978 in einer großangelegten Übung 
zusammen mit der Bevölkerung auch 
einen Reaktorunfall geprobt (Übung 
Grafenrheinfeld). 

Auf jeden Fall müssen überall die die 
Allgemeinheit interessierenden Teile 
der Katastrophenschutzpläne veröf­
fentlicht werden . Wer in der Umgebung 
von Werken der Großchemie. von Raf­
finerien, von ÖI- oder Gastankerhäfen 
usw. lebt , muß wissen. was er im Fall 
einer Katastrophe zu tun hat . welche 
Nachbarschaftshilfe notwendig und wo 
das nächste Spezialkrankenhaus ist. 
Leider gibt es noch immer nur zwei 
Behandlungszentren für Massen­
Brandverletzungen (in Bochum und 
Ludwigshafen). nötig sind etwa ein 
Dutzend. Brand-Schutz und -vorsorge 
sind selbst in Hotels und Hochhäusern 
oft noch unvollkommen. 

In letzter Zeit wird immer häufiger 
die Forderung erhoben - vor allem von 
Bürgerinitiativen -, auch die lokalspezi­
fischen Einzelheiten und die sogenann­
te Logistik einzelner Katastrophenab­
wehrpläne zu veröffentlichen. Auf den 
Parteitagen von SPD und F.D.P. wer­
den seit zwei Jahren entsprechende 
Anträge diskutiert. Im Landratsamt 
Lörrach wurden 1977 Teile des örtli­
chen Katastrophenabwehrplanes ent­
wendet und von Bürgerinitiativen ver­
öffentlicht. 
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Katastrophenabwehrpläne 

Alle Katastrophenabwehrpläne sind für 
die Behörden geschrieben. die unmit­
telbar im Katastrophenschutz tätig sind. 
Sie enthalten neben Angaben über 
Rechtsgrundlagen und Aufgaben der 
Katastrophenabwehrbehörden auch 
Angaben über Alarmierungspläne . 
Meldestellen. Kataloge luft- und was­
sergefährdender Stoffe. genaue Anga­
ben über Alarmpläne bei Hochwasser. 
Flugzeugabstürzen , Schneenotständen . 
Gasunfällen usw .. vor allem aber eine 
lückenlose Adressenliste aller Stellen 
und Personen. die in der Katastrophen­
abwehr tätig sind. Jedem Bürger in 
unserem Land wird nach den Erfahrun­
gen mit internationalem Terror in den 
letzten Jahren sicherlich einleuchten. 
daß dieser logistische Teil der Katastro­
phenabwehrpläne nicht veröffentlicht 
werden kann. weil sonst geradezu eine 
Anleitung für gezie lte Sabotage- und 
Terroraktionen gegeben würde. Für 
den Bürger ist es wichtiger zu wissen , 
daß Vorsorge in wirksamer Form 
getroffen worden ist und z. B. flächen­
deckende ABC-Züge (d . h. Spezialein­
heiten für den Einsatz bei atomaren. 
bakteriologischen und chemischen krie­
gerischen Angriffen oder bei Großun­
fällen) auch wirklich bereit stehen (z .Z. 
ist nur etwa die Hälfte dieser Spezial ­
trupps ausreichend mit Gerät ausgestat­
tet) . 

In den Katastrophenabwehrplänen 
der einze lnen Kreise. Städte oder Anla­
gen ist jeweils gerege lt . wie Katastro­
pheneinsatzleitung. Einsatzstab und 
Hilfskräfte zusammenwirken müssen. 
welche Dienststellen oder Hilfsorgani­
sationen zu benachrichtigen sind. wel­
che Sicherheits- und Schutzmaßnahmen 
für den jeweiligen Katastrophenfall not­
wendig sind . Industrieunglücksfälle 
werden in a llen Katastrophenabwehr­
plänen ausdrücklich genannt. Störfälle 
liegen in der Regel unterhalb dieser 
Katastrophenfälle. 
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Ein internationales Problem 

Der Seveso-Unfall und die Ölkatastro­
phe von Brest führten zu Anfragen und 
Debatten im Europäischen Parlament . 
zu Beschlüssen der EG-Regierungs­
chefs (am 7. April 1978) in Kopenhagen 
und schließlich zu einem Richtlinien­
vorschlag der EG-Kommission , der 
Gefahren und schwere Umweltunfälle 
bei bestimmten Industrietätigkeiten 
verhindern soll . 

Die Initiativen der EG und der Bun­
desregierung wollen endlich offensicht­
lich bestehende Lücken in der Katastro­
phenvorsorge schließen. Gut abgedeckt 
sind bisher nur die systemimmanenten 
Gefahren. die unter normalen Betriebs­
bedingungen in Industrieanlagen auf­
treten können (z. B . bestimmte Kon­
zentrationen krebserzeugender Stoffe, 
Umfang bestimmter Staub- oder Schad­
stoffemmissionen usw.) . die Störfall­
vorsorge und die Störfallabwehr hinge­
gen sind immer noch als nicht genügend 
anzusehen. 

Zwar ist in der Neunten Durchfüh­
rungsverordnung zum Bundes-Immis­
sionsschutzgesetz vom 18. Februar 1977 
jetzt vorgeschrieben, daß zum Geneh­
migungsantrag auch Unterlagen beige­
fügt werden müssen, die Angaben über 
mögliche Nebenreaktionen und -pro­
dukte bei Störungen im Verfahrensab­
lauf enthalten. Die Anforderung gilt 
aber eben nur für neugenehmigte Anla­
gen; Altanlagen werden überhaupt 
nicht berührt (es sei denn. eine wesent­
liche Änderung wird beantragt) . Stör­
fälle und Unglücksfälle werden durch 
diese Regelung von 1977 nicht erfaßt. 
Auch die bisherigen allgemeinen 
Rechtspflichten in Gewerbeordnung 
oder Bundesimmissionsschutzgesetz , 
Anlagen so zu errichten und zu betrei­
ben , daß Gefahren für Allgemeinheit 
und Nachbarschaft nicht hervorgerufen 
werden können , reichen nicht aus. 

EG wie Bundesregierung sehen 
daher die Vorlage einer Sicherheitsana­
lyse vor. die die sicherheitstechnisch 
wichtigen Anlagenteile ebenso wie das 
Verfahren bei bestimmungsgemäßem 
Betrieb beschreibt , Gefahrenquellen 
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kennzeichnet , Angaben über Auswir­
kungen von Störfällen enthält. Die EG 
legt großen Wert darauf. daß Arbeit­
nehmer und benachbarte Bevölkerung 
über die möglichen Gefahren unterrich­
tet und an Verhütungs- und Sicherheits­
rnaßnahmen beteiligt werden. 

USA: Veröffentlichungspflicht 

Die USA und Schweden geben jedem 
Bürger grundSätzlich das Recht auf 
Einsicht in Behördenakten. Der ameri­
kanische Freedom-of-Information-Act 
und ein schwedischer Verfassungszu­
satz aus dem Jahre 1709 statuieren 
Rechtspflichten der Behörden. behör­
deninterne Vorgänge offenzulegen. so­
fern nicht nachgewiesene staatliche 
Interessen dem entgegenstehen. In 
westeuropäischen Ländern gilt immer 
noch das umgekehrte Prinzip. daß 
Behördenvorgänge grundsätzlich ge­
heimzuhalten sind, es sei denn , eine 
Ermächtigung zur Bekanntgabe besteht 
oder das Parlament verlangt bestimmte 
Auskünfte . Veröffentlichungspflichten 
wie in den USA oder Schweden würden 
auch die positive Folge haben. daß 
Behördensprache in klares Deutsch 
übersetzt und komplizierte technische 
Vorgänge für jedermann verständlich 
dargestellt werden müßten . 

Vorbildlich für präzise und ehrliche 
Information zur Notfall-Planung ist die 
Broschüre »Kerntechnik und Sicher­
heit« in NRW von 1978 mit Hinweisen 
auf Alarmstufen. persönliche VerhaJ­
tensregeln . Sofortmaßnahmen, konkre­
te Schutzmaßnahmen, von der Auffor­
derung , die Häuser aufzusuchen, bis 
zum Einsatz des Katastrophenschut­
zes . 

Konkrete Hinweise 

Auch zur Evakuierung werden konkre­
te Hinweise gegeben: 

»Ergibt die Lagebeurteilung, daß die 
Bewohner bedrohter Gemeinden in der 
unmittelbaren Umgebung der kerntech-
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nischen Anlage bei Verbleiben in ihren 
Wohnungen einer zu hohen Strahlenbe­
lastung ausgesetzt sein würden, kann als 
äußerste Schutzmaßnahme ihre vorüber­
gehende Evakuierung in ungefährdete 
Aufnahmegebiete notwendig werden . 
Entsprechende Aufnahmegebiete, der 
erforderliche Transportraum und die 
Betreuung der betroffenen Bevölkerung 
sind in die Katastrophenschutzplanung 
aufgenommen. Die verlassenen Orte 
werden polizeilich abgesperrt. « 

In klarer Sprache - ohne überflüssige 
wissenschaftliche Termini werden Ver­
haltensregeln für den Notfall gegeben , 
u. a . : 

»Falls Sie von einem Unfall im Kern­
kraftwerk mit Auswirkungen auf die 
Umgebung verständigt werden, beachten 
Sie bitte die folgenden Hinweise. Sie 
können damit zu Ihrem persönlichen 
Schutz und zur besten und schnellstmög­
lichen Hilfe für alle erheblich beitra­
gen: 
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Schalten Sie Radio oder Fernsehen 
ein - insbesondere wenn das Sirenen­
signal (eine Minute Heulton) ertönt ­
und befolgen Sie die von der Kata­
stropheneinsatzleitung veranlaßten 
Durchsagen. 

Achten Sie auch auf Lautsprecher­
durchsagen der Einsatzkräfte . 

Verständigen Sie Ihre Nachbarn . 

Halten Sie sich nicht im Freien 
auf. 

Schließen Sie Fenster und Türen . 

Schalten Sie Lüftungs- und Kli­
maanlagen aus. 

Suchen Sie im Haus möglichst Kei­
ler- oder innenliegende Räume auf. 

Nehmen Sie kein Wasser aus offenen 
Brunnen oder Oberflächengewäs­
sern. 

Bringen Sie Vieh und andere Haus­
tiere in geschlossene Räume, wenn 
Sie dazu aufgefordert werden. 

Geben Sie Tieren kein Futter, das 
offen im Freien gelagert war. 

Bleiben Sie dem Unfallort fern und 
halten Sie Straße und Wege für die 
Einsatzkräfte frei .« 

Die Broschüre enthält ferner ein Ver­
zeichnis der mobilen und ortsfesten 
Meßeinrichtungen , Adressen der strah­
lenmedizinischen Einrichtungen, De­
kontaminierungsplätze sowie die Rah­
menempfehlungen des Bundesinnenmi­
nisteriums vom Oktober 1977. 

Praxis in Frankreich 

Anders als in den USA und Schweden 
wird die Offenlegung von Behördenin­
formationen in den einzelnen EG-Län­
dern sehr verschieden gehandhabt . Der 
staatliche Sicherheitsvorbehalt wird in 
Frankreich sehr eng - in anderen Län­
dern - so auch bei uns - viel weiter 
ausgelegt. Jedoch nur bei Mitwirkung 
der Bevölkerung an der örtlichen Kata­
strophenschutz-Planung, nur durch re­
gelmäßige Sicherheitsübungen im Be­
trieb und mit den benachbarten Ein­
wohnern können ausreichende Vorsor­
ge und ein vernünftiger Umgang mit 
dem Risiko industrieller Großanlagen 
erreicht werden . Ganz selbstverständ­
lich sollte es sein , daß Störfälle vom 
Betreiber der Anlage sofort der zustän­
digen Behörde gemeldet werden. Dabei 
müssen die Auswirkungen des jeweili­
gen Störfalles exakt beschrieben und die 
Maßnahmen angegeben werden, die zur 
Begrenzung der Auswirkungen getrof­
fen wurden. Heute sind es häufig noch 
findige Journalisten oder staatsanwaltli­
che Ermittlungen , die die Einzelheiten 
eines Störfalles zusammentragen . 

Schutzpflicht des Staates 

Gerade in einem freiheitlichen und 
demokratischen Staat wie dem unseren 
ist umfassende Schutzpflicht für jedes 
menschliche Leben ein zwingendes 
Gebot der Verfassung, wie zuletzt vom 
Bundesverfassungsgericht wieder im 
Schleyer-Urteil vom 15.10.1977 bestä­
tigt wurde . Der Schutzpflicht des Staa­
tes sollten unsere Behörden nicht nur 
durch ein gründliches und sicherheits­
technisch umfassendes Genehmigungs-

verfahren entsprechen , das Betriebe 
mit den nach dem letzten Stand der 
Sicherheitstechnik bestmöglichen Vor­
kehrungen ausstattet, sondern auch 
durch eine umfassende ständige Vorbe­
reitung und Einübung in Katastrophen­
und Störfallsituationen. Dies reicht von 
der Information über Absturzwahr­
scheinlichkeiten von Weltraumstatio­
nen oder -satelliten mit Bord-Atomre­
aktoren bis zu Hinweisen auf Verhalten 
beim Auffinden von Nervenkampfstof­
fen des letzten Weltkrieges , wie Mitte 
September 1979, als große Mengen von 
Giftstoffen (u. a. Tabun und Lost) in 
Hamburg-Eidelstedt gefunden wurden 
und die Evakuierung von hundert 
Anwohnern und etwa tausend Arbeit­
nehmern aus sechzig Betrieben erfolgen 
mußte . Die aufgefundenen Kampf- und 
Giftstoffe sind inzwischen nach dem 
Truppenübungsplatz MunsterlWestfa­
len transportiert worden, wo sie zwi­
schengelagert werden. Eine Spezialan­
lage zur Beseitigung solcher Stoffe ist 
erst im Bau. Der Hamburger Senatsbe­
richt (Rebels-Bericht) zählt zu den 
Gefahren, die von dem mangelhaft 
gesicherten Firmengelände ausgingen: 
Brände, Explosionen, Vergiftungs- und 
Umweltschäden. Als Konsequenz des 
Vorfalls soll das Aufgabenverständnis 
der Hamburger Gewerbeaufsicht und 
anderer Behörden überprüft werden. 

Offene Sicherheitsphilosophie 

Erst durch eine offene Sicherheitsphilo­
sophie, die nichts verschweigt und jeden 
einzelnen Bürger als mündigen Partner 
(genauer: als Mit-Sachverständigen für 
Katastrophen- und Störfälle) behan­
delt , kann das in der Bevölkerung 
immer noch vorhandene massive Miß­
trauen gegen bestimmte Großanlagen 
oder Zivilisationsrisiken - vor allem in 
Chemie- und Kernkraftwerken - lang­
sam abgebaut und eine nüchterne Ein­
schätzung der Risiken erreicht werden, 
mit denen wir in unserer Industriekultur 
auch in Zukunft werden leben müs­
sen. 
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MMW: Herr Professor Koslowski. seit 
einiger Zeit wird über die mangelhafte 
Ausstattung der bundesdeutschen 
Krankenhäuser geklagt , vor allem was 
katastrophenmedizinische Vorrichtun­
gen betrifft. Sind wir z. B. für Brandka­
tastrophen gerüstet? 

Koslowski: Die Brandkatastrophe ist 
wohl die häufigste Katastrophe unter 
Friedensbedingungen , die jederzeit 
passieren kann und auch tatsächlich 
vorkommt. Hotel- , Warenhaus- , Kino­
oder Theaterbrände: jedesmal entsteht 
das Problem, diese schwer Brandver­
letzten einer sachgemäßen Behandlung 
zuzuführen. Bürokraten glauben , daß 
jedes Kreiskrankenhaus, das eine In­
tensivstation hat , dazu in der Lage sei. 
Das ist nun einmal nicht wahr. Die 
schwere Verbrennung ist eine spezielle 
Aufgabe der plastischen Chirurgie, zu 
der große persönliche Erfahrung und 
vor allen Dingen auch ein eingearbeite­
tes Team gehört, ein Team von Ärzten 
und Pflegekräften. Und in dieser Hin­
sicht ist die Bundesrepublik immer noch 
ein Entwicklungsland. Wir haben nur 
wenige Betten, nach Auskunft der Bun­
desregierung 48, die speziell dafür ein­
gerichtet sind. Wir brauchen aber 150, 
und in Bayern gibt es beispielsweise 
überhaupt keine Spezialeinrichtungen 
für die Behandlung schwerer Verbren­
nungen. Deswegen ist es notwendig, in 
den Ballungsgebieten solche Einrich­
tungen zu schaffen. 

MMW: Welche Spezialeinrichtungen 
gibt es schon? 

Koslowski: Es gibt in Bochum , im 
Krankenhaus »Bergmannsheil«, das die 
Bergbau-Berufsgenossenschaft einge­
richtet hat, und das jetzt zur Universität 
Bochum gehört, eine solche Abteilung , 
es gibt eine zweite Abteilung in der 
Berufsgenossenschaftlichen Klinik Du­
isburg-Buchholz und eine dritte in Lud­
wigshafen am Rhein . 

MMW: Sie fordern, daß auf diesem 
Gebiet schnellstens etwas passieren 
muß . . . 
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Die »Münchner Medizinische Wo­
chenschrift« brachte in der Februar­
Ausgabe '80 ein Interview mit Pro­
fessor Dr . Leo Koslowski , Direktor 
der Chirurgischen Klinik und Poli­
klinik der Eberhard-Karls-Univer­
sität Tübingen. Die gesamte deut­
sche Presse zitierte ausführlich . Wir 
bringen dieses Interview im vollen 
Wortlaut , weil wir derselben Mei­
nung wie Professor Koslowski sind 
und diese seit einem Jahrzehnt ver­
treten: 

Einfach 
unglaublich! 

Wo bleibt das Gesundheits­
Sicherstellungsgesetz? 

Koslowski: Ja. Es ist nämlich heute eine 
Frage des Glücks , also des Zufalls , ob 
jemand eine optimale Behandlung 
erfährt. Wenn er Glück hat , dann findet 
sein Unfall in der Nähe eines solchen 
Behandlungszentrums statt . Das ist 
aber selten der Fall. Zwei Drittel aller 
Brandverletzungen passieren entweder 
zu Hause oder auf der Straße und nur 
ein Drittel sind Arbeitsunfälle. Deswe­
gen kann man auch von den Berufsge­
nossenschaften nicht verlangen, daß sie 
alle diese privaten Brandunfälle nun in 
ihren Häusern behandeln . Das ist Sache 
unserer Landesregierungen. 

MMW: Gäbe es denn genügend Spezia­
listen bei uns für eine solche Aufga­
be? 

Koslowski: Das glaube ich nicht. Es gibt 
einige erfahrene Chirurgen. plastische 
Chirurgen. denn im Weitrnaßstab ist das 
eine Aufgabe der plastischen Chirurgie 
und die Mehrzahl aller Behandlungs­
zentren für Verbrennungen liegt in den 
Händen von plastischen Chirurgen. Es 
gibt nicht genug, aber sie können ja 

ausgebildet werden . Aber das kann man 
nicht im Laufe eines Trockenkursus von 
drei Wochen erlernen , sondern das 
erfordert eine jahrelange Erfahrung, 
und diese Erfahrung fehlt den meisten 
Chirurgen in unserem Lande . Deswe­
gen müssen wir darauf bedacht sein, 
jetzt solche Behandlungszentren zu 
schaffen , die zugleich als Schulungszen­
tren dienen können , zum Aufbau einge­
arbeiteter Teams. Für zehn Spezialbet­
ten , Intensivbetten für Verbrennungen , 
benötigen wir fünf Ärzte und 30 Köpfe 
Pflegepersonal , Verhältnis 1 : 3. 

MMW: Herr Professor Koslowski. Sie 
haben betont , daß in der Bundesrepu­
blik in den letzten Jahrzehnten sehr viel 
versäumt worden sei auf dem Gebiet 
des Zivilschutzes , vor allem bei den 
ärztlichen Belangen . 

Koslowski: Die Wirklichkeit sieht so 
aus, daß zwar eine ganze Reihe von 
Organisationen sich mit der Katastro­
phenschutz-Planung befassen, aber es 
fehlt an der Koordination . Keiner weiß. 
was der andere macht. Alles läuft 
nebeneinander her. Und vor allen Din­
gen ist der ärztliche Sektor nicht koor­
diniert. Es gibt keine ärztliche Planung 
für einen Katastrophenfall, auch nicht 
für eine Friedens-Katastrophe. Kran­
kenhäuser und Ärzte sind in den Kata­
strophenschutzgesetzen der Länder 
nicht einmal genannt! Das ist eine 
Überschätzung der Verwaltungen . Sie 
glauben. daß man eine Katastrophe 
verwalten kann . Menschen kann man 
nicht verwalten , kranke oder verletzte 
Menschen müssen behandelt werden. 

MMW: Es werden aber doch Kranken­
häuser gebaut , um für den Notfall 
eingesetzt werden zu können . 

Koslowski: Ja. es werden Hilfskranken­
häuser gebaut, es werden Organisa­
tionspläne gemacht, es werden Hilfs­
kräfte ausgebildet. Rettungshelfer. 
Krankenschwestern und auch Ärzte. 
Aber wie sie im Ernstfall eingesetzt 
werden sollen . darüber gibt es keine 
ausreichende Planung. In einem sol­
chen Katastrophenfalle wüßte kein 
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Arzt , wo er sich melden muß. wo er 
eingesetzt werden soll. Es gibt weder 
Weisungsbefugnis noch Weisungsge­
bundenheit auf dem ärztlichen Sektor. 

MMW: Man verläßt sich heute also auf 
den Einsatz des Sanitätsdienstes der 
Bundeswehr für den Ernstfall. 

Koslowski: Ja . das glaube ich auch. Man 
glaubt , daß die Bundeswehr als Kata­
strophenfeuerwehr sozusagen in jedem 
Falle einspringen wird, wie sie es auch 
getan hat z. B. bei der Schneekatastro­
phe in Schleswig-Holstein im letzten 
Winter , bei der Brandkatastrophe in 
der Lüneburger Heide usw. Aber wir 
haben ja vom Inspekteur des Sanitäts­
wesens der Bundeswehr gehört , daß das 
eigentlich nicht die Aufgabe der Bun­
deswehr ist . 

MMW: Es wurde auch betont , daß es 
eine sehr wichtige ärztliche Aufgabe ist , 
sich in katastrophen medizinischen Fra­
gen fortzubilden. Fragen wie die »Tria­
ge« wurden bisher kaum behandelt in 
der Fortbildung .. . 

Koslowski: Sie haben die Triage ange­
sprochen : Unter Triage verstehen wir 
die Sichtung der Verletzten nach einer 
Massenkatastrophe im Hinblick auf die 
Dringlichkeit ihrer ärztlichen Versor­
gung. Diese Triage muß von einem sehr 
erfahrenen Arzt , in der Regel von 
einem erfahrenen Chirurgen , vorge­
nommen werden. Er muß entscheiden , 
wer sofort behandelt werden muß, wer 
lebensgefährlich verletzt ist, wer trans­
portfähig ist , wer unter den Bedingun­
gen einer Katastrophe hoffnungslos ver­
loren ist und wer nur leicht verletzt ist 
und daher möglichst rasch aus einem 
Krankenhaus wieder entfernt werden 
muß. um für die ernsten Fälle Platz zu 
machen. Diese organisatorischen Pro­
bleme sind in unserem Lande überhaupt 
noch nicht recht in Angriff genommen 
worden . Bei der Bundeswehr schon, 
aber auf dem zivilen Sektor nicht . Es 
ml,lß also eine Schulung der Ärzte ein­
setzen , und sie sind ja auch dazu bereit. 
Sie sind jetzt verunsichert und warten 
darauf, daß die Exekutive , daß unsere 
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Landesregierungen oder die Bundesre­
gierung etwas tut. 

MMW: Wie soll es nun konkret weiter­
gehen , damit dieser Mißstand beseitigt 
wird? 

Koslowski: Wir müssen unterscheiden 
zwischen der Friedenskatastrophe und 
dem VerteidigungsfalL der größten 
denkbaren Katastrophe , dem Krieg . 
Für den Kriegsfall, den Verteidigungs­
fall ist der Bund zuständig , für die 
Friedenskatastrophen sind es die Län­
der. Das liegt nun mal an unserem 
föderalistischen System. an dem wir ja 
auch festhalten wollen . Es muß auf 
Bundesebene ein Gesundheits-Sicher­
stellungsgesetz erlassen werden, auf das 
wir schon seit 20 Jahren warten und das 
seit zehn Jahren in den Schubladen der 
Politiker liegt, die nicht den Mut haben, 
es der Bevölkerung zu präsentieren. Sie 
meinen. es sei so unpopulär, daß es 
abgelehnt wird . Das halte ich für einen 
Irrtum. Die Bevölkerung wird es nicht 
ablehnen. Die Bevölkerung wird verste­
hen, daß in unserer Zeit Katastrophen­
planung notwendig ist , und gerade jetzt , 
in der momentanen weltpolitischen 
Situation , wird es doch jedermann klar , 
daß morgen etwas passieren kann , das 
auch uns betrifft. 

Auf Länderebene muß der ärztliche 
Dienst in die Katastrophenplanung ein­
bezogen werden . Die Regierungen 
müßten klare Weisungen erteilen, wie 
die Ärzte und die Krankenhäuser in 
einem Katastrophenfall mit herangezo­
gen werden , wer das Sagen hat. Ob das 
nun der Amtsarzt ist, den ich nicht für 
den geeignetsten halte , oder ob das ein 
erfahrener Chirurg in einer großen Kli­
nik ist - das ist Sache der Organisation , 
das möge man sich dann überlegen . 
Aber es muß jeder Arzt in unserem 
Lande wissen, wo er sich melden muß, 
wo er eingesetzt werden kann, wenn ein 
solcher Bedarf vorliegt , wenn eine 
Katastrophe mit 300, 500 oder mehre­
ren 1000 Verletzten eintritt . 

MMW: Es nützt ja wohl wenig , den 
Ärzten nun Bücher in die Hand zu 
drücken mit der Bitte , sie mögen sich 

doch in Sachen Katastrophenmedizin 
theoretisch fortbilden, hier muß doch 
sicher mehr getan werden. 

Koslowski: Ja , vor allen Dingen muß 
etwas getan werden im Hinblick auf die 
Katastrophenplanung in den Kranken­
häusern . Es gibt bis heute keine Ver­
pflichtung für unsere Krankenhäuser . 
einen Katastrophenplan , einen Alarm­
plan aufzustellen . Aber es könnte not­
wendig werden, eine Mobilmachung 
eines Krankenhauses in wenigen Stun­
den durchzuführen. Dazu gehört z. B. 
ein Alarmplan für die Benachrichtigung 
der Ärzte und des Pflegepersonals. 
Telefonverzeichnisse des Personals auf 
dem Schreibtisch des Chefarztes , der 
Oberschwester oder des Verwaltungs­
leiters, mit denen es möglich ist. in einer 
halben Stunde alle Leute zu alarmieren. 
Es muß jeder wissen. wo er sich melden 
muß, für welchen Zweck er eingesetzt 
werden soll. Es müssen die Räume eines 
Krankenhauses daraufhin geprüft wer­
den , wo 30,40, 100 Verletzte unterkom­
men, wo die Sichtung vorgenommen 
werden soll nach den Prioritäten ihrer 
Versorgung : Welche Plätze müssen mit 
welchen Personen besetzt werden. wie 
sollen die Betten der leicht Kranken 
freigemacht werden. wie soll der Ope­
rationsbetrieb organisiert werden? Wie 
soll die Verpflegung erfolgen? Wie sol­
len die Vorräte überprüft werden? Wer 
weiß überhaupt, was an Vorräten vor­
handen ist? Es gibt Krankenhäuser , die 
jedes halbe Jahr , am 1. Januar und am 
1. Juli jedes Jahres, ihren Alarmplan, 
ihre Vorräte und auch ihre Personalli­
sten überprüfen. 

MMW: Offenbar könnte das Problem 
durch die Eigeninitiative der Kranken­
häuser gelindert werden. 

Koslowski: Aber es muß eine gesetzli­
che Grundlage geben. Sie wissen , nicht 
alle Leute sind gutwillig. Und wenn 
dann die Gutwilligen sehen, daß die 
Böswilligen sich drücken, dann wird es 
schwierig. Es muß also eine gesetzliche 
Pflicht hergestellt werden vom Landes­
Gesetzgeber, ich glaube, da kommen 
wir nicht drum herum . 
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Mutmaßungen zum Brückenunglück 
von Tjörn/Schweden 

Wolf Dombrowsky, Jahrgang 
1948. Studium an den Universitä­
ten Kiel und Bielefeld in den 
Fächern Volkswirtschaftslehre. 
Geschichte und Soziologie. Ab-
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schluß als Diplom-Soziologe. Ne­
benberufliche Lehrkraft für Ge­
meinschafts- und Wirtschaftskun­
de an den Berufs- und Berufsfach­
schulen Cuxhaven, für Sozial- und 
Wirtschaftskunde und Geschichte 
am Fachgymnasium Osterholz­
Scharmbeck. Ab 1978 Lehrbeauf­
tragter für Soziologie an der Hoch­
schule für Sozialpädagogik und 
Sozialökonomie Bremen, ab Juni 
1979 Forschungsassistent an der 
Universität Kiel, Inst. für Soziolo­
gie, Bearbeitung des Projekts 
»Einplanung spontaner Hilfelei­
stungen bei regionalen Katastro­
phen«. Zahlreiche VerötTentli­
chungen und Rezensionen. Fort­
führung des Lehrauftrags an der 
Hochschule Bremen. 

G egen 1. 10 U hr in de r Nacht zum 

Fre itag den 18. I . 1980 hö rten die Po li­
zeibeamten Be rnt Rasmussen und Sten 
Lundgren in ihrer W achstation in Ste­

nungssund e inen dumpfen . explosions­

artigen Kn a ll. Sie gingen vor die Tür . 
konnten a be r das Ge räusch nicht iden­

tifizie ren . 

Ve rursacht worde n wa r diese r Kn all 

von de r Kolli sion des no rwegischen 

Frachte rs .. Star Clippe r" mit der Almö­

Brücke . Das Schiff knickte einen de r 
bei den Stahlrohrbögen . auf denen di e 

Brücke aufl ag. und riß ihn . durch die 
Fahrt von rund acht Kno ten und de r 

Masse von 27.000 BRT. aus de r Ve ran­
kerung. Brückente ile stürzte n auf das 

Schiff. di e Bord e lektrik fi e l aus und 

damit die leistungssta rk e Funkanl age. 

Mit e inem Handfunkge rät wurde sofo rt 

die Alarmie rung aufgenomme n . Signa l­

rake ten sollten die Autofahre r wa r­
nen . 
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Katastrophenproduktion 

Die Funknotrufe wurden von Göte­
borg-Radio und der Lotsenstation Mar­
strand aufgenommen . Um 1.15 Uhr 
vermittelte Göteborg-Radio den Kon­
takt zwischen der "Star Clipper" und 
dem Funkleitdienst des Zolls. 

Um 1.25 Uhr meldete die "Star Clip­
per" die ersten Autoabstürze . 

Um 1.28 Uhr, so die Logbucheintra­
gung von Göteborg-Radio, ist die Poli­
zeistation in Kungläv benachrichtigt 
worden . Die Lotsenstation Marstrand 
will ebenfalls sofort nach dem Empfang 
des Funkspruchs von der "Star Clipper" 
die Polizei informiert haben . Im Tage­
buch der Polizei von Kungläv jedoch 
steht: 1.41 Uhr , Alarmierung durch 
Göteborg-Radio. 1.43 Uhr, Streifenwa­
gen zur Brücke beordert . . . 

1.45 Uhr. Jan Rosenberg hatte die 
Nacht noch vor sich. Dichter Nebel lag 
über der vereisten Straße. Nach dem 
Tunnel noch die leichte Steigung, dann 
war da schon die Almö-Brücke. Jan 
Rosenberg kannte die Strecke, ihre 
Gefahren und Tücken. Auf der Brücke 
war es immer besonders riskant, weil 
der Wind die Fahrbahn zu einem Spie­
gel polierte . Der schwere LKW fuhr 
beinah Schrittempo. Für einen Augen­
blick erfaßten die Scheinwerfer das 
Brückengeländer - dann verschwand es 
nach unten. Jan Rosenberg traute sei­
ner eigenen Wahrnehmung nicht: Das 
Geländer war weg, ebenso die hellen 
Schneeinseln auf dem dunklen Gemisch 
aus Asphalt und Eis . Er hielt an, ging 
einige Schritte und sah in ein Loch aus 
Nebel und Finsternis . Zurück am 
Wagen , schaltete er die Warnblinkanla­
ge und Fernlicht ein, rollte den LKW 
auf die Fahrbahnmitte und machte sich 
auf den Weg, um die Polizei zu alarmie­
ren. Die aber war bereits unterwegs . 
Nach knapp 100 Metern stoppte Rosen­
berg den Streifenwagen der Beamten 
Rasmussen und Lundgren . Inzwischen 
war es 1.52 Uhr; vom Festland aus war 
die Brückenzufahrt gesperrt . 

Um 1.55 Uhr benachrichtigte die 
Kungläver Polizei die zuständige Stra­
ßenmeisterei und um 1.58 den auf der 
Insel Tjörn stationierten Polizeibeam­
ten Bo Hansson* . Der aber konnte die 
Brisanz der Alarmierung offensichtlich 
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nicht erfassen: Auf der Brücke ist was 
passiert , habe man ihm gesagt , "du 
mußt absperren" . Dienstlich korrekt 
lief er daher zuerst von seiner Wohnung 
zur Polizeistation , holte die notwendi­
gen Absperr- und Sicherungsgeräte und 
fuhr dann quer über die Insel zur 
Brücke. 

Etwa zur Zeit, zu der Bo Hansson 
geweckt wurde , startete Sven Lasse* 
seinen LKW . Die erste Alleinfahrt für 
das väterliche Fuhrgeschäft sollte nach 
Oslo gehen. Nach drei Kilometern 
Fahrt , gegen 2.15 Uhr , stürzte er vierzig 
Meter in die Tiefe. 

Ingmar Krantz, Beamter der Küsten­
wache , wird diesen Sturz nie vergessen. 
Um 2.00 Uhr war er von zu Hause 
abgeholt worden , weil eine Alarmie­
rung vorlag. Trotz des dichten Nebels 
fuhren er und seine Kollegen mit dem 
Küstenschnellboot TV 242 zur Almö­
Brücke. Sie sahen den Lichtkegel von 
Lasses LKW ... 

TV 242 legte an und Ingmar Krantz 
hastete den Hang zur Brückenauffahrt 
nach oben . Um genau 2.30 Uhr war 
auch die Brücke von der Tjörn-Seite aus 
gesperrt . Kurz darauf traf auch Bo 
Hansson ein. 
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Die schwedische Öffentlichkeit reagier­
te auf die Ereignisse von Tjörn mit 
Bestürzung und scharfer Kritik. Es war 
ihr unverständlich, wie von 1.10 Uhr , 
dem Zeitpunkt der Kollision, noch 
40 Minuten bis zur Teilsperrung und 
80 Minuten bis zur Vollsperrung verge­
hen mußten - Minuten, in denen min­
destens acht Menschen den Tod fanden. 
Wie hatte es überhaupt zu einem derar­
tigen Unglück kommen können? Vor 
allem aber , welche Gründe gab es für 
die ungeheuer späte Brückensper­
rung? 

Bis jetzt werden nur Fragen gestellt 
und immer neue Ungereimtheiten ent­
deckt. Für die Kollision selbst lassen 
sich nur Vermutungen anstellen : Die 
Fahrwasserbefeuerung sei im starken 
Nebel ebensowenig sichtbar gewesen 
wie die Positionsleuchten der Brücke ; 
die treibenden Eisschollen sollen dem 

unbeladenen und daher schwer manö­
vrierbaren Schiff eine unbemerkte Drift 
gegeben haben und sogar von einer 
minimalen Mißweisung des Radars wird 
gesprochen, obgleich das Schiff mit 
einer Doppelanlage ausgerüstet war. 
Weder Kapitän Fritz Tangen noch der 
schwedische Lotse OIe Bohman* konn­
ten eine plausible Erklärung abgeben. 
Zumindest der Verdacht des Alkohol­
genusses konnte als unbegründet abge­
wiesen werden. 

Nicht abweisen konnte dagegen die 
Polizeidienststelle Kungläv die schwe­
ren Vorwürfe , die gegen ihre Beamten 
erhoben wurden. Aufzuklären sein wird 
der Widerspruch zwischen dem Log­
buch von Göteborg-Radio , nach dem 
Kungläv bereits um 1.28 Uhr verstän­
digt worden sein soll , und der Eintra­
gung im Tagebuch der Polizei. nach 
dem man erst um 1.41 Uhr einen Alarm 
erhalten haben will. Ebenso unver­
ständlich ist, warum die Beamten Ras­
mussen und Lundgren um 1.43 Uhr zur 
Brücke beordert wurden , der Inselpoli­
zist aber erst um 1.58 geweckt wurde . 
Neben den eklatanten zeitlichen Verzö­
gerungen scheint die Alarmierung ins­
gesamt groteske Züge zu tragen . So 
muß sich Göteborg-Radio fragen las­
sen, warum zwar Zoll und Polizei alar­
miert wurden , nicht aber die Notrufzen­
trale 90.000 , von der aus die optimale 
Hilfekoordination hätte vorgenommen 
werden können. Aufgrund der Über­
sichts- und Einsatzpläne in der Notruf­
zentrale wäre z. B. die Feuerwehr in 
rund 15 Minuten an die Brücke zu 
bringen gewesen. Und auch die in 
unmittelbarer Brückennähe wohnen­
den Besitzer des Campingplatzes von 
Tjörn hätte man über den Notruf ver­
ständigen können; sie sind aufgrund 
mancher Notfälle in der Ferienzeit 
"gute Bekannte" . 

Tatsächlich wurde die Feuerwehr um 
2.40 Uhr von einer Privatperson und 
erst um 3.30 Uhr von der Kungläver 
Polizei alarmiert. Daß man keine Pri­
vatpersonen mit Absperrungsaufgaben 
betraut habe. ist im ersten Eifer damit 
begründet worden. daß Zivilisten keine 
hoheitsrechtlichen Aufgaben wahrneh­
men dürften ... 
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Es scheint verständlich. wenn die 
schwedische Öffentlichkeit über derar­
tige Ungereimt heiten und solchen Be­
am ten kleinmut erbost war. Sollte es 
vie lleicht sogar an heimlichen Kompe­
tenzstreitigkeiten gelegen haben. daß 
nur bestimmte Institutionen benach­
richtigt wurden ? Oder lag es einfach an 
einer ungeheuren Fehleinschätzung de r 
Lage? War sich die Kungläver Polizei 
überhaupt darüber im klaren. was pas­
siert war? Ging man dort nur von einem 
Unfall auf der Brücke. nicht aber von 
deren Ei nsturz aus? Wo aber lag dann 
der Übermittl un gsfeh ler? U nd hätten 
nicht die. die wußten , was wirklich 
passiert war , mit Nachdruck a ll e mög­
lichen Chancen. einsch ließ lich des Ein­
satzes von Zivilpersonen. nutzen müs­
sen? Hätte man nicht auch von der "Star 
Clipper" aus auf der Unfallseite an 
Land ge hen und nach Tjörn mit einem 
Rettungsboot übersetzen können ? 

Oder wäre sogar das ganze Disaster zu 
vermeiden gewesen. wenn nicht auf den 
Einbau jener Warnlichtanlage verzich­
tet worden wäre, die automatisch 
gefährli che Veränderungen der Fahr­
bahn anzeigen sollte? "Für wen " . so 
fragte eine schwedische Tageszeitung. 
"sind die 80.000 Kronen nun eine 
Ersparnis?" 80 .000 Kronen. so viel hät­
te die Warnanlage kosten sollen . . . 
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Die Fragen, die nach derartigen 

Unglücken gestellt werden. ähne ln sich 
in e iner e ige ntümlichen wie aufsch lu ß­

reichen Weise. Sie laufen, so vie lfältig 
die Variationen auch sein mögen. letzt­
lich auf e ine ei nzige Frage hinaus - die 
Schuldfrage. Doch um ihre Beantwor­
tung soll es im folgenden nicht gehen. 
Das ist ei ne schwedische Ange legenheit 

und es dürfte befremdend sein. aus der 
Ferne besserwi sserische Urtei le abge­
ben zu wollen. Worum es vielmehr 
geh'en so ll , ist der Versuch . am Beispie l 

dieses Unglücks der psychosozialen 
Dimensio n gese ll schaftlichen Krisener­
lebens nachzugehen. um daran aufzu­
zeigen. daß bestimmte Einstellungen. 
Haltungen und Verhaltensmuster not­
wendig sind , die den "eigentlichen" 
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Katastrophenproduktion 

A bb . 2 : Die Brücke zwische n de r schwedische n Inse l Tjö rn und de m Fes tl and vo r de m 

U nglück: e ine 40 Me te r ho he Spa nn betonko nstruktio n . 

Abb . 3: E ine de r größte n Brücke n Schwede ns (500 m Ui ngc) is t nach de r Ko llisio n de~ 

liba nes ische n Frachte rs "Star C lipper" mit ei nem Brücke npfe ile r einges türzt. 
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Katastrophenproduktion 

Unglücken und Katastrophen als Le­
bensgefühl vorausge hen und dadurch 
erst ein Klima schaffen, in dem aus 
Ereignissen Unglücke und Katastro­
phen werden. 

Katastrophen, so lautet die zentrale 
Behauptung, bedürfen einer gese ll­
schaftlichen Infrast ruktur und der ent­
sprechenden Persönlichkeitsstruktu­
ren, um entstehen zu können. Von 
daher sind Unglücke und Katastrophen 
auch keine plötzlich und unerwartet in 
eine fehlerfreie Normalität einfallende 
Störung, sondern vielmehr das folge­
richtige Ergebnis aus vielfältigen Ent­
scheidungsprozessen und Handlungsab­
folgen. l Obgleich diese Entscheidungs­
und Handlungsketten einer Analyse 
schwer zugänglich sind , läßt sich zumin­
dest ansatzweise demonstrieren , worauf 
sich diese Behauptung stützt und wie 
über die Analyse dieser Ketten genaue­
re Kenntnisse über die sozialen Voraus­
setzungen gesellschaftlicher Katastro­
phenproduktion gewonnen werden 
können. 

Bei der Analyse von Brandunfällen 
fanden die englischen Psychologen 
CANTER, BREAUX und SIME her­
aus, daß der Mensch hohe Neigungen 
entwickelt hat , unbekannte Wahrneh­
mungen (Geräusche, Gerüche etc.) in 
bekannte umzuinterpretieren oder ein­
fach zu ignorieren .2 Während bei wilden 
Tieren unbekannte Reize erhöhte Auf­
merksamkeit , Fluchtbereitschaft und 
Streßmerkmale auslösen, hat der 
Mensch (ebenso wie zahlreiche dome­
stizierte Tiere) jene "Borniertheit" ent­
wickelt , die Georg SIMMEL beim 
Großstadtmenschen als hilfreiche Atti­
tüde konstatierte, um sich vor der allge­
meinen Reizüberflutung zu schützen .) 
Der "moderne Mensch" muß Mechanis­
men der Abschottung erfinden, um 
nicht durch Dauerreizung seiner Sinne 
Schaden zu nehmen . Doch so wertvoll 
diese neue soziale Fähigkeit auch sein 
mag , so verhängnisvoll muß sie werden , 
wenn diese Mechanik der Abschirmung 
zum eigendynamischen Automatismus 
wird, der die Unterscheidung zwischen 
wichtigen und unwichtigen Reizen ver­
hindert und das Vermögen zu erhöhter 
Aufmerksamkeit und zielstrebiger 
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Identifikation verkleinert. Möglicher­
weise hat dieses Phänomen auch bei den 
Polizeibeamten Rasmussen und Lind­
gren eine Rolle gespielt. Beide hörten 
einen explosionsartigen Knall, dem sie 
jedoch nicht weiter nachgingen , als sie 
ihn nicht identifizieren konnten. Hier 
die Verhaltens- und Entscheidungsab­
läufe zu untersuchen könnte wichtige 
Aufschlüsse über Prioritätsskalen , Mo­
tivationen und Spannungsverhältnisse 
zwischen Interesse/Desinteresse und 
Aufmerksamkeit/Gleichgültigkeit lie­
fern : Haben die Beamten an alle Mög­
lichkeiten von Explosionen gedacht? 
Haben sie auch einen Flugzeugabsturz 
oder eine Schiffsexplosion in Erwägung 
gezogen? Haben sie entsprechende 
Nachforschungen angestellt und da­
durch die allgemeine Aufmerksamkeit 
erhöht? Kurz: Was ging in den Beamten 
vor, bis sie entschieden, dem Geräusch 
keine weitere Aufmerksamkeit zu wid­
men? Vielleicht könnte eine derartige 
Untersuchung nicht nur klären helfen, 
welche sozialen Bedingungen zu wei­
chen Entscheidungs- und Verhaltensab­
läufen führen, sondern auch, welche 
Bedingungen verändert werden müß­
ten, um die Chancen zur Identifikation 
unspezifischer Wahrnehmungen zu ver­
bessern und höhere Aufmerksamkeits­
potentiale zu gewinnen. 

Bei der Untersuchung von Hilfsbe­
reitschaft bei Verkehrsunfällen kamen 
die Psychologen DARLEY und LATA­
NE zu dem Ergebnis, daß Menschen 
eher zum Helfen bereit sind, wenn sie 
wissen, daß es auf sie ankommt und sie 
verantwortlich sind . Je belebter dage­
gen eine Straße war, umso mehr nahm 
die Bereitschaft des einzelnen zum Hel­
fen ab, weil er annahm , daß schon 
irgend jemand helfen würde. 4 Dieses 
Phänomen läßt sich in variierter Form 
auch bei Unfällen beobachten , bei 
denen bestehende Hilfe-Organisatio­
nen alarmiert worden sind . Im Augen­
blick der Alarmierung scheint eine Art 
Verantwortungsdelegation stattzufin­
den : Nun helfen die , die dafür da sind . 
Dies führt dann oft genug zu einem 
Verhaltensumschlag bei den Beteilig­
ten . Sie verfallen in eine Art phantasie­
lose Passivität , die noch wächst, wenn 

sie fürchten , statt zu helfen. Fehler zu 
machen . Mangelnde Übung. fehlendes 
Selbstbewußtsein und Reste von Auto­
ritätsängsten kumulieren zu einem Kri ­
senverhalten, bei dem spontane Hilfe, 
wertvolle Zeit und möglicherweise ret­
tende Einfälle verloren gehen können. 
Auch hie r wäre zu untersuchen, wie der 
Verantwortungsdelegation entgegen 
gewirkt werden könnte und welche 
Hindernisse für spontane Hilfsbereit­
schaft beseitigt werden müssen. 

Eine weitere Variante abnehmender 
Verantwortung bei erhöhtem Hilfepo­
tential erwächst aus der Zentralisierung 
des Rettungswesens. Sobald eine Koor­
dinationsstelle besteht, die die Hilfeein­
sätze zentral leiten kann, werden die 
einzelnen Hilfe-Organisationen in die 
Rolle ausfü hrender Organe gedrängt. 
die (zumindest der Tendenz nach) ihre 
Eigeninitiative verlieren und von Wei­
sungen abhängig werden. Dabei besteht 
die Gefahr. daß sich Spezialisierungs­
formen einschleifen. samt der dazuge­
hörigen Kompetenzverteilung und ihrer 
eifersücht igen Bewachung.' Läuft dann 
ein Alarm ohne die zentrale Leitstelle. 
so kann es passieren , daß keine Lei­
tungskompetenzen mehr verfügbar sind 
und weder die Fähigkeit zur Improvisa­
tion noch zur Koordination ab rufbar ist. 
Hier wäre zu prüfen , inwieweit Hierar­
chisierung und Zentralisierung Vorteile 
bieten und wo eine sozia l kritische 
Grenze beginnt. von der aus Führungs­
und Leitungsdelegation zu Unfähigkeit 
führt. 

Das wohl allgemeinste und daher 
auch am schwersten einschätzbare 
Infrast rukturmoment zur Katastro­
phenproduktion dürfte in der gesell­
schaftlichen Technisierung selbst lie­
gen. Auf der einen Seite treibt diese 
Technisierung neue soziale Gewißhei­
ten hervor , die als Sicherheit und Fort­
schritt ihren positiven Ausdruck finden , 
auf der anderen Seite aber enteignet 
diese Technisierung den Menschen in 
doppelter Weise: Da e r sich mit dem 
Wissen um die bloßen Effekte. Leistun­
gen und Möglichkei ten des immer raffi­
nierter werdenden Funktionnements 
begnügen kann, verliert er die Kenntnis 
von den Bedingungen , dem .. Warum" 
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dieses Funktionnements an der Kaste 
der Spezialisten, von denen er daher 
unentrinnbar abhängt. Gleichzeitig ver­
si nkt hinter jeder techni schen Novität 
der simplere, durchschaubarere und be­
herrsch bare Vorgänger; mit ihm ver­
schwindet auch die Chance zur Substi­
tution durch beliebige, aber situations­
angepaßte Vorgängertypen, sobald ein­
mal die letzte Novität ausfallen sollte. 

So besitzt einerseits die Rede vom 
"besseren Leben" dort ihren wahren 
Kern , wo Leiden vermindert, Leben 
verlängert und Anstrengungen verklei­
nert werden. Mit dieser Dimension 
rechtfertigt sich der technische Fort­
schritt, darin findet die umfassende 
Rationalisierung ihre gesellschaftliche 
wie individuelle Unterstützung. Daß 
aber andererseits über diesem Konsens 
und der optimistischen Partizipation an 
den zivilisatorischen Produktivitätsge­
winnen auch schwere Nachteile in Kauf 
genommen werden müssen, rückt inter­
essanterweise immer erst n ac h dem 
Ausbruch von Unglücken und Katastro­
phen ins Blickfeld. Dann wird plötzlich 
deutlich, wie derartige Ereignisse das 
hochkomplexe , aber durch seine ar­
beits- und funktionsteilige Durchdrin­
gung anfällige Funktionnement zum 
Erliegen bringen können und wie dahin­
ter ein hilfloser , wehrloser und phanta­
sieloser Mensch zum Vorschein kommt , 
der lebensuntüchtig an den Nabelschnü­
ren des modernen Leitungskomforts 
zappelt: Da bleiben Autos für Tage 
liegen , weil die elektronische Zündanla­
ge durch nichts anderes zu reparieren ist 
als durch eine komplette neue Leiter­
platte; da verrottet während der schles­
wig-holsteinischen Schneekatastrophe 
der Inhalt zahlreicher stromloser Kühl­
truhen , ohne daß die Besitzer auf den 
Gedanken kommen, die Sachen einfach 
vor die Tür zu legen ; da sterben ganze 
Hühnerfarmen aus, weil die Besitzer 
das Risiko ihrer ausschließlichen Ab­
hängigkeit vom Strom nicht sehen und 
daher auf Substitutionssysteme verzich­
ten; da verbluten Hausfrauen , weil sie 
weder die Druckpunkte zum Abbinden 
kennen noch eine vernünftige Haus­
apotheke besitzen. Was übrig bleibt , ist 
jener vermeintliche .Ausweg, den diese 
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Technisierung für den Schadensfall als 
Rettung offeriert: seine spezifischen 
.. Krisenmanagements" in Form von 
Notruf-und Hilfesystemen . Doch auch 
dies ist nur die Fortsetzung des Spezia­
listentums mit spezialisierten Speziali­
sten. Sie bieten keine Hilfe zur Selbst­
hilfe , sondern verstärken nur jene neu­
en sozialen Gewißheiten, die dem tech­
nischen Funktionnement allgegenwärti­
ge Präsenz und unstörbare Effizienz 
andichten. Fallen dann auch noch die 
Hilfssysteme aus - wie in manchen 
Katastrophen durchaus schon gesche­
hen - , dann bleibt nichts als die gegen­
seitige verständnislose Beschimpfung. 

Die Rede vom .,Versagen der Verant­
wortlichen " und von der .. ungerechtfer­
tigten Anspruchsgesellschaft" gehört 
hier hin . An dieser Stelle kann auf das 
Anfangsproblem der Schuldfrage zu­
rückgekommen werden. Die Suche 
nach der Schuld, nach dem Schuldigen. 
ist deswegen so aufschlußreich. weil 
ge rade sie den Blick auf die strukturel­
len Momente der Katastrophenproduk­
tion verstellt. Der Schuldige , sofern er 
gefunden werden kann, steht sofort 
außerhalb der sozialen Welt. Er ist der 
Versager, der individuell den Anforde­
rungen nicht gewachsen war und daher 
bestraft werden muß . Daß aber jedes 
menschliche Versagen seine Wurzeln 
und sein gesellschaftliches Umfeld 
besitzt , auf dem es gedeihen muß , wird 
nicht analysiert . Daß es einer Analyse 
bedürfte , macht eine kurze Überlegung 
deutlich : Zwei Haltungen sind jeder­
man geläufig. "Das macht nichts, das 
zahlt meine Versicherung" und .. Geht 
es auch ohne Rechnung? Das spart die 
Mehrwertsteuer". Hinter diesen Ver­
haltensweisen stecken sehr spezifische 
Haltungen und Einstellungen, die ein 
ebenso spezifisches Klima der sozialen 
und politischen Beziehungen in einer 
Gesellschaft ausmachen. Analoge Kli­
mata finden sich in anderen Bereichen 
wieder : unpflegliches Behandeln von 
Maschinen , Gleichgültigkeiten gegen­
über Defekten, Übergehen der Arbeits­
schutzvorschriften , Bequemlichkeiten 
beim Tr,agen der Sicherheitsgurte. All 
dies zusammengenommen kumuliert zu 
Negativeffekten, die nicht nur das Ver-

Katastrophenproduktion 

sagen in Grenzsituationen begünstigen, 
sondern oft genug sogar diese Grenzsi­
tuation erst schaffen. Hier eröffnet sich 
ein weites Feld für die Katastrophenfor­
schung ... 

Nachtrag : 

Beinahe ein Drittel aller Fernstraßen­
brücken In der Bundesrepublik 
Deutschland haben gefährliche Risse. 
Die lange Zeit als Nonplusultra gelten­
de Spannbetontechnik erweist sich 
mehr und mehr als verhängnisvoller 
Fehlschlag .. ,Wir haben dreißig Jahre 
lang auf einen falschen Brückentyp 
gesetzt", meint der Münchner Diplom­
ingenieur Phillip Schreck. Die Spann be­
tonkonstruktionen werden ,,früher, als 
uns lieb ist, verrecken. "6 Technisch 
betrachtet kann uns täglich ein Disaster 
ins Haus stehen, das dem von Tjörn in 
nichts nachsteht. 

Und wie werden sich bei uns die 
Menschen verhalten? 
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B onn am 13. April 1980. Strahlend 
blauer Himmel und Sonnenschein 

am frühen Sonntagmorgen. Ein Blick 
aus dem achten Stock der Wohnanlage 
am Rhein zeigt einen ungewohnt ruhi­
gen Rhein , kein Schiffsverkehr. Am 
gegenüberliegenden Ufer liegt ein 
Tankschiff vor Anker . Nichts Unge­
wöhnliches . Nur der fehlende Schiffs­
verkehr an einem so schönen Sonntag­
morgen verwundert. 

Gegen zehn Uhr vormittags zieht ein 
rotes Feuerlöschschiff auf, bezieht Stel­
lung in Nähe des ankernden Schiffes, 
rollen Polizeikommandos an, werden 
die Uferstraßen hüben wie drüben 
gesperrt, steigt vom herbeigekomme­
nen Wasserschutzpolizeiboot ein Poli­
zeimann an Bord. Was ist geschehen? 

Als gegen ein Uhr fünfunddreißig 
mittags ein Polizei auto durch die Wohn­
anlage fährt und verkündet , nunmehr 
habe die Giftwolke sich aufgelöst , 
Türen und Fenster dürften wieder 
geöffnet werden , wird alles klar . 

Gegen zwei Uhr in der Nacht war ein 
in der Nähe ankerndes Schiff abgetri e­
ben worden und auf Grund gelaufen. 
Aus einem entstandenen Leck war 
hochgiftiges Benzin (aus der Ladung) 
ausgelaufen und hatte eine Giftwolke 
gebildet. Als diese sich in Richtung 
Nordstadt über den Rhein bewegte , 
wurde die anwohnende Bevölkerung 
alarmiert. Nicht mit Sirenen , die wohl 
jeder Schlafende gehört hätte , sondern 
durch Lautsprecherwagen der Polizei . 
Die meisten Anwohner schliefen ruhig 
weiter ; sie hatten nichts gehört. Fenster 
und Türen blieben deswegen weit geöff­
net , der Hund wurde am Morgen ausge­
führt - wie immer - , alles Leben lief 
unberührt von dem nicht wahrgenom­
menen nächtlichen Ereignis weiter - bis 
zu dem Zeitpunkt der Absperrung. Und 
da wäre es in einem ernsten Fall bereits 
zu spät , noch irgend etwas zu unterneh­
men zur Rettung von Menschenleben . 

Es ist in diesem Falle gutgegangen , 
die Giftwolke verflüchtigte sich, ohne 
Schaden angerichtet zu haben (zumin­
dest wurde nichts anderes bekannt) . 
Aber würde das immer so harmlos 
verlaufen? 
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Nutzt es, 
Fenster und Türen 

zu schließen? 

o. Bubke 

ZIVIL VERTEIDIGUNG bringt 
eine Untersuchung darüber , ob das 
Schließen von Fenstern und Türen im 
Ernstfall (und der ist ja nicht nur im 
Kriegsfall gegeben beim Einsatz von 
chemischen Kampfstoffen , sondern in 
unserer hochindustrialisierten Bundes­
republik überall in der Nähe von Che­
miewerken , Überlandstraßen, Fluß­
und Bahntransportwegen) sinnvoll ist 
und Schutz bieten kann . 

D ie Bundesrepublik Deutschland 
muß sich darauf einstellen , daß 

chemische Kampfstoffe in einem Krieg 
eingesetzt werden können . Auch wenn 
der unmittelbare Angriff hiermit zu­
nächst rein militärischen Zielen gilt , 
kann die abdriftende Kampfstoffwolke 
doch große Gebiete gefährden, die 
u. U . weit ab vom eigentlichen Einsatz­
ort liegen. Daher ist hierdurch dann 
auch die Zivilbevölkerung bedroht. 
Weil sie praktisch über keine Schutz­
masken und Sammelschutzräume ver­
fügt , wird häufig empfohlen , Fenster 
und Türen der Häuser möglichst dicht 
zu verschließen , um sich gegen die 

heranziehende Kampfstoffwolke zu 
schützen. Es soll untersucht werden, 
welchen Wert solche Maßnahmen 
haben können. 

Wenn eine Kampfstoffwolke über ein 
Haus zieht , dringt ein Teil des Kampf­
stoffes mit der Außenluft durch immer 
vorhandene Undichtigkeiten in das 
Innere desselben ein, dafür entweicht 
das gleiche Volumen (dV) an Innenluft 
nach außen. Die Höhe dieser Luftströ­
me (s = dV/dt) hängt von der Größe der 
Undichtigkeiten. von der Windge­
schwindigkeit , von Temperaturunter­
schieden und von der Art des Gebäudes 
ab . Die Zeit (T) für den Luftaustausch 
ist außerdem abhängig von der Größe 
der Räume , sie -läßt sich daher nur 
schwer genau abschätzen . Man kann 
davon ausgehen. daß größenordnungs­
mäßig innerhalb von einer Stunde der 
Luftinhalt (V) eines Hauses etwa ein­
mal ausgetauscht wird' . 

Beim Lauftaustausch können gasför­
mige Kampfstoffe nicht. aerosolförmige 
zum Teil zurückgehalten werden . Ist 
der Anteil der Aerosole hoch , bietet das 
Schließen von größeren Öffnungen 
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daher bereits einen - allerdings schwer 
berechenbaren - Schutz. 

Während das Haus von der Kampf­
stoffwolke eingehüllt wird , steigt in 
seinem Innern die Kampfstoffkonzen­
tration (Ci) so lange an, bis sie die äußere 
(ca) erreicht hat. Der Anstieg ist um so 
langsamer, je dichter das Haus abge­
schlossen und je größer sein Volumen ' 
ist. Hat sich di e Wolke außen bereits 
abgeschwächt, oder ist sie ganz vorüber­
gezogen, so nimmt auch die Konzentra­
tion im Innern wieder - allerdings 
gegenüber außen verzögert - ab. 

Diese Verzögerung ist um so größer, 
je langsamer die Konzentration ur­
sprünglich angestiegen war. Für die 
Schädigung des Menschen ist meistens 
näherungsweise (Ausnahme Blausäure) 
das Produkt aus Konzentration des 
chemischen Kampfstoffes und der Ein­
wirkdauer wesentlich , oder allgemeiner 
die Fläche unter der Konzentrations­
kurve, die a ls Funktion der Zeit (t) 
dargestellt ist. (Abb.) Wenn nach 
Durchzug der Wolke Fenster und Türen 
nicht geöffnet werden , ist nun, zunächst 
überraschend , das Konzentrationszeit­
produkt eines ungeschützten Men­
schens außerhalb des Gebäudes genau 
so groß wie innerhalb . Dies liegt daran , 
daß zwar die Konzentration innen lang­
samer ansteigt, dafür aber auch entspre­
chend langsamer wieder abfällt und 
diese beiden Wirkungen sich genau 
aufheben (Abb .). Der ideale Zeitpunkt 
(to) zum Öffnen der Fenster und Türen 
wäre erreicht, wenn die (angestiegene) 
Konzentration innen , die (abgefallene) 
außen erreicht hat. Dieser Zeitpunkt 
dürfte aber in der Praxis kaum zu 
bestimmen sein . Es ist auch schon 
günstig, wenn überhaupt nach Durch­
zug der Wolke gelüftet würde , auch 
ohne den genauen Zeitpunkt zu treffen . 
Entwarnungsmaßnahmen gewinnen so 
an Bedeutung. 

Hierbei muß allerdings vorausgesetzt 
werden, daß überhaupt eine genügend 
große Kampfstoffmenge (0) einge­
drungen ist, um die Bewohner zu schä­
digen und daß die Konzentration (Ci) 
oberhalb eines kritischen Wertes (in der 
Art einem Wert der maximalen Arbeits­
platzkonzentration (MAK) vergleich-
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bar) li egt. Diese Bedingungen sind mei­
stens erfüllt , nur bei extremer Abdich­
tung müßte ' man sie besonders beach­
ten . 

Das rechtzeitige Schließen von Fenstern 
und Türen ist also insgesamt immer 
richtig , denn es 

- verschafft Zeit , 
verringert die aufgenommene Kampf­
stoffmenge, auch wenn nicht genau zum 
optimalen Zeitpunkt wieder gelüftet 
wird , 

verringert u. U. den Anteil an aero­
solförmigen Kampfstoffen , 
schützt bei sehr guter Abdichtung 
und geringer äußerer Konzentra­
tion. 

Zudem wird die Kampfstoffkonzentra­
tion durch Hydrolyse , aber auch durch 

Kampfstoffwolke 

Diffusion in Wände, in Mobiliar u . a ., 
abnehmen. 

Diese Vorteile sollte man aber nicht 
überschätzen, denn sie wirken sich vor 
allem nur dann aus, wenn - z. B. nach 
der Entwarnung - nicht zu spät wieder 
gelüftet wird . 

Der verbal beschriebene Sachverhalt 
wird nun mathematisch dargestellt. 

Dabei werden mögliche Filterwirkun­
gen, spätes Aufsuc~en von Räumen , 
mit - Hineinschleppen von Kampfstof­
fen und Erholungsvorgänge im Körper 
nicht berücksichtigt. Es wird also ein 
reiner Diffusionsvorgang angenom­
men. 
Die eingedrungene Kampfstoffmenge 
ist ca dV , die nach außen entwichene Ci 
dV. Also ist die Änderung der Kampf­
stoffmenge dO im Innern : 

dQ = V . dCi = Ca dV - CidV = Ca . S . dt - CiS . dt 

dCi S S 
-- +-- Ci --Ca 

dt V V 

dCi Ci 
--+--

dt T T 

00 00 00 

f dC' 1 f 1 f d ..::::I. dt + - Ci dt = - Ca t 
o dt TO T o 

00 00 

Da ci (00) = Ci (0) = 0 ist, folgt unmittelbar f Cidt = f c.dt. Also ist bei dauerndem 

Aufenthalt allgemein das Konzentrationszeitßrodukt i8nen gleich dem außen . 

Die Differenzialgleichung läßt sich 
für exponentielles Abklingen der äuße­
ren Konzentration besonders leicht 
lösen . Es ergeben sich dann als Beispiel 
die Kurven der Abbildung. 

Werden Fenster und Türen geöffnet. 
springt man zu diesem Zeitpunkt beim 
Integrieren von der Kurve Ci (t) auf Ca (t) 
über (Abb.). Hieraus sieht man, auch 
wenn später als zum günstigsten Zeit­
punkt gelüftet wird, nehmen Personen 
in abgedichteten Räumen weniger 
Kampfstoff als außerhalb derselben auf, 
dies trifft vor allem bei guter Abdich­
tung zu. Bei sehr spätem Öffnen verwi­
schen sich allerdings diese Unterschie­
de . 

Den Herren ORR Dr. Söhn (BMVg) , 
Dr. Gerhardt (Streitkräfteamt) und 
VerwDir. v. Neubeck (BZS) möchte ich 
für die kritische Durchsicht des Manu­
skriptes und für wichtige Hinweise dan­
ken . 

I Recknagel- Sprae nger: Taschenbuch für He izung und 
Klimatechnik. R . O ldenburg München . Wien 1974 
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Dekomaminnion 
persCinlicher SchlUzau5aattuna 

Einleitung 

Die persönliche Schutzausstattung be­
wahrt die Helfer im Katastrophen­
schutz 

- im Verteidigungsfall vor den Waf­
fenwirkungen und 

- im Katastrophenfall vor Schadstof­
fen . 

Die persönliche Schutzausstattung be­
steht aus folgenden, funktionell aufein­
ander abgestimmten Teilen: 

Schutzmaske M 65 Z 

Schutzanzug Zodiak 

Sicherheits-Gummistiefel 

dreifache Schutzhandschuh-Kombi­
nation 

- Unterziehbekleidung. 

Im Verteidigungsfall muß die persönli­
che Schutzausstattung während des Ein­
satzzeitraumes Atemtrakt und Körper 
des Katastrophenschutz-Helfers vor der 
Einwirkung von ABC-Kampfmitteln 
schützen: 

chemische Kampfstoffe 

radioaktiver Staub 

biologische Kampfmittel . 

Die Ausstattung des Katastrophen­
schutzes kann auch bei Unglücksfällen 
oder Katastrophen im Frieden einge­
setzt werden. Deshalb soll die persönli­
che Schutzausstattung den Helfer auch 
bei diesen Einsätzen vor Schadstoffen 
bewahren: 
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chemische Gift- und Schadstoffe 

Reaktor-Emissionen 

infektiöse Krankheitserreger. 

von Heinz Schlesinger 

Über die Entwicklung. Ausführung, 
den Schutzumfang und die Einsetzbar­
keit der Schutzausstattung wurde be­
reits eingehend berichtet (Lit . 1-4) . 

Material und Konfektionierung der 
Schutzausstattung sind so ausgewählt. 
daß das Ein- und Durchdringen von 
Schadstoffen im Einsatzzeitraum ausge­
schlossen ist. 

Vor einem erneuten Einsatz der 
Schutzausstattung ist es jedoch notwen­
dig. alle gasförmigen. flüssigen und 
festen Schadstoffe quantitativ zu entfer­
nen. Diesen Vorgang bezeichnet man 
als Dekontamination. 

Grundlagen der Kontamination 

Chemische, radioaktive und infektiöse 
Schadstoffe können in folgenden Ag­
gregatzuständen eingesetzt werden: 

Feststoffe 

Flüssigkeiten 

Aerosol (Fest- und Flüssig-Aero­
sol) 

- Gase. 

Dabei können die Schadstoffe aggressiv 
oder inert reagieren. Bei Kontakt der 
Schadstoffe mit dem Material der 
Schutzausstattung können chemische 
und physikalische Reaktionen eintre­
ten . Der Reaktionsablauf bei solchen 
heterogenen Systemen wird einerseits 
durch Stofftransportvorgänge. anderer­
seits durch Reaktionsgeschwindigkei­
ten bestimmt. Der Gesamtvorgang läßt 
sich in folgende Teilvorgänge glie­
dern: 

- Heranführen der Reaktionsteilneh­
mer in die Reaktionszone 

- die eigentliche Umsetzung 

- Wegführen der Reaktionsprodukte 
aus der Reaktionszone . 

Aggressive Stoffe werden das Material 
durch chemische Reak tionen oder 
durch physikalische Lösungsvorgänge 
angreifen. Bei solchen Schadstoffen. 
die mit dem Material der Schutzausstat­
tung reagieren, wird der Reaktionsab­
lauf im wesentlichen durch die Umset­
zung bestimmt. 

Die Reaktionsgeschwindigkei t hängt 
entsprechend der Reaktionsordnung 
von der Konzentration in erster oder 
höherer Potenz ab. Bei Lösungsreaktio­
nen sind die Stofftransportvorgänge 
allein maßgebend für den Reaktionsab­
lauf. Die Transportvorgänge im Grenz­
flächenbereich werden durch die Diffu­
sionsgesetze bestimmt. Die zeitliche 
Konzentrationsänderung erfolgt nach 
dem Nernstschen Gesetz. das mit dem 
Reaktionsgesetz erster Ordnung formal 
übereinstimmt. 

Inerte Stoffe greifen das Material der 
Schutzausstattung weder durch chemi­
sche Reaktionen noch durch physikali­
sche Lösungsvorgänge an , sondern 
dringen in das Material durch physikali­
sche Diffusion ein. Auch in diesem 
heterogenen System wird der Gesamt­
ablauf durch die Diffusionsgeschwin­
digkeiten bestimmt , wobei die Diffu­
sion in Festkörpern oder dreidimensio­
nal vernetzten Polymeren ein sehr lang­
samer Vorgang ist. Im Einsatzzeitraum 
von maximal 3 Stunden wird das Mate­
rial der Schutzausstattung nicht pene­
triert. 
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Sowohl aggressive als auch inerte 
Stoffe könnten also in Abhängigkeit 
von den Reaktionsbedingungen das 
Material der Schutzausstattung durch 
Beschädigung. Zerstörung oder Diffu­
sion durchdringen. Entsprechend ihrer 
Toxizität können sie danach durch Auf­
nahme über den Atemtrakt oder die 
Hautoberfläche gesundheitliche Schä­
digungen des Trägers bewirken. 

Die maximale Tragedauer von 
Schutzbekleidung ist also durch den 
Zeitraum begrenzt. in dem ein Durch­
dringen des Schadstoffes eintreten 
kann. Dieser Zeitraum wird primär 
durch den Aufbau des heterogenen 
Reaktionssystems bestimmt. 

lauf durch das Nernstsche Gesetz 
beschrieben. Danach ist die Konzentra­
tionsänderung dem Diffusionskoeffi­
zienten proportional. Diese Material­
konstante ist wiederum in Flüssigkeiten 
nach Stokes der inneren Reibung des 
Mediums und dem Radius der diffun­
dierenden Moleküle umgekehrt propor­
tional. Die Temperaturabhängkeit der 
Reaktionsgeschwindigkeit ist bei Lö­
sungsvorgängen wesentlich geringer als 
sonst bei chemischen Reaktionen. 

Maximale Retentionszeiten weisen 
Schutzausstattungsmaterialien gegen 
inerte Stoffe auf, die das Material durch 
Diffusion penetireren müssen. Hoch­
vernetzte Polymere ohne Weichmacher 

1 He.ndampfgemf mrl 
Trockendampfsfufe 

4 Kugel- Abdeckung 'ur 
Helnwo sserbad 

7 TrocknungSZelf 

2 He,ndarrpf- Dusen­
E,nleifungsrci1r 

5 Wand-Isolierung l ur 
He,nwQssertJod 

8 Trocknungsges fe lf 

] 1,5 m 3 - Polyester 
H('fnlAlQsserwonne 

6 Spu/wannen 9 Fr,scNuftt-ezgerot 

Kon tem/rl/erle Dekon tamlnlerfe 
A Be -Scflufzoekletdung ABC -Sä'utzbel<le,dung 

-- ---1--

I Hel(] wasser - Dekan/amino/IOns - Anlage 1 

Gasförmige und feste Schadstoffe 
bewirken selbst bei höherer Reaktivität 
nur geringe Schädigungen des Materials 
der Schutzausstattung. solange die 
Stofftransportvorgänge im Grenzflä­
chenbereich nicht durch Flüssigkeitsfil­
me beschleunigt werden. 

Bei der Einwirkung flüssiger Schad­
stoffe ist die Schädigung der Umset­
zungs- bzw. Diffusionsgeschwindigkeit 
proportional. Dabei ist die Umset­
zungsgeschwindigkeit reaktiver Schad­
stoffe in erster oder höherer Potenz der 
Konzentration proportional und nimmt 
mit steigender Temperatur nach der 
Arrhenius-Gleichung zu. Bei Lösungs­
vorgängen wird der Konzentrationsver-
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und andere Zusätze können als dicht 
angesehen werden. 

Zusammenfassend ist die Kontami­
nation nur relevant im System 

- festes Schutzausstattungsmaterial 

- flüssiger (gelöster) Schadstoff, wo-
bei das schützende Material vom Schad­
stoff durch 

- chemische Reaktion oder 

- physikalische Lösungsvorgänge 
geschädigt bzw. zerstört wird. 

3. Grundlagen der Dekontamination 

Bei der Kontamination von Schutzaus­
stattungs-Materialien durch chemische. 
radioaktive oder infektiöse Schadstoffe 

Dekontamination 

hängt also der Grad der Schädigung von 
der Reaktivität und dem Aggregatzu­
stand ab. 

Feste Schadstoffe 

Feste Schadstoffe, die sich in partikulä­
rer Form auf der Oberfläche absetzen , 
können durch einfache physikalische 
Vorgänge entfernt werden. Das Abhe­
ben der Partikel wird durch einen 
Waschvorgang erreicht. wobei der 
Zusatz grenzflächenaktiver Stoffe (Ten­
side) die Entfernung erleichtert. Radio­
aktive Partikel. chemische Stäube und 
infektiöse Teilchen können also durch 
Waschvorgänge mit Netzmittelzusätzen 
bei ausreichender mechanischer Bewe­
gung quantitativ entfernt werden. 

Gasförmige Schadstoffe 

Gasförmige Schadstoffe reagieren mit 
der trockenen Oberfläche des Schutz­
materials kaum . Die Dekontamination 
kann in einfacher Weise durch Spülung 
mir reiner, effektiver mit warmer Luft . 
entfernt werden. Treten infolge von 
Flüssigkeitsfilmen an der Oberfläche 
des Schutzmaterials Lösungsvorgänge 
ein , gelten die Verhältnisse gemäß 
Punkt 3.3. 

Flüssige Schadstoffe 

Wie oben angeführt wurde, können 
flüssige Schadstoffe das Schutzmaterial 
durch chemische Reaktion oder durch 
physikalische Lösungsvorgänge schädi­
gen bzw. zerstören. Da bei chemisch­
reaktiven Schadstoffen, wie z. B. flüssi­
gem Chlor, chlorabspaltenden Produk­
ten, Oxidantien etc. , die Umsetzungs­
geschwindigkeit in erster oder höherer 
Potenz proportional der Konzentration 
ist , muß bei der Dekontamination die 
Konzentration der Schadstoffe durch 
Verdünnung herabgesetzt werden. Die 
Verdünnung kann einfach durch Be­
handlung mit einem Wasserüberschuß 
erreicht werden . 

Die meisten chemischen Kampfstof­
fe. besonders die mit den höchsten 
Toxizitäten. sind chemisch wenig ag­
gressiv . Sie greifen das Material der 
Schutzausstattung durch Lösungsreak­
tionen an. Dabei dringt der Schadstoff 
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in das Material ein. Die Transportvor­
gänge in der Grenzschicht und im Mate­
rial werden durch Diffusionsgesetze 
bestimmt. Dabei ist der Diffusionskoef­
fizient der inneren Reibung des Medi­
ums und dem Radius des diffundieren­
den Moleküls umgekehrt proportio­
nal. 

Die Dekontamination bei diesen 
Reaktionen erfordert somit zwei Schrit­
te: 

- Entfernung und Zerstörung der 
Schadstoffe auf der Oberfläche des 
Materials und 

- Entfernung und Zerstörung der 
Schadstoffe, die in das Material einge­
drungen sind. 

Der erste Teilschritt erfordert pnmar 
die Entfernung der Schadstoffe von der 
Oberfläche durch Lösungsmittel oder 
durch eine wäßrige Lösung unter Zusatz 
von Tensiden zur Herabsetzung der 
Oberflächenspannung. Die sekundäre 
Zerstörung erfolgt entweder durch che­
mische Zersetzung des Schadstoffes 
mittels Chemikalien , die diesen z. B. 
über oxidative Reaktion oder Hydroly­
se in unschädliche Spaltprodukte um­
wandelt, oder durch thermische Be­
handlung , bei der der Schadstoff abde­
stilliert oder pyrolytisch zersetzt ·wird . 
Die Intensität dieser Behandlung hat 
ihre Grenzen in der chemischen und 
thermischen Stabilität des Schutzmate­
rials . 

Der zweite Teilschritt betrifft die 
Zerstörung des in das Material einge­
drungenen Schadstoffes. Auch hier 
kann einerseits der Schadstoff ther­
misch durch Destillation oder pyrolyti­
sche Zersetzung entfernt werden, wobei 
Grenzen durch die thermische Stabilität 
des Materials und die Dauer der 
Behandlung gesetzt sind. Aus diesem 
Grunde ist es günstig, den eingedrunge­
nen Schadstoff durch Zusatz oxidativ 
oder hydrolytisch wirkender Chemika­
lien , die gleichfalls durch Diffusion bis 
zum Schadstoff vordringen und ihn 
lokal zerstören, zu dekontaminieren. 
Dabei können solche Chemikalien ver­
wendet werden, gegen die das Schutz­
material selbst weitgehend resistent 
ist. 
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Möglichkeiten und Grenzen der 
Dekontamination 

Die technischen Lösungsvorschläge zur 
Dekontamination der Schutzausstat­
tungsmaterialien müssen sich nach den 
vorstehenden Ausführungen an zwei 
Grundsatzforderungen orientieren: 

- Das Material der Schutzausstattung 
darf durch die Dekontaminationsbe­
handlung nicht beschädigt oder zerstört 
werden. 

- Die gasförmigen, flüssigen und 
festen Schadstoffe müssen bis auf solche 
Restgehalte entfernt werden, die keine 
physiologischen Schäden bei Aufnahme 
über den Atemtrakt oder die Haut 
bewirken. 

Material der Schutzausstattung 
und seine chemische sowie 

thermische Beständigkeit 

Wie früher ausgeführt wurde , besteht 
die Schutzausstattung aus Teilen , die 
mit der Außenatmosphäre Kontakt 
haben, und Teilen , die unter der Schutz­
bekleidung getragen werden. Da die 
Außenteile gasdicht miteinander ver­
bunden sind, wird nur die äußere Ober­
fläche mit Schadstoffen kontaminiert. 
Der Einsatzzeitraum muß so bemessen 
sein , daß ein Durchdringen des Schad­
stoffes ausgeschlossen ist. Außerdem 
muß der Mechanismus des Ablegens 
der Außenteile so ausgelegt und einge­
übt sein, daß dabei die Unterbekleidung 
nicht sekundär kontaminiert werden 
kann. Somit ist nur eine Dekontamina­
tion der Teile der Schutzausstattung 
erforderlich, die Kontakt zur Umge­
bungsatmosphäre haben. Die Intensität 
dieser Behandlung orientiert sich also 
an der thermischen und chemischen 
Resistenz dieser Außenteile. 

Teile der Schutzbekleidung, die mit 
der Außenatmosphäre Kontakt haben, 
wie die Schutzhandschuhe und die 
Schutzbekleidung Zodiak , bestehen aus 
oder"sind mit dem Werkstoff Butylkaut­
schuk beschichtet. Butyl~autschuk ist 
ein Syntheseprodukt, das als Mischpo­
lymerisat von Isobuten mit 0,5 - 5 mol 
Prozent Isopren hergestellt wird (Lit. 5 
u . 6). 

Butylkautschuk zeichnet sich durch 
folgende Vorteile aus: 

- ausgezeichnete Gasdichtigkeit 

- Beständigkeit gegen Chemikalien 
und Lösungsmittel 

- gute Beständigkeit gegen Sauer­
stoff, Ozon und Bewitterung 

geringe Quellung in Ölen 

Wärme- und Kältebeständigkeit 

sehr gute Biegefestigkeit , guter 
Abrieb- und Einreißwiderstand 

- sehr gute elektrische Eigenschaf­
ten . 

Von diesen vorgenannten Eigenschaf­
ten ist für den Vorgang der Dekontami­
nation die thermische und chemische 
Beständigkeit von besonderer Bedeu­
tung. Nach DOLEZEL (Lit. 7) liegt die 
Anwendungsgrenze für Butylkautschuk 
bei 100-140° C. Nur Fluor- und Silikon­
elastomere übertreffen den oberen 
Gr.enzwert erheblich . Da Butylkaut­
schuk gegen konzentrierte oxidierende 
und chlorierende Chemikalien nicht 
beständig ist, können derartige aggres­
sive Chemikalien für die Dekontamina­
tion nur in starker Verdünnung ange­
wendet werden . Aus diesem Grunde ist 
es günstiger , die Dekontamination der 
Schadstoffe durch hydrolytische Spal­
tung zu erreichen. 

Sowohl die Schutzmasken als auch 
die -Stiefel bestehen aus Naturkaut­
schuk mit Butadien- bzw. Neopren­
Polymerisaten, Füllstoffen und anderen 
Zusätzen . Die thermische Beständig­
keit derartiger Mischungen liegt niedri­
ger als bei Butylkautschuk. Versuche 
haben aber gezeigt. daß sowohl Stiefel 
als auch Handschuhe ohne Schäden 
einer mehrstündigen Kochbehandlung 
bei 100° C unterzogen werden können . 
Die Beständigkeit dieser Gummimi­
schung gegen oxidierende und chlorie­
rende Chemikalien bewegt sich in der 
gleichen Größenordnung wie für Butyl­
kautschuk. Auch bei diesen Werkstof­
fen ist also eine Dekontamination der 
Schadstoffe über hydrolytische Spal­
tung angezeigt. 
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Dekontamination der Schadstoffe 

Zur Dekontamination chemischer 
Schadstoffe kann eine Reihe von Oxida­
tions-, Reduktions-, Halogenierungs­
und Kondensationsreaktionen herange­
zogen werden, wobei diese in untoxi­
sche oder weniger toxische Verbindun­
gen umgewandelt werden. 

Die verschiedenen Schadstoffe sind 
den unterschiedlichsten Stoffklassen zu­
zuordnen. die sich durch ihre chemische 
Konstitution und spezifische Reaktion 
unterscheiden. Aus diesem Grunde 
müssen zur Dekontamination toxischer 
Schadstoffe auch unterschiedliche De­
kontaminationsmittel eingesetzt wer­
den. 

Nach STÖHR et al. (Lit8) sind zur 
Dekontamination von Schadstoffen 
prinzipiell drei Reaktionsmechanismen 
geeignet: 

- Hydrolyse mit alkalischen Chemika­
lien z. B. Soda oder Natronlauge 

- Chlorierung mit chlorabspaltenden 
Chemikalien z. B. Chlorkalk, Ca\cium­
hypochlorit oder Chloramin 

- Oxidation mit oxidierenden Chemi­
kalien z. B. Hypochlorit, Chlorkalk 
oder Chloramin . 

Wegen der unter beschriebenen gerin­
gen Beständigkeit von Gummi gegen 
konzentrierte oxidierende und chlorie­
rende Chemikalien kann die Dekonta­
mination nur bei niedrigen Konzentra­
tionen und tiefen Temperaturen vorge­
nommen werden . Gegen die zur Hydro­
lyse notwendigen Chemikalien ist Gum­
mi jedoch vollkommen beständig. Da 
verschiedene Schadstoffe bei Zimmer­
temperatur und im neutralen Medium 
sehr hydrolysebeständig sind , muß die 
Hydrolysegeschwindigkeit durch Erhö­
hung der Temperatur und des pH­
Wertes durch Zusatz von Alkalien 
gesteigert werden. So können durch 
Kochbehandlung bei 100° C in alkali­
scher wäßriger Lösung (2 % Soda = 

pH 11,3) über 3 Stunden alle Schadstof­
fe quantitativ zerstört werden . 
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Technische Ausführung der 
Dekontaminationsanlage 

In der Vergangenheit wurden im 
Bereich der Bundeswehr und dem BZS 
verschiedene Verfahren zur Dekonta­
mination von Schutzbekleidung er­

probt. . 

- Dekontamination mit Lösungsmit­
teln bei Raumtemperatur 

- Dekontamination in Wasser bei 
Raumteperatur , 50° C und 100° C ohne 
und mit Zusätzen von Tensiden und 
Alkalien 

Dekontamination mit Heißdampf 

Dekontamination mit Heißluft . 

Nach den oben aufgeführten theoreti­
schen und praktischen Möglichkeiten 
und Grenzen der Dekontamination von 
Schadstoffen sowie aus den Ergebnissen 
experimenteller Voruntersuchungen 
wurde für die Dekontamination der 
persönlichen Schutzausstattung folgen­
des Verfahren festgelegt: 

- Dekontamination durch Kochbe­
handlung bei 100° C in wäßriger Lösung 
unter Zusatz von Tensiden und Alka­
lien . 

Bei der Entwicklung der technischen 
Anlage müßten also folgende Fragen 
geklärt werden : 

- Dekontaminationsdauer und Che­
mikalienzusatz 

- Durchsatzkapazität 

- spezifische Wassermenge pro 
Satz Schutzausstattung 

- Temperatureinstellung im Dekonta­
minationsbad 

- Ausführung und Anordnung ' der 
Dekontaminationswanne. 

- Ausführung der Trocknungsanla­

ge. 

Dekontaminationsdauer und 
Chemikalienzusatz 

Voruntersuchungen haben gezeigt , daß 
die chemischen Schadstoffe bei der 
Dekontamination in wäßriger Lösung 
mit Zusatz von 1 % Netzmittel und 2 % 
Soda bei 100° C in Abhängigkeit von 
der Materialstärke der Schutzausstat-

Dekontamination 

tungsteile hydrolisiert werden. Der 
Stoff des Schutzanzuges wird dabei 
bereits nach etwa 0,5 Stunden quantita­
tiv dekontaminiert. Die Schutzhand­
schuhe und die dünneren Teile der 
Maske sind nach ca . 1 Stunde frei von 
Schadstoffen. Zur Dekontamination 
der dicken Gummiteile der Schutzmas­
ke und besonders der Stiefelsohle ist 
jedoch ein Zeitraum von maximal 3 
Stunden erforderlich. Aus diesem 
Grunde wurde die Gesamtdauer für die 
Dekontamination der kompletten 
Schutzausstattung auf 3 Stunden festge­
legt. 

Durchsatzkapazi!ät 

Die Kapazität der Anlage wurde der 
ST AN-Ausstattung eines ABC-Zuges 
im Katastrophenschutz angepaßt. Jeder 
ABC-Zug verfügt über 2 x 42 Stück 
ABC-Schutzausstattung. Die Einsatzfä­
higkeit der ABC-Helfer im V- und 
K-Fall mit Einwirkung chemischer 
Schadstoffe setzt voraus, daß die 
Schutz be kleidung nach einer Kontami­
nation in einem möglichst kurzen Zeit­
raum wieder verfügbar ist. 

Bei der Dimensionierung der Durch­
satzkapazität wurde davon ausgegan­
gen , daß 

- der Einzelsatz persönlicher Schutz­
ausstattung für die Dekontamination 
und Trocknung maximal 3.5 Stunden 
benötigt und daß 

- die Gesamtmenge der 84 Stück 
Schutzausstattungen nach maximal 24 
Stunden wieder verfügbar wird. 

Damit muß die Größe der Dekontami­
nationsanlage so bemessen sein. daß 
gleichzeitig mindestens 10 Satz Schutz­
ausstattung einer Dekontamination 
über maximal 3 Stunden und einer 
nachfolgenden Trocknung über maxi­
mal 0,5 Stunden unterworfen wird . 

Spezifische Wasser menge pro 
Satz SChutzausstattung 

Für den Erfolg der Dekontamination ist 
es unerläßlich, daß die gesamte Ober­
fläche der Schutzausstattung mit der 
wäßrigen Lösung ausreichend benetzt 
wird . Die Voraussetzung ist sowohl für 
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die Hydrolyse an de r Oberfl äche , die 

Diffusionsgeschwindigke iten im Grenz­

fl ächenbe reich a ls auch den Abtrans­

po rt de r Spa ltprodukte e rfo rde rlich . 
Um auße rdem e ine mechanische Bewe­

gung de r Schutzbekle idung während 

de r De kontaminationsbehandlun g zu 

ermögli chen , sind für den ko mple tten 

Satz ca . 100 I wäßrige Lösung no twen­

d ig. 

Temperatureinstellung im 
Dekontaminationsbad 

Bei de r Dekontaminati on werden 
gle ichze itig 10 Satz Schutzbekle idung in 

1000 I wäßriger Lösung übe r 3 Stunden 

auf 100° C geha lten. Es ist grundsätzlich 
mögli ch , die e rfo rde rliche Wärmemen­

ge direkt oder indirekt zuzuführen . Als 

techni sch e infachstes Ve rfahren hat sich 

di e direkte Z uführung de r Wärm eener­
gie mitte ls He ißdampf vo n 180° C he r­

ausgeste llt. Die E rze ugung von He iß­

dampf e rfo lgt mitte ls e ines hande lsübli­
chen Heißdampfe rze uge rs, de r auße r­

dem zur Be reitung von He ißwasse r 

gee igne t ist. In de r e rsten Phase werden 

die ca. 800 I He ißwasse r mit 60° C 

erzeugt. Danach wird in de r zweiten 

Phase, nachdem d ie Schutza usstattung 

in die Wanne e ingefüllt wurde, die 

Kochtempe ra tur von 100° e mitte ls 

180° e heißem Dampf e ingeste llt. 

Gle ichze itig wird durch Einle iten von 

He ißdampt e ine krä fti ge Badbewegung 

e rzeugt , die ein U mrühren während de r 

Deko ntamina ti on übe rflüssig macht. 
Zur Vermeidung vo n Wärmeverlu sten 

wi.rd dabei das Bad mittels Hohlkuge ln 

abgedeckt . 

Ausführung und Anordnung der 
Dekontaminationswanne 

Bei de r Wa hl de r Abmessung wurde 

darauf geachte t. daß die zur Dekonta­

min ation e rfo rde rliche Wasse rmenge 
von 1000 I eine mögli chst ge ringe Ober­

fl äche und Au ßenluftkontakt hat , um 

W ärmeverluste übe r A bstrahlung und 

Verdampfun g ge ring zu ha lten . 
Das inne re Gesa mtvolumen wurde 

auf 1500 I bemesse n , wobe i 1/3 des 
Volumens a ls Reserve und Manipula-
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Abb . 2: Dekontam ina tionste il der H DA 

Abb. 3: Trocke nte il der H DA 

ti onsraum vorgesehen ist. Als Mate ria l 
kommen alte rn a ti v the rmostabile 

Kunststo ffe oel e r ko rrosionsfeste Meta l­

le in Frage . Da be i Ve rwendung vo n 

Kunststo ffe n aus Sta bilitätsgründ en 

e ine höhe re Mate ri a lstärke a ls be i 

Me tall ausführun g e rfo rde rli ch ist, wä re 
das G esa mtgewicht de r Wann e in be i­

den Va ri anten mit ca. 50 kg etwa 

gleich . 

Aufhe izve rsuche habe n geze igt , daß 
se lbst be i ti e fen Au ße ntemperaturen 

e ine Iso li e rung eie r Wann e zum E rrei­

chen de r E ndtemperatur vo n 100° e 

und dem Halten übe r 3 Stunde n nicht 
no twe ndig ist. Ei ne Isolie run g e rni ed­

rigt abe r de n Ene rgieve rbrauch im Ze it­

raum der Behandlung. 

Z ur Ma nipul ati on be i de r Dekonta­

minati onsbe handlu ng ist es günstig, d ie 

Wanne bis zu 2/3 de r Bauh öhe im 

Boden e inzu lasse n . Da be im Eingrabe n 
de r Wanne Ze it be nötigt wird , kann zur 

Bed ie nun g der Wanne a lte rn ativ ein 

Podest oder e ine Rampe vorgese hen 
werden. Auch eine Bodenstufung kann 

a ls Bedienungspodest ve rwe nd et wer­

de n. 
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Ausführung der Trocknungsanlage 

Die Trocknung der Einzelteile der per~ 

sönlichen Schutzausstattung erfolgt im 
sog. »reinen Teil« des zum Dekontami­
nations-Mehrzweck-Fahrzeugs gehöri­
gen Personen-Dekontaminations­
Duschzelt. Jacke und Hose der ABC­
Schutzbekleidung Zodiak werden ge­
trennt auf Bügel an einer Querstange. 
die mit Halterungen an den Zeltpfetten 
befestigt wird , aufgehängt. An dieser 
Querstange werden auch die dekonta­
minierten Schutzmasken M 65 Z mittels 
handelsüblicher Maskenhänger ange­
bracht. 

Zur Trocknung der Schutzhandschu­
he und -Stiefel müssen diese so angeord­
net werden , daß das Wasser gut ablau­
fen kann . Dazu ist es notwendig, spe­
zielle Stellagen zu verwenden , die eine 
Aufhängung in Schräglage ermögli­
chen . 

Der Trockenprozeß selbst wird mit­
tels Warmluft ausgeführt. Dazu wird ein 
handelsübliches Warmluftheizgerät mit 
entsprechender Leistung ausgewählt . 
Die Dimensionierung des Gerätes soll 
ausreichen. um während der Personen­
dekontamination gleichzeitig die Behei­
zung der gesamten Zeltanlage zu 
ermöglichen . Es muß also ein entspre­
chend hohen Luftvolumenstrom erzeu­
gen können . Die Temperatur der 
Trocknungsluft muß stufen los einstell­
bar sein. um sie entsprechend der 
Arbeitsgänge Trocknung und Duschbe­
heizung einjustieren zu können. 

Apparativer Aufbau der 
Dekontaminationsanlage 

In der Abbildung I wird der apparative 
Aufbau der Heißwasser-Dekontamina­
lions-Anlage (HDA) schematisch dar­
gestellt. Dabei zeigt die linke Bildhälfte 
den Dekontaminations-. die rechte den 
Trocknungsteil . 

Dekontaminationsteil der HDA 

Der Dekontaminationsteil der HDA 
besteht aus folgenden Einzelzeilen: 

- Gerät zur Heißwasser- und Heiß­
dampferzeugung 
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Abb . 4: Trockenspinne für Stiefel und 

Handschuhe 

- Dekontaminationswanne mit Ein­
leitungsrohr. Kugelabdeckung. Sicher­
heitsgerüst, Handschuhkorb und Spe­
zialwäschehaken 

Chemikaliensatz 

Spülwannen und 

Tauchpumpe . 

Die Dekontaminationswanne mit ei­
nem Inhalt von 1.500 I wird zur Erleich­
terung der Tätigkeiten entweder zu 2/3 
der Gesamthöhe in den Boden eingelas­
sen oder über eine einseitig angebrachte 
begehbare Rampe bedient. 

Wie aus der Abb. 2 zu ersehen ist, 
wird auf die Wanne ein in der Höhe 
verstellbares Sicherheitsgitter aufge­
setzt , das sowohl den Helfer bei den 
Arbeiten schützt als auch das Aufhän­
gen des Handschuhkorbes und der 
gebündelten Stiefel und Masken ermög­

licht. 

Zur Dekontamination wird die Wan­
ne in folgenden Arbeitsgängen be­
schickt : 

Dekontamination 

- ' Einfüllen von 800 I Wasser mit einer 
Temperatur von 60° C über das Heiß­
dampfgerät 

- Zugabe der Chemicalien (2 % Soda. 
0,5 % Netzmittel) 

- Einsetzen von 10 Satz Schutzaus­
stattung 

Dabei werden zuerst die Schutzjacken 
und -hosen mittels der Wäschestange in 
das Bad eingetaucht . Die Schutzmasken 
und -stiefel werden in gebündelter 
Form, die Schutzhandschuhe in einem 
flexiblen Drahtkorb eingesetzt. 

- Abdeckung der Badoberfläche mit­
tels Hohlkugeln gegen Abdampfverlu­
ste 

- Aufheizen des Dekontaminations­
bades auf 100° C durch Einleiten von 
180° C heißem Dampf über ein Düsen­
einleitungsrohr 

Durch das Einleiten von Dampf wird 
eine starke Badbewegung erzeugt. so 
daß ein Umrühren des Inhaltes im 
Zeitraum der Dekontamination nicht 
erforderlich ist. 

- Halten der Dekontaminationstem­
peratur von 100° C über 3 Stunden 

Dazu ist jeweils nur ein kurzzeitiges 
Einleiten von Heißdampf erforderlich. 
wenn die Temperatur des Bades auf 
95° C abgefallen ist. Durch die Konden­
sation beim Einleiten von Heißdampf 
wächst das Wasservolumen nach 3-
stündiger Behandlung auf insgesamt 
1000 I an . 

- Spülen der Einzelteile 

Das Spülen der Einzelteile der persön­
lichen Schutzausstattung nach der De­
kontaminationsbehandlung soll einer­
seits die Bildung von weißen Sodaflek­
ken bei der nachfolgenden Trocknung 
ausschließen und andererseits Reste 
von radioaktivem Staub entfernen . 
Dabei wird der Schutzanzug im Bad 
mittels des Spezialwäschehakens ent­
nommen . Masken. Stiefel und Hand­
schuhe in gebündelter Form bzw. mit 
dem Tauchkorb . 

- Abpumpen der Dekontaminations­
lösung 
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Zur Durchführu ng des nachfolge nden 
Deko ntaminatio nsprozesses muß die 
Lösung um 200 1 vermindert werden . 
D azu wird eine Heißwasse rtauchpumpe 
eingesetzt. D ie vollständige Erneue­
rung des Bades ist nur bei einem ho hen 
Kontaminations- und Ve rschmu tzu ngs­
grad de r Schutzausstattung e rfo rde r­
lich . Ist d ie Schutzausstattung mit radio­
aktivem Staub ko ntaminiert. mu ß das 
Bad bei jedem Prozeß gewechsel wer­
den . um e ine Kumulation zu ve rmei­
den . 

Trocknungsteil der HDA 

Wie aus den A bbildungen 1 und 3 zu 
e rsehen ist . besteht de r Trockungsteil 
der De kontamina tionsanlage aus fo l­
ge nden E inzel te ilen : 

T rockn ungsze lt 

T rocknungsgestänge 

Spezia l büge l für die Schutzbe kl ei­
dung 

- Spezia lspinne für d ie Stiefe l und 
H andschuhe 

- Ei nschraubösen mit Haken für die 
Maske 

- Frischlufthe izgerät. 

Die Trocknung de r de kontaminie rten 
Schutzausstattung wird . wie in de r 
Abb . 4 dargeste llt , im »reinen Teil« des 

zum D NF ge hörigen Personen-Dekon­
tamina tions-Duschzeltes durchgeführt . 

Zum Aufhängen der Schutzbeklei­
dung wird ein Trocknungsgestell an der 
Zeltpfettenkonstruktion befestigt . 
Beidseitig vom E ingangsbere ich wird je 
eine Que rstange angebracht , an der je 5 
Stück Schutzbekleidung , getrennt nach 

Hose und Jacke , auf Spezialbügeln auf­
gehängt werden. 

In de r Mi tte de r Q uerstange wird 

horizontal eine Spezialspinne zum 
Trocknen de r Sti efe l und Handschuhe 
angese tzt . wie aus de r A bb. ersichtlich 
ist. Die Winkelstäbe de r Spinne sind 
aufsteckbar. Stiefel und Handschuhe 
we rde n auf die Spinne so aufgesetzt . 
daß das A blaufe n des Wassers gesiche rt 
ist. 

Die Schutzmasken werden mit Haken 
und Einschraubösen direkt an de r 
Querstange zwischen den Schutzhosen 
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Abb . 5 : Aufhängung de r Schutzmaske n übe r E inschrauböse n und Hake n 

aufge hängt (siehe Abb. 5). damit das 
Wasser gut ablaufen kann . 

Die Trocknung wird in drei Arbeits­
gä ngen durchgeführt : 

- Nach dem Anordnen der gesamten 
Schutzausstattung wird mittels des 
Warmluftgerätes (siehe Abb . 3) inner­

halb 10 Minuten auf 50° C aufgeheizt. In 
dieser Phase sind die Wickelstulpen der 
Jacke und Hose nach oben gezogen . 

- D anach wird das Ge rät abgeste llt 

und die Wickelstulpen des Schutza nzu­
ges nach unten gezogen . Dabei fällt die 
Temperatur auf e twa 40° C ab . 

- In eine r fo lge nden zweiten H eizpha­
se wird gleichfa lls übe r 10 Minuten 
durch e rneute Warmluftzu fuhr die 
Temperatur auf 70° Cerhöht. 

Nach A bschluß des Trockenprozesses 
wird die Schutzbe kle idung entspre­
chend den Anweisungen de r KatS­
DV 410 auf Beschädigungen unte rsucht 
und ggf. instandgesetzt. Danach kann 
di e Schutzbe kle idung wieder für weite­
re E insätze ve rwendet we rden . 

Zusammenfassung 

Die pe rsönliche Schutzausstattung 
schützt im E insatzze itraum den KatS-

Helfe r im Verte idigungsfall vor ABC­
Kampfmitte ln und bei Einsätzen in 
Katastrophen-Fällen vor chemischen . 
radioaktiven und infektiösen Schadstof­
fen . 

Vor e inem e rneuten E insatz de r Hel­

fe r muß die Schutzausstattung quantita­
tiv von a llen gasförmigen , flüssige n und 
fe sten Schadstoffen dekontaminiert 
werden . 

Die D ekontaminationsbehandlung 
muß den Mechani smen beim Kontami­

nationsvorgang angepaßt werden . die 
im wesentlichen aus Reaktions- und 
Lösungsvorgängen bestehen. Dabei 
kann de r Schadensbere ich unmitte lba r 
auf die O be rfläche oder di e oberfl ä­
chennahe G renzfläche beschränkt blei­
ben , de r Schadstoff kann aber auch 
durch Diffusion in das Mate rial e indrin­

ge n. 
Die Dekontamination e rfo lgt somit in 

e inem oder zwei Te ilvorgängen: 

- E ntfernung und Zerstö rung de r 
Schadstoffe auf der Oberfl äche und im 
oberfl ächennahen Grenzbere ich und 

- E ntfe rnun g und Zerstö rung der 
Schadstoffe, die durch Diffusion in das 
Mate ria l e ingedrungen sind . 

Der erste Te ilvorgang e rforde rt die 
E ntfe rnung de r Schadstoffe durch Lö-
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sungsmittel oder durch eine wäßrige 
Lösung unter Zusatz von Tensiden. die 
Zerstörung kann durch chemische Re­
aktion oder thermische Behandlung 
vorgenommen werden. 

Der zweite Teilvorgang kann gleich­
falls über die thermische Zersetzung 
erfolgen. Bei der chemischen Zerstö­
rung müssen die verwendeten Chemika­
lien über eine Diffusion den Schadstoff 
lokal zersetzen. 

Grenzen der Behandlung sind durch 
die thermische und chemische Bestän­
digke it des Schutzmaterials gesetzt. 

Alle Außentei le der persönlichen 
Schutzausstattung bestehen aus Natur­
und Butylkautschuk mit Isopren-, Neo­
pren- und Butadien-Polymerisaten. 

Die thermische Beständigkeit dieser 
Materialien liegt bei 120- 1400 C. die 
Beständigkeit gegen konzentrierte oxy­
dierende und chlorierende Chemikalien 
ist nicht besonders hoch . Aus diesem 
Grunde muß die Dekontamination bei 
max . 1000 C unter Ausnützung der hy­
drolytischen Spaltung in leicht alkali­
schem Medium unter Zusatz von ober­
flächenaktiven Stoffen durchgeführt 
werden. 

Der apparative Aufbau der Heißwas­
ser-Dekontaminations-Anlage (HDA) 
besteht aus einem Dekontaminations­
und einem Trocknungsteil. 

Bei der Dekontamination werden 
gleichzeitig lOSatz persönlicher Schutz­
ausstattung in 1.000 I Wasser unter 

Der Auftrag: 
Sichere Dekontamination 
von Gerät und Kleidung •. 
Die Technik dazu kommt von 
Kärcher - zu Land, zu 
Wasser und 
in der Luft. 

; i 
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Ausführliches, wehrtechnisches 
Informationsmaterial ha~en 
wir für Sie bereit. Rufen Sie es . :u-.' ... __ 

direkt ab. 

Alfred Kärcher 
GmbH&Co.KG 
Abteilung VSK, Postfach 160 
7057 WinnendenlWürtt. 
Tel.: 07195/14-1, 
Telex: 724432 

Dekontamination 

Zusatz von 2 % Soda und 0.5 % Netz­
mittel mittels Heißdampf über einen 
Zeitraum von 3 Stunden auf Kochtem­
peratur von 1000 C gehalten. Die 
Gesamtmenge der in einem ABC-Zug 
vorhandenen persönlichen Schutzaus­
stattungen von 2 x 42 = 84 Stück ist 
nach max . 24 Stunden . der Einzelsatz 
nach max. 3.5 Std .. für erneute Einsätze 
wieder verfügbar. 

Die Trockung der Schutzausstattung 
erfolgt im »reinen Teil« derzum Dekon­
taminations-Mehrzweck-Fahrzeuges 
(DMF) gehörigen Personen-Duschzel­
tes mittels Warmluft von max. 700 C 
über einen Zeitraum von 20 min . 

Für die einzelnen Teile der Schutz­
ausstattung wurden spezielle Stellagen 
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Dekontamination 

und Aufhängevorrichtungen entwik­
kelt. um einerseits das vollständige 
Ablaufen des Wassers zu gewährleisten 
und andererseits den Zeitbedarf für die 
Trocknung geri ng zu halten . 

Der apparative Aufbau der Heiß­
dampf-Dekontaminations-Anlage wird 
in mehreren Abbildungen dargestellt. 

Jeder ABC-Zug wird mit einer HDA 
ausgestattet. Die Anlage wird in Kom­
bination mit dem DMF betrieben und 
ist der Dekontaminationsgruppe S zu­
geordnet . Durch die Möglichkeit der 
Dekontamination der persönlichen 
Schutzausstattung wird logisti sch der 

wiederholte Einsatz der ABC-Helfer im 
Verteidigungsfall sichergestellt. 

Durch die Verfügbarkeit des Heiß­
dampf-Gerätes wird außerdem die 
Dekontamination empfind licher Meß­
und Registriergeräte sowie von Aggre­
gaten ermöglicht. 

Das Frischluft-Heizgerät kann außer­
dem aufgrund seiner hohen Warmluft­
förderleistung für die Beheizung der 
Personen-Dekontaminations-Duschan­
lage eingesetzt werden . 

Über diese zusätzlichen Möglichkei­
ten wird zu einem späteren Zeitpunkt 
berichte t werden . 
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Die Euphorie über entscheidende Fortschritte im Prozeß der europäischen Einigung ist verflogen. Die ersten 
Sitzungen des aus Direktwahlen in allen Mitgliedsländern hervorgegangenen Europaparlamentes der Europäischen 
Gemeinschaft haben den Abgeordneten vor Augen geführt, daß diese so sehr begrüßten Wahlen weder im 
politischen Bewußtsein der europäischen Bürger noch in den politischen und technokratischen Blockierungen in 
Brüssel den erwarteten Durchbruch bewirkt haben. Ernüchtert knüpft man an dieselben Probleme an, die die 
Europäische Gemeinschaft schon seit ihrer Entstehung belasten. 
Über die Ziele, die für viele gar nicht erkennbar zu sein scheinen, wird hingegen heute nicht diskutiert. Das - so meint 
man - könnte ein Fortschreiten der Integration behindern. Pragmatisch möchte man die Schwierigkeiten lösen. 
Föderation oder Konföderation, Bundesstaat oder Staatenbund werden heute als marginale und sekundäre 
Probleme betrachtet, obwohl von diesen schließlichen Formen einer Europäischen Union der Fortbestand eines 
jeden an der Europäischen Gemeinschaft teilnehmenden Staates berührt wird . 
Das Europaparlament wird sich wie andere am Einigungsprozeß Mitwirkende mit diesen Fragen auseinandersetzen 
müssen. Was zu dieser Diskussion über die Jahre hin an Plänen beigetragen wurde, wird in diesem Werk 
vorgelegt. 
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Massenanfall von Verletzten 
im Katastrophenfall 

Planungen eines chirurgischen Zentrums 
am Beispiel der Medizinischen Hochschule Hannover 

von E.G. Suren und H. Tscherne 

Eine Katastrophe ist definiert als außer­
gewöhnliches Schadensereignis, dessen 
Bewältigung mit den momentan vor­
handenen Mitteln nicht möglich ist. Für 
ein betroffenes Klinikum bedeutet das 
Abkehr von optimaler, zeitaufwendiger 
Individualmedizin zu bedarfsgerechter 
Massenversorgung mit dem Ziel. die 
Summe der Verluste möglichst gering 
zu halten . Die hierzu notwendigen orga­
nisatorischen Voraussetzungen müssen 
- besonders für strukturell stark diffe­
renzierte Großkliniken - rechtzeitig in 
einem internen Katastrophenabwehr­
plan erarbeitet, schriftlich fixiert und 
den Mitarbeitern regelmäßig bekannt­
gegeben werden. Selbstverständlich ist 
die individuelle Organisation eines 
Krankenhauses mit vorhandenen regio­
nalen oder überregionalen Katastro­
phenabwehrplänen abzustimmen . 

Wesentliche Punkte interner Kata­
strophenabwehrplanung betreffen : 

• Alarmierung 

• Alarmauslösung 

• Aufrechterhaltung der Kommuni-
kation 

• Interne Einsatzleitung 

• Informations- und Antipanikdienst 

• Raumzuweisung und interne Ver­
kehrsregel ung . 

ZIVILVERTEIDIGUNG 2/80 

• Materialbereitstellung 

• Registrierung, Sortierung (Triage) 
und medizinische Versorgung der 
Verletzten 

AlarmorganisatIon 

Voraussetzung für die notwendige 
Kapazitätserhöhung auf das 3- bis 5fa­
che der Norm ist ein funktionsfähiger 
Alarmplan . Dieser enthält eine Na­
mens- , Funktions- und Adressenliste 
der Mitarbeiter mit Rubriken für Alar­
mierungszeit , Zeit des Eintreffens und 
Einsatzort. 

Die Abteilungsleiter setzen die Alar­
mierungsprioritäten innerhalb der Li­
stung fest und überprüfen in längstens 
l/2jährigen Abständen deren Vollstän­
digkeit . 

In jedem Fall vordringlich erscheint 
im Katastrophenfall die sofortige Alar­
mierung der Krankenhausleitung (Ver­
waltungsdirektor. Chefarzt. Oberin). 
des technischen Dienstes, der Apo­
theke und Blutbank sowie zusätzlicher 
Telefonisten. Schwesternwohnheim 
und Krankenpflegeschule sind ebenfalls 
in den Alarmplan einzubeziehen. 

Der vollständige Alarmplan ist in der 
Telefonzentrale. beim Notfallpförtner . 

bei der internen Katastropheneinsatz­
leitung und der Krankenhauszentrale 
von Notarztwagen bzw . Rettungshub­
schrauber verschlossen zu hinterlegen. 

Alarmauslösung 

Der Alarmauflauf erfolgt in der Tele­
fonzentrale bzw . wird dorthin durchge­
stellt. Zeitpunkt, Art der Katastrophe , 
Name und Erreichbarkeit des Anrufers 
sowie ggf. das Codewort für Katastro­
phenalarm sind schriftlich zu fixieren . 
Sofortige Informationsweitergabe an 
den diensthabenden unfallchirurgi­
schen Oberarzt , der sich von der Kata­
strophensituation (Art , Umfang, Zahl 
der Verletzten) überzeugt , je nach Lage 
die vorläufige Katastrophenstufe fest­
setzt und den internen Katastrophen­
alarm auslöst. 

Aufrechterhaltung der 
Kommunikation 

Vo raussetzu ng für schnelle Alarmie­
rung und problemlose Nachrichtenü­
bermittlung ist - besonders für die als 
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Chirurgisches Zentrum 

Versorgungsschwerpunkt dienenden 
KI,iniken - eine leistungsfähige Telefon­
zentrale und -anlage, da in Katastro­
phensituationen schnell die Überla­
stung bzw. der Zusammenbruch des 
Telefonnetzes zu erwarten ist. Derzeit 
werden die Alarmierungsgespräche an 
der MHH handvermittelt. Mindestbe­
aarffür einen Alarm : 1,5 bis 2 Minuten , 
d . h. 1haximal nur 30 bis 50 Alarmierun­
gen pro Stunde bei ausschließlicher 
Alarmierungstätigkeit eines Telefoni­
sten . Eine Vermehrung der Gespräche 
durch Schneeballsystem-Alarmierung 
ist unseres Erachtens zu unsicher und 
uneffektiv , da es einen hohen Planungs­
aufwand sowie exakte Mitarbeit des 
Angerufenen erfordert, die im Ernstfall 
nicht immer zu erwarten ist. 

Wir haben daher eine eigene Neben­
stellenanlage mit 5 Amtsleitungen und 
3 Querverbindungen zur MHH-inter­
nen Telefonanlage für den Katastro­
phenfall geplant. Über 2 elektronische 
Wählgeräte können je 100 Teilnehmer 
angewählt werden, so daß der Telefo­
nist während des Wähl vorganges Zeit 
für andere Tätigkeiten hat. 

Automatische Textansagen bzw. au­
tomatische Registrierung einer Ge­
sprächsquittung sind technisch möglich , 
jedoch mit den derzeitigen Fernmelde­
gesetzen unvereinbar. Es bleibt abzu­
warten , wieweit Ausnahmeregelungen 
für den Katastrophenfall vereinbart 
werden können . Außerdem sollten zur 
Aufrechterhaltung der telefonischen 
Nachrichtenübermittlung im Katastro­
phenfall nur wenige , vorausbestimmte 
Hausapparate Amtsberechtigung erhal­
ten, was technisch einfach vorzuberei­
ten ist. 

Die Kosten für die beschriebene 
Nebenstellenanlage betragen ca. 
180.000 DM , die für selektionierte 
Amtsberechtigung im Katastrophenfall 
ca. 20.000 DM. Dieser hohe finanzielle 
Aufwand erscheint uns jedoch für eine 
Klinik der Zentralversorgung durchaus 
gerechtfertigt . 

Die verschiedentlich empfoh lene 
Sperrung der eintreffenden Amtsleitun­
gen durch einen automatischen Anruf­
beantworter mit standardisiertem Kata-
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strophen text ist fernmelderechtlich pro­
blematisch und u.E. auch nicht verant­
wortbar , da weiterhin katastrophenun­
abhängige Notrufe eintreffen können, 
die beantwortet werden müssen. 

Interne Katastropheneinsatzleitung 
und Nachrichtenzentrale 

Für die Dauer der Katastrophe ist eine 
Katastropheneinsatzleitung mit weitrei­
chenden Kompetenzen und klinikinter­
ner Weisungsbefugnis zu schaffen, der 
u. a . folgende Aufgaben obliegen: 

Zentrale Klinikführung 

Koordination und Planung aller 
medizinischen und nicht medizini­
schen Klinikbereiche 

Protokollführung 

Bereitstellung einer zentralen Pa­
tientenübersicht 

Nachrichtenverbindung zum Kata­
strophenort und zur örtlichen Kata­
stropheneinsatzzentrale 

Dieser Krisenstab sollte aus Funktions­
gründen möglichst klein gehalten und 
mit entscheidungsgewohnten, kompe­
tenten Fachleuten besetzt werden: 

o Ärztlicher Leiter (z. B. ärztlicher 
Direktor) 

o Verwaltungsleiter (z. B. Verwal­
tungsdirektor) 

o Technischer Leiter (z. B. techni­
scher Direktor) 

o Pflegedienstleitung (z. B. Ober­
schwester - möglichst einer nicht­
chirurgischen Disziplin) 

o Informationsleiter (z . B. Beauftrag­
ter der Pressestelle) 

o Leiter Hilfsdienste (Koordination 
Krankentransport , Hol- und Brin­
gedienst, Fahrbereitschaft) 

o Sozialdienst und Klinikseelsorge 
(Patienten- und Angehörigenberu­
higung , Angehörigensuchdienst 
usw.) 

o Zusätzlich ein Telefoni!;t und zwei 
Schreibkräfte (Protokollführung, 
Listenerstellung, Patientenregi­
strierung) . 

.. 

Der Raum für den Krisenstab muß, um 
kurze Nachrichtenübermittlungswege 
einzuhalten, in der Nähe der Patienten­
versorgung gelegen sein. Dieser abge­
schlossene Raum ist groß genug zu 
bemessen. Ausreichende Nachrichten­
verbindungen (z. B . Direktleistungen 
zur Stadtverwaltung und Feuerwehr, 
Anschlüsse an interne- und Katastro­
phentelefonanlage, direkte Amtslei­
tung mit Geheimnummern, eventuell 
Fernschreib- und Funkanschluß sind 
einzuplanen . Zusätzlich sollen hier Ver­
zeichnisse mit allen wichtigen internen 
und externen Telefonnummern, Listen 
der umgebenden Krankenhäuser mit 
Versorgungskapazitäten und Zahl der 
Intensivbetten sowie der Fachabteilung 
vorhanden sein. Wandkarten des Stadt­
gebietes, der Umgebung und des Klini­
kums erleichtern die Orientierung. Auf 
genügende Ausstattung mit Büromate­
rial zur Dokumentation (Taschendik­
tiergeräte, Wiedergabegeräte , Schreib­
maschinen) ist zu achten . 

An der MHH ist für den Krisenstab 
ein größerer Hörsaal in gleicher Ebene 
mit der Patientenaufnahme und -not­
versorgung vorgesehen, der Ausgänge 
in einer vom Patienten getrennten Ebe­
ne besitzt. Im unmittelbaren Anschluß 
liegt die »Zentrale Meldestelle Perso­
nal«. 

Hier haben sich Ärzte , Schwestern 
und Pfleger nach Alarmierung einzufin­
den. Sie werden registriert und nach 
Möglichkeit gewohnten Aufgabenbe­
reichen zugeordnet. Alle anderen Mit­
arbeiter (z . B . Röntgen , Verwaltung, 
Technik) melden sich bei ihrem 
Bereichsleiter bzw. an ihrem Arbeits­
platz. Diese Bereiche regeln Einsatzpla­
nung und Einsatzort autonom so, daß 
ständig eine bedarfsgerechte Dienst­
mannschaft zur Verfügung gestellt wer­
den kann. 

Informations- und Antipanikdienst 

Räumlich getrennt (an der MHH in 
einem Vorklin ik-Hörsaal) von der zen­
tralen Einsatzleitung und den Orten der 
Patientenversorgung sollte ein Raum 
als Informationszentrale eingerichtet 
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werden. Hier werden ausschließlich die 
vom Krisenstab formulierten State­
ments an Nachrichtenmedien und An­
gehörige weitergegeben. Um Gerüch­
ten vorzubeugen. ist die Weitergabe 
von Information durch Klinikangehöri­
ge und Katastrophenhelfer streng zu 
untersagen . 

Um Paniksituationen zu vermeiden , 
kann hier ein Klinikseelsorger zusam­
men mit einem Psychiater bzw. Interni: 
sten beruhigend auf die Angehörigen 
einwirken. Daher sollten auch in regel­
mäßigen Abständen die Namen der 
eingetroffenen Katastrophenopfer (so­
weit sicher identifiziert) bekanntgege­
ben werden . 

Raumzuweisung und Interne 
Verkehrsregelung 

Bestimmung und Umfunktionierung 
vorhandener Räumlichkeiten für den 
Katastropheneinsatz ist die wichtigste 
Planungsaufgabe für Ärzte, Verwaltung 
und Techniker eines Klinikums . Patien­
tenaufnahme, Behandlungsräume , 
Notquartiere , Funktionsräume für Ärz­
te und Schwestern sowie Krisenstab 
sollten innerhalb eines überschaubaren 
Areales - jedoch nicht beengt - auf 
einer Etagenebene untergebracht wer­
den. Die vorgesehenen Funktionsräu­
me und Notquartiere müssen aus tech­
nischer Sicht möglichst einfach mit sani­
tären Installationen (Wasser , Spülen) , 
notwendigen elektrischen Einrichtun­
gen (Steckdosen. Lichtquellen) und 
Anschlüssen der Kommunikationsträ­
ger (Telefon. Rohrpost , EDV-Termi­
nal) auszustatten sein. Außerdem sollte 
die Lage der Verkehrsflächen einen 
möglichst reibungslosen Patienten- und 
Materialtransport (Einbahnstraßen-Sy­
stem) ermöglichen . Entsprechende Be­
schilderungen sind auszuarbeiten und 
vorrätig zu halten . 

Gleiches gilt für die Verkehrswege 
auf dem Klinikgelände. Hier ist insbe­
Sondere der ungehinderte Patienten­
transport sicherzustellen und zu trennen 
Vom Abtransport Leichtverletzter bzw. 
evakuierter stationärer Patienten. Für 
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die MHH wird der Antransport von 
Verletzten ausschließlich durch cJie Not­
fallaufnahme über die Parkdeckrampe 
im Obergeschoß ausgeschildert. Dage­
gen werden Leichtverletzte über den 
Personalausgang und Evakuierte über 

. die Liegendvorfahrt des Bettenhauses 
unter dem Parkdeck ausgeschleust. 

Das zuständige Polizei revier ist in 
diese Planungen einzubeziehen . Es soll 
die Verkehrsregelung an den Einfahr­
ten zum Klinikgelände übernehmen . 
Um Störungen der Versorgung durch 
Neugierige , aufgeregte Angehörige 
oder andere Unbefugte zu vermeiden, 
sind bis auf einen alle Klinikeingänge 
für den Publikumsverkehr sofort nach 
Alarmeingang zu schließen. 

Materialbereitstellung 

Katastrophensituationen setzen für alle 
Klinikbereiche (Apotheke, Blutbank , 
Materialbedarfszentrale) eine Bevorra­
tung durch ein gut überschaubares Sor­
timent in großer Menge voraus. Nur so 
können die Bevorratungsgüter regelmä­
ßig in den Klinikbetrieb eingeschleust 
und ersetzt werden . 

Apotheke und Blutbank haben in 
Zusammenarbeit mit den Chirurgen 
eine quantitative und qualitative Aus­
wahl an Infusionslösungen , Medika­
menten und Blut- bzw. Plasmakonzen­
traten zu treffen. 

In einem eigens für den Katastro­
phenbedarf vorgesehenen Raum müs­
sen u. a. genügend Infusionsständer , 
Infusionsbestecke. zentrale Venenka­
theter , Abdeckfolien, Punktionsbestek­
ke (z. B. für Abdominocentese und 
Thoraxdrainage ), Verbandsmateri­
alien , aufblasbare Extremitätenschie­
nen, Extensionsschienen und Exten­
sionsbestecke vorrätig gehalten wer­
den. Im Katastrophenfall erleichtern 
und beschleunigen mehre.re fertig be­
stückte Verband-/Notfallwagen die 
Versorgung der Patienten in den 
Schockräumen. 

Die Kontrolle und eventuelle Ergän­
zung des Materials obliegen der leiten­
den Schwester und dem jeweiligen Sta­
tionsarzt der Notfallaufnahme . 

Chirurgisches Zentrum 

Die Bereitstellung von genügend Tra­
genuntersätzen' in der Notfallaufnahme 
ist im Katastrophenfall unabdingbar. 
Ein Zusammensuchen der im gesamten 
Klinikum verstreuten Tragenuntersätze 
und Krankenfahrstühle erst nach Ein­
tritt des Ernstfalles absorbiert mehrere , 
gerade in der Anlaufphase dringend 
gebrauchte Helfer. Ein Chaos mit Zeit­
verlust beim Ausladen der Opfer aus 
den in schneller Folge eintreffenden 
Rettungswagen ist dann unvermeid­
lich . 

Registrierung 

Alle ankommenden Verletzten müssen 
durch einen Klinikeingang - an der 
MHH die Notfallaufnahme - geschleust 
werden , um ein Identifikationschaos zu 
vermeiden. Hier sind sofort nach 
Alarmauslösung zwei bis drei Verwal­
tungsangestellte einzusetzen. Diese ver­
teilen an alle ankommenden Verletzten 
eine eigens entwickelte , fortlaufend 
numerierte Krankenakte mit integrier­
ter Röntgentüte und inliegenden 200 
Aufklebern mit der entsprechenden 
Identifikationsnummer. Jeder Patient 
erhält ein vorbereitetes Babybändchen 
mit seiner Identifikationsnummer um 
das Handgelenk. dieses verbleibt bis 
zum Ende des Katastrophenalarmes -
auch im Operationssaal - ständig am 
Patienten . Kleidung und Wertgegen­
stände werden sofort in einem vorberei­
teten, numerierten Plastiksack verstaut 
und in einem Aufbewahrungsraum für 
Wertsachen , der von einem Verwal­
tungsangestellten überwacht wird, ver­
bracht. 

Die Registrierung der ankommenden 
Patienten erfolgt in einer Liste mit 5 
Durchschlägen (für interne Katastro­
pheneinsatzleitung, Patienten such­
dienst, Verwaltung. als Patienten be­
gleitschein , zur eventuellen Mitgabe an 
die Hausärzte bei ambulanter Betreu­
ung) . Als Identifikationsnummern wer­
den zweckmäßigerweise spezielle , in 
der Klinik-EDV freigehaltene Zahlen-
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kombinationen verwendet , um später 
eine datengerechte Aufarbeitung und 
Analyse der Katastrophensituation zu 
ermöglichen. 

Sortierung der Verletzten 
Triage 

Anschließend müssen alle Verletzten 
den sog. Triageraum durchlaufen , wo 
sie von den erfahrensten Unfallchirur­
gen nach Verletzungsschweregraden 
und Behandlungsdringlichkeit sortiert 
und gekennzeichnet werden . Mit einer 
durchschnittlichen Untersuchungszeit 
von 3 bis 5 Minuten ist hier zu rech­
nen . 

Gehfähige Leichtverletzte werden 
sofort über einen gesonderten Gang zu 
einer RegistratursteIle der Verwaltung 
geschickt , dort notdürftig durch ein 
Ärzte/Schwesternteam der Abteilung 
für Allgemeinmedizin versorgt und mit 
bereitgestellten Fahrzeugen an nieder­
gelassene Chirurgen bzw. praktische 
Ärzte zur Weiterbehandlung vermit­
telt. 

Medizinische Versorgung 

Die chirurgische Versorgung größerer 
Weichteilwunden, einfache Gipsbe­
handlung bzw. Extensionsbehandlung 
bei stationären Patienten mit aufge­
schobener Dringlichkeit erfolgen in den 
Räumen der Unfallchirurgischen Poli­
klinik - getrennt von den Behandlungs­
bereichen der sonstigen , schwerer ver­
letzten Patienten. 

Schwerverletzte erfahren in den sog . . 
Schock räumen eine adaequate Einlei­
tung der Schocktherapie, hier werden 
auch Blutproben für unbedingt notwen­
dige Laboruntersuchungen abgenom­
men (z. B. HB , Blutgruppe, kleiner 
Gerinnungsstatus usw.) . Anschließend 
werden die Patienten - je nach thera­
peutischer Dringlichkeit - sofort in die 
Operationsabteilung, auf Intensivsta­
tionen oder in vorbereitete Notquartie­
re verbracht. 
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Die in den Massenquartieren benö­
tigten Notbetten sind möglichst in der 
Nähe und in der gleichen Ebene wie die 
Triage- und Behandlungsräumlichkei­
ten aufzustellen . Empfehlenswert bei 
der Planung ist eine Bettenverteilung 
auf einer maßstabgerechten Skizze , um 
im EmstfaB noch genügend Verkehrs­
raum für den Patienten- und Material­
transport zur Verfügung zu haben. Als 
Notquartiere bieten sich größere War­
tezonen, Konferenzsäle oder Hallen an, 
in der MHH z. B. die Halle um den 
Hörsaal-Innenhof. 

Schwerverletzte mit infauster Pro­
gnose sollten in der Nähe des Triagerau­
mes ärztlich und pflegerisch betreut 
werden. Eine kontinuierliche Triage 
dieser Patienten ist unabdingbar, um 
bei eventueller Besserung des Allge­
meinzustandes die erforderlichen le­
benserhaltenden Maßnahmen ergreifen 
zu können . Daher muß hier ein erfahre­
ner Mediziner Aufsicht führen . 

Tote müssen bis zur Identifizierung in 
einem gesonderten Raum aufbewahrt 
werden . Die zuständigen Pathologen 
bzw. Gerichtsmediziner sind zu alar­
mieren . 

Im Operationstrakt ist das Routine­
programm zu stoppen , begonnene Ein­
griffe werden schnellstmöglich beendet. 
Ein erfahrener Chirurg stellt notwendi­
ge Operationsteams zusammen. Dabei 
können einem Unfallchirurgen parachi­
rurgische Kollegen aus der Augen- und 
HNO-Klinik als Assistenten zugeordnet 
werden . Gleiches gilt für die Einteilung 
der Instrumentierschwestern und der 
sog. Springer. Ein Operationssaal sollte 
grundSätzlich für extreme Dringlichkei­
ten freigehalten werden . An der MHH 
sind hierfür zwei aseptische Säle im 
Notaufnahmebereich vorgesehen . 

Evakuierungen 

Zur besseren Nutzung vorhandener 
technischer und operativer Einrichtun­
gen sind die chirurgischen Stationen von 
gehfähigen bzw. nicht unbedingt klinik­
pflichtigen Patienten durch einen erfah­
renen Arzt zu evakuieren . Hierbei kann 

auf nichtchirurgische Stationen (z . B. 
Medizinische Klinik , Kinderklinik 
usw.) zurückgegriffen werden. Ggf. 
werden Patienten über einen vorbe­
stimmten Ausgang, möglichst fern der 
Notfallaufn'ahme , in Sammeltranspor­
ten zu inzwischen eingerichteten Not­
quartieren (Schulen. Turnhallen) ver­
bracht. Hierüber ist in enger Zusam­
menarbeit mit den örtlichen Hilfsorga­
nisationen zu planen , um im Ernstfall 
zügig handeln zu können . 

Über Lau!sprecher-Rundspruch bzw. 
durch Verwaltungsangestellte sind Be­
sucher und Patienten der betroffenen 
Polikliniken aufgefordert , sofort das 
Klinikum zu verlassen . Nicht gehfähige 
Poliklinikpatienten werden gesammelt 
und organisiert abtransportiert. Statio­
näre Patienten werden aufgefordert . 
ihre Zimmer aufzusuchen bzw. dort zu 
bleiben und auf weitere Anordnungen 
zu warten . 

Eine derartige Patientenversorgung 
für den Katastrophenfall erfordert 
enormen personellen , materiellen und 
planerischen Aufwand. Um Pannen im 
Ernstfa ll zu vermeiden , muß bereits bei 
dessen Planung eine enge und gute 
Zusammenarbeit zwischen Ärzten . 
Pflegedienst. Verwaltung und Technik 
im Krankenhaus bestehen. Eine Ko­
operation mit klinikexternen Verwal­
tungsangestellten und Hilfsorganisatio­
nen ist frühzeitig anzustreben . Nur 
durch Planung - jedoch niemals allein 
durch Improvisationstalent - läßt sich 
die im Katastrophenfall unbedingt 
erforderliche enorme Leistungsteige­
rung eines Krankenhauses erreichen . 
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Marei Schmidt-Wiking 

D ie energiepolitischen Ereignisse 
der le tzten Jahre verdeutlichen 

die Labilität der Energieversorgung für 
unsere wachstumshungrige Welt: Die 
Grenzen unseres Energiepotentials sind 
uns bewußt gemacht worden , und 
schneller als allgemein erwartet wandel­
te sich der Weltenergiemarkt von einem 
Käufer- in einen Verkäufermarkt. Das 
heißt nichts anderes , als daß Energie 
nicht mehr in jeder gewünschten Menge 
und zu günstigen Preisen wie früher zu 
haben ist. Daß die wirtschaftliche Ent­
wicklung der Erde ohne Energieeinsatz 
Zum Stillstand kommt , die Energiere­
serven dagegen erschöpflich sind , hat 
man auch vor 1973 gewußt. Die Ener­
giewirtschaft hat oft genug auf diesen 
Konflikt hingewiesen - , aber derartige 
Abhängigkeiten werden dem Verbrau­
cher erst dann richtig bewußt , wenn die 
Versorgung , die lange Zeit reibungslos 
verlief, plötzlich gestört ist. 

Ohne Energie ist Wirtschaft swachs­
tum undenkbar - aber brauchen wir 
überhaupt Wirtschaftswachstum ? 

Angesichts des hohen, in Teilberei­
chen 'manchmal sogar überzogenen 
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Lebensstandards der westlichen Welt 
taucht wiederholt di e Forderun g nach 
einem »Nullwachstum« auf, das heißt 
nach dem Einfrieren des Lebensstan­
dards auf dem gegenwärti gen Niveau. 

Düstere VisIonen 

Der erste Bericht an den Club of Rome 
»Die Grenzen des Wachstums« malte 
eine düstere Vision für die Zukunft 
unserer vom Wachstumsgedanken be­
herrschten Welt. Aber welche Vision ist 
düsterer: die Vorstellung einer Welt , 
deren Rohstoffe erschöpft sind , oder 
der Gedanke , auch in Zukunft könnte 
ein Sechstel der Menschheit mehr als 
zwei Drittel des Sozialprodukts für sich 
beanspruchen? Solange es das erschrek­
kende Wohlstandsgefälle zwischen In­
dustriestaaten und Dritter Welt gibt , 
solange die anhaltend hohe Arbeitslo­
sigkeit für sozialpolitische Spannungen 
auch innerhalb der reichen Länder 
sorgt , muß jede Vorstellung eines Null­
wachstums - verbunden mit stagnieren­
dem oder gar rückläufigem Energie-

und Rohstoffverbrauch - Utopie blei­
ben . Umweltzerstörungen , durch das 
rasche Wachstum der 50er und 60er 
Jahre hervorgerufen , sind ohne Wachs­
tum , das allein die nötigen Finanzmittel 
bereitstellen kann , nicht heilbar. Und 
auch notwendige Strukturanpassungen 
sind bei ausreichendem Wirtschafts­
wachstum sehr viel reibungsloser zu 
bewältigen . 

Das auf den Erdbewohner im Durch­
schnitt entfallende Sozialprodukt li egt 
heute statisti sch bei 1800 Do ll ar ; aber 
ein Nordamerikaner beansprucht im 
Durchschnitt 10.000 Doll ar , währe nd 
der Einwohner eines Entwicklungslan­
des sich mit 600 Doll ar , oft sogar mit 
noch weniger begnügen muß . Ebenso 
täuscht der Energieverbrauch von 
durchschnittlich 2,3 t Steinkohlenein­
heiten (SKE) pro Kopf über die wahre 
Situation hinweg. Das reiche Nordame­
rika verbraucht 12 t SKE pro Kopf. ein 
Land de r Dritten Welt wenige r als 1 t 
SKE. 

Dem Energieverbrauch pro Kopf 
kommt di e Funktion eines Maßstabs für 
den Lebensstandard zu . Verteilungs-
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kämpfe um Wohlstand und Energie , 
insbesondere um Öl, sind heute schon 
sichtbar, werden sich aber verschärfen , 
wenn nicht ein angemessenes stabiles 
Wirtschaftswachstum die erforderli­
chen Anpassungen erleichtert. 

Mehr als vier Milliarden Menschen 
bevölkern heute unsere Erde, im Jahre 
2000 werden es wohl an die sechs 
Milliarden sein . Bliebe der Energiever-
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brauch pro Kopf der Erdbevölkerung 
unverändert , müßten somit allein auf­
grund der Bevölkerungsexplosion bis 
zur Jahrtausendwende rund 50 % mehr 
Energie verfügbar gemacht werden . 

Seit Beginn der Industrialisierung, 
die vor rund hundert Jahren die Wei­
chen für die heutige Wohlstandsvertei­
lung stellte, hat sich der Weltenergiebe­
darf etwa alle 15 Jahre verdoppelt. Das 
nur wenig abgeschwächte Bevölke­
rungswachstum , vor allem aber auch 
der enorme Nachholbedarf des größten 
in den Entwicklungsländern lebenden 
Teils der Erdbevölkerung, werden 
dafür sorgen, daß der Energieverbrauch 
weiterhin hohe jährliche Wachstumsra­
ten aufweisen wird und sich weltweit bis 
zum Beginn des nächsten Jahrtausends 
sogar mehr als verdoppeln würde -
wenn es uns nicht gelingt , eine spürbare 
Lösung des Energieverbrauchs vom 
Wirtschaftswachstum zu erreichen. 
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Denn das Problem der Zukunft heißt : 
Woher die Energie nehmen? 

Positive Aspekte 

Die Entkoppelung dies~r beiden den 
Wohlstand der gesamten Welt bestim­
menden Faktoren hat in einigen Län­
dern bereits begonnen , so auch in der 
Bundesrepublik Deutschland. Die bis­
herigen Energieprogramme der Bun­
desrepublik spiegeln die neue Tendenz 
wider: Die ihnen zugrunde gelegten 
Verbrauchsprognosen für die kommen­
den Jahrzehnte wurden immer weiter 
zurückgenommen . 

Das erste deutsche Energiepro­
gramm , veröffentlicht im Oktober 1973, 
noch vor der Ölkrise , rechnete für 1985 
mit einem Primärenergiebedarfvon 610 
Mio. t SKE für die Bundesrepublik . 
Akute Probleme der Bedarfsdeckung 
waren damals noch nicht abzusehen . 

Nur gut ein Jahr später nannte die 
Erste Fortschreibung des Energiepro­
gramms für das gleiche Jahr - 1985 -
einen Wert , der um rund 10 % unter der 
erstgenannten Zahl lag , und nach wei­
teren drei Jahren war auch diese Pro­
gnose überholt - die Zweite Fortschrei­
bung geht von abermals um 10 % redu­
zierten Prognosewerten aus . Und so­
fern es einmal die Dritte Fortschreibung 
geben sollte, werden die neuen Zahlen 
mit Sicherheit wiederum unter denen 
der Zweiten Fortschreibung liegen. 

Sicherlich waren der Ölpreisschock 
von 1973/1974 und die sich in seinem 
Gefolge ergebenden pessimistischen 
Wachstumsperspektiven eine wesentli­
che Ursache für die neue Richtung. 
Langfristig bedeutender sind jedoch 
Tendenzen, in deren aus der Not heraus 
geborenen Fortentwicklung auch große 
Chancen für die Zukunft liegen : Ener­
gieeinsparung, Verbesserung der Wir­
kungsgrade, Verminderung des spezifi­
schen Energieverbrauchs . 

Seit 1963 ist der spezifische Energie­
verbrauch , d . h. die eingesetzte Ener­
giemenge , bezogen auf eine Einheit 
Bruttosozialprodukt , in der Bundesre­
publik von 514 kg SKE/1000 DM auf 460 

kgSKE/1000 DM in 1978 gesunken. 
Das heißt , pro Einheit Sozialprodukt 
waren 1978' nur noch rund 90 % der 
seinerzeit für die gleiche Menge Sozial­
produkt benötigten Energie erforder­
lich . In den letzten fünf Jahren konnte 
dabei der spezifische Energieverbrauch 
um 7 % gesenkt werden . Was führte zu 
diesem Ergebnis? 

Jeder Energieträger hat die unange­
nehme Eigenschaft , dem Verbraucher 
nicht in vollem Umfang zu Diensten zu 
stehen. Auf dem Wege der Umwand­
lung in eine unmittelbar nutzbare Ener­
gieform geht ein wesentlicher Teil der 
Energie verloren . Solche Umwand­
lungsverluste sind nach den Gesetzen 
der Natur unvermeidlich , aber nicht 
konstant : Das Verhältnis zwischen 
nutzbarer Endenergie und eingesetzter 
Primärenergie muß keineswegs als 
gegeben hingenommen werden. Zum 
einen ist die Höhe des Wirkungsgrades 
abhängig von dem Energieträger selbst: 
So haben zum Beispiel Öl und Erdgas in 
der Regel höhere Wikrungsgrade als 
Steinkohle . Zum anderen kann mit 
Hilfe verbesserter Umwandlungstech­
nologien der Energieverlust vermindert 
werden . Und zum dritten verbrauchen 
Grundstoffindustrien wie Bergbau- , Ei­
sen- und Stahlindustrie , bezogen auf das 
Nettoproduktionsvolumen , oft das 
Mehrfache an Energie wie die Investi­
tionsgüterindustrie , z. B . die Elektro­
technische Industrie , die im Zuge des 
industriellen Strukturwandels mehr und 
mehr an Bedeutung gewonnen hat. Alle 
drei Prozesse haben in der Bundesrepu­
blik während der letzten 15 Jahre zu 
einem günstigeren spezifischen Ener­
gieverbrauch beigetragen , obwohl auch 
gegenläufige Tendenzen vorhanden wa­
ren , wie zum Beispiel die steigende 
Energieverwendung im Haushaltssek­
tor. 

Vorsorge auch für kommende 
Generationen 

Energie ist für die Industrie seit jeher 
einer der Kostenfaktoren gewesen , auf 
die man geachtet hat. Der Anreil , über 
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Energieeinsparungen die Kosten zu 
senken , das heißt Energie rationeller 
einzusetzen , hat Unternehmensent­
scheidungen schon beeinflußt , bevor 
das Thema Energieverknappung über­
haupt aktuell wurde. Auch im wichtig­
sten Umwandlungssektor, den Kraft­
werken, konnte der spezifische Ener­
gieaufwand verringert werden - eine 
Entwicklung, die bei allen eingesetzten 
Energien zu beobachten ist. Hinzu 
kommt , daß auch im Haushaltssektor 
mit steigendem Energiepreisniveau ver­
brauchsungünstige Geräte durch spar­
samere Geräte ersetzt wurden . 

Wirtschaftswachstum mit unterpro­
portionalem Energieverbrauchszu­
wachs ist also möglich. Wenn hinter der 
in den letzten Jahren beobachteten 
Lösung des Energieverbrauchs vom 
Wirtschaftswachstum also weniger die 
Notwendigkeit infolge Verknappung als 
der Gedanke an Kostenersparnis stand 
- inwieviel stärkerem Maße sollte eine 
Entkoppelung also erst möglich sein , 
Wenn die schrumpfende Reichweite der 
Energiereserven dazu zwingt? 

Die Reichweite der Energiereserven 
ist mehr noch als das Energiepreisni­
veau ein Faktor , der unsere Energiepo­
litik entscheidend mitbestimmen sollte. 
Die EnergiepolitÜ{ ist als Teilbereich 
der Wirtschaftspolitik darauf ausgerich­
tet, zur Sicherung stetigen Wirtschafts­
wachsturns beizutragen. Ihre Aufgabe 
besteht in erster Linie darin , die für den 
Produktionsprozeß notwendigen Ein­
satzmengen an Energie im erforderli­
chen Umfang und der benötigten Qua­
lität bereitzustellen und Engpässe zu 
vermeiden - alles unter dem Gesichts­
punkt , das Wirtschaftswachstum unter 
keinen Umständen zu gefährden. 

Diese AufgabensteIlung birgt die 
Gefahr in sich, daß Entscheidungsträ­
ger primär kurz- und mittelfristig den­
ken, um ein möglichst hohes Wirt­
schaftswachstum zu erreichen, und die 
Frage der langfristigen Energieverfüg­
barkeit vernachlässigen. Zudem kön­
nen Energiebedarfsprognosen dazu 
fÜhren, die Energieplanung am jeweils 
oberen Rand des für möglich gehalte­
nen Bedarfsbereichs auszurichten , 
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schon um der Versorgungspflicht jeder­
zeit nachkommen zu können . 

Die Industriestaaten müssen 
umdenken 

Die internationale Energiepolitik be­
ginnt den pessimistischen Perspektiven 
Rechnung zu tragen, wenn auch in 
unterschiedlichem Maße. Während das 
amerikanische Energieprogramm nur 
noch als Torso durchgesetzt werden 
konnte und von den in der Urfassung 
vorgesehenen strikten Sparmaßnahmen 
beim Ölverbrauch ein großer Teil beim 
Durchlaufen der verschiedenen Instan­
zen auf der Strecke blieb , stieß das 
deutsche Energieprogramm sowohl in 
der Energiewirtschaft als auch bei den 
Verbrauchern überwiegend auf Zustim­
mung und Verständnis. Das Energie­
programm der Bundesregierung kenn­
zeichnen zwei Zielsetzungen: Bei Auf­
rechterhaltung des angenommenen 
Wirtschaftswachstums soll eine Ab­
schwächung des Energieverbrauchszu­
wachses die zeitliche Verfügbarkeits­
grenze hinausschieben und zudem Zeit 
gewinnen für die Entwicklung effizien­
terer Energietechnologien. Gleichzeitig 
ist beabsichtigt , das Energieangebot zu 
verbreitern, indem verstärkt alternative 
Energiequellen zur Substitution des 
Mineralöls herangezogen werden , unter 
ihnen insbesondere Kohle und Kern­
energie. Kurzfristig jedoch sind von 
diesen Energieträgern wegen der lan­
gen Planungs- und Investitions-Zeiträu­
me , der noch ungewissen politischen 
Durchsetzbarkeit und einiger bisher 
nicht voll befriedigend gelöster techni­
scher Probleme keine größeren Entla­
stungsbeiträge zu erwarten . 

Angesichts der sich abzeichnenden 
Energielücke ist eine umfassende ener­
giepolitische Neuorientierung in den 
wichtigsten Energieverbrauchsstaaten 
zwingend erforderlich . Das im Mai die­
ses Jahres von der Bundesregierung 
vorgelegte Energieeinsparungspro­
gramm trägt der zukünftigen Energie­
verknappung Rechnung, indem Vor­
schriften für Energieverbrauchsanlagen 
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erlassen und finanzielle Anreize zum 
rationelleren Umgang mit Energie 
gegeben werden . In erster Linie sollen 
aber die Marktkräfte , das heißt das freie 
Spiel von Angebot , Nachfrage und dar­
aus resultierenden Preisen, zur Energie­
einsparung führen . 

Die Gegenüberstellung des derzeiti­
gen Verbrauchs mit der Reichweite der 
bekannten Energiereserven ergibt be­
reits eine apokalyptische Vision: Die 
Reserven des derzeit wichtigsten Ener­
gieträgers, Mineralöl, in Höhe von rund 
90 Milliarden Tonnen (ohne Teersande 
und Ölschiefer), wären danach in 30 
Jahren erschöpft, die Gasreserven nach 
50 Jahren, und auch die Uranreserven 
reichten nach den derzeitigen Kern­
energie-Prognosen nur noch für 40 Jah­
re, wenn das Projekt des Schnellen 
Brüters, der mehr Energie produziert 
als er verbraucht, zu den Akten gelegt 
wird. Der einzige reichlich vorhandene 
fossile Energierohstoff, die Kohle, die 
für mehr als 200 Jahre reichen würde , 
kann aus förder-, arbeits- und umwelt­
technischen Gründen die anderen kon-

. ventionellen Energieträger nur teilwei­
se ergänzen und ersetzen. Der eingangs 
schon erwähnte Nachholbedarf an 
Energie bei den Entwicklungsländern , 
die derzeit am Weltöl- und -gasver­
brauch noch kaum beteiligt sind, macht 
die Probleme noch deutlicher und wird 
die Reichweite der Reserven weiter 
verkürzen. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt für die 
Entkoppelung von Wirtschaftswachs­
tum und Energieverbrauch dürfte in der 
Tatsache liegen, daß Energieträger zum 
Teil auch Industrierohstoffe sind . Öl 
und Erdgas sind so kostbare und vielsei­
tig verwendbare Rohstoffe, daß ihr 
Einsatz als Energieträger begrenzt wer­
den muß, um sie höherwertigen Ver­
wendungszwecken zuzuführen. Ein blo­
ßes Verheizen in Industrie- urid Hei­
zungsöfen vernichtet unseren wichtig­
sten Chemiegrundstoff. Öl und Erdgas 
müssen zur sinnvolleren Nutzung in der 
chemischen Industrie, auch oder vor 
allem im Interesse der Entwicklungslän­
der, gerettet werden. Andere Energie­
träger an die Stelle von Öl und Gas 
treten zu lassen würde nur eine Pro-
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blemverlagerung bedeuten ; denn unter 
heutigen Bedingungen käme nur ein 
zusätzlicher Einsatz von Steinkohle 
infrage , der jedoch längere Vorlaufzei­
ten erfordern würde . Die Lösung kann 
also nur in einer Einsparung beim Ener­
gieverbrauch liegen . 

Wo wird am meisten Energie 
vergeudet? 

Wo ist Entkoppelung möglich? Die 
Industrie , die in der Bundesrepublik 
einen Anteil von 35 % am Endenergie­
verbrauch hat , wird im Vergleich zu den 
anderen Sektoren (Haushalte und 
Kleinverbrauch , Verkehr) auf lange 
Sicht die höchsten Zuwachsraten auf­
weisen . Aber diese werden voraussicht­
lich unter den Wachstumsraten der 
Industrieproduktion liegen , nicht nur , 
weil rationellere Energienutzungstech­
nologien t;ingesetzt werden , sondern 
auch , weil sich der doppelte Strukturän­
derungsprozeß fortsetzt : Die energiein­
tensiven Grundstoff- und Produktions­
güterindustrien werden unterdurch­
schnittliche Wachstumsraten aufweisen 
und in ihrem Beitrag zum Wirtschafts­
wachsturn weiter an Bedeutung verlie­
ren. Und für einige Jahre dürfte auch 
die Substitution von Energieträgern mit 
einem niedrigen Wirkungsgrad durch 
solche mit einem höheren Wirkungs­
grad , insbesondere Gas , noch fortlau­
fen . Einsparungsmöglichkeiten in die­
sem Sektor sind also noch vorhanden, 
jedoch beschränkt. 

Unter den Energieverbrauchssekto­
ren zeichnet sich der Verkehrssektor 
durch einen Rekordverlust aus . Von 10 
Litern Benzin treiben nur rund 3 Liter 
die Räder eines Autos an . Der »Rest« 
von 70 % geht bei der Energieumwand­
lung verloren und wird an die Umwelt 
abgegeben . Auf den Straßen der Bun­
desrepublik fahren rund 22 Millionen 
Autos, und trotz aller Sparsamkeitsap­
pelle rollen sie nicht weniger und eher 
noch schneller als früher . 

In den Konstruktionsbüros der Auto­
industrie wird seit Jahren an der Ent­
wicklung kraftstoffsparender Motoren 
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und Karosserieformen gearbeitet. Die­
se Bemühungen werden den erhofften 
Erfulg aber nur bringen , wenn auch der 
Autofahrer selbst einen Beitrag leistet 
und sich an eine energiesparende Betä­
tigung des Gaspedals gewöhnt. Damit 
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reglementierende Eingriffe wie weitere 
Geschwindigkeitsbegrenzungen , Ratio­
nierung und begrenzte Fahrverbote 
auch künftig vermieden werden kön­
nen , sollte jeder einzelne Autofahrer 
zunächst seinen eigenen Fahrstil unter 
die Lupe nehmen. 

Das mengenmäßig größte Einsparpo­
tential steckt jedoch im Haushaltssek­
tor. Mit fast 90 % verschluckt die 
Raumheizung den Löwenanteil des 
Energieverbrauchs der rund 22 Millio­
nen Haushalte , eine gewaltige Energie­
menge , die zum überwiegenden Teil 
wegen unzureichender Isolierung an die 
Außenluft abgegeben wird .. Insgesamt 
sind das rund 40 Millionen t SKE - mehr 
als 10 % unseres gesamten Energiever­
brauchs in Deutschland -, wobei über 
die Hälfte davon auf das Mineralöl 
entfällt. An dieser Stelle muß eine 
bewußte und gezielte Einsparung anset­
zen. 

Die Lösung vom Trend beginnt beim 
Einbau von Doppelfenstern und findet 
ihre Fortsetzung in einer Heiztechnik , 
die trotz ihrer Einfachheit noch etwas 
geheimnisumwittert ist und den ihr 
gebührenden Bekanntheitsgrad noch 

1970 1972 Ül74 1976 1978 

nicht erreicht hat - der Wärmepumpe. 
Das Prinzip Wärmepumpe ist immer 
dann anwendbar , wenn zwei Elemente 
mit unterschiedlichen Temperaturen 
aufeinandertreffen . Mit dieser Technik , 
die der Umgebung - Außenluft , Grund­
wasser oder Erdreich - Wärme entzieht 
und damit im Grunde Sonnenenergie 
indirekt nutzt , läßt sich der Energiever­
brauch eines Normalhaushalts um etwa 
ein Drittel reduzieren . Diese Technik 
läßt sich ergänzen durch die Nutzung 
von Abwärme in Form von Wärmerück­
gewinnung und Wärmetausch , das heißt 
durch den Transport von Überschuß­
wärme an eine Stelle , an der Wärme­
rnangei herrscht. Weitete man dieses 
Prinzip konsequent auf weitere natürli­
che Wärmelieferanten aus , käme man 
dem Traum von einem geschlossenen 
Energiekreislauf schon recht nahe . 

Die energieverschwendende Gebäu­
deheizung hatte die Bundesregierung 
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im Visier , a ls sie vor einem Jahr das 
»Programm zur Förderung heizener­
giesparender Investitionen« mit einem 
Volumen von 4 ,35 Milliarden DM bis 
1982 erließ ; denn gerade im Haushalts­
sektor sind die energie- und langfristig 
auch geldsparenden Investitionskosten 
zunächst besonders spürbar. 

Verstärkter Kapitaleinsatz ... 

Ist Entkoppelung also nur ein fin anzteI­
les Problem ? Die Menschheit hat seit 
Jahrhunderten vier Produktionsfakto­
ren zur Verfügung: Boden , Arbeit , 
Kapital und Energie . Dieser letztge­
nannte Produktionsfaktor wurde in 
kaum einem wirtschaftstheoretischen 
Werk seiner tatsächlichen Bedeutung 
entsprechend gewürdigt. Seit den Ur­
zeiten des Wirtschaftens hat der Mensch 
den jeweils knapperen oder teureren 
Produktionsfaktor durch einen reichlich 
vorhandenen Produktionsfaktor er­
setzt. Hat sich eine solche Faktor­
Umstrukturierung derart entwickelt , 
daß der ehemalige Überschußfaktor 
nun zu einem knappen Faktor wird , 
kann ein solcher Prozeß durchaus wie­
der die umgekehrte Richtung einschla­
gen . 

Als die Industrialisierung einsetzte, 
begann der Faktor Kapital den Faktor 
Arbeit teilweise zu ersetzen. Als die 
Menschen aber den Nutzen der Ener­
gieträger Kohle und Öl entdeckten ,. 
verdrängte der neue , billige und reichli­
che Produktionsfaktor Energie das nun 
relativ teure Kapital und den knapper 
werdenden Faktor Arbeit . Heute ste­
hen die wohlhabenden Industrienatio­
nen an einem Kreuzweg . Sollen wir 
geradeaus weitermarschieren in eine 
Sackgasse hinein? Oder sollen wir die 
Richtung ändern und Energie durch das 
nUn wieder reichlicher vorhandene und 
reproduzierbare Kapital ersetzen? An­
gesichts der absehbaren Rohstoffer­
schöpfung dürfte die Antwort nicht 
schwerfallen . Wie das Beispiel Haus­
haltssektor zeigt , findet das Kapital in 
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Form von neuen Technologien ein wei­
tes Betätigungsfeld vor. 

Die bisherige Entwicklung hat ge­
zeigt , daß eine aus Kostengründen vor­
genommene Energieeinsparung das 
Wirtschaftswachstum kaum behindert . 
Ist Wachstum aber auch möglich , wenn 
die begrenzte Verfügbarkeit eines Pro­
duktionsfaktors zum Sparen zwingt? 
Die Antwort heißt : Ja. 

Wie der Beginn der Elektrotechnik 
das Tor zu einer Vielzahl neuer Märkte 
aufstieß , von der Glühbirne zur Mikro­
prozessorentechnik , so kann auch die 
Entkoppelungstechnologie gewaltige 
Impulse geben . Technologische Impul­
se regen den Erfindergeist an , öffnen 
neue Märkte , neue Märkte setzen 
Wachstumsimpulse frei - der Ring 
schließt sich . Man braucht nur einen 
Blick in die Tageszeitung zu tun , um zu 
sehen , welches Gebiet sich Sonnenergie 
und Wärmepumpe bereits im Anzeigen­
teil erobert haben . 

... und Immer wieder: Energie 
sparen 

Ein weiterer wichtiger Aspekt sollte 
nicht übersehen werden: Wenn die 
Industrieländer die Zeit der noch aus­
reichenden Energieversorgung und des 
noch reichlich verfügbaren Kapitals 
nutzen , können sie den Ländern der 
Dritten Welt , die in das ÖI- und Gas­
zeitalter noch nicht eingetreten sind, 
später eine ausgereifte Entkoppelungs­
technologie zugänglich machen und 
ihnen damit einen Teil der schwerwie­
genden Probleme ersparen , die wir 
durch unsere Energieimportabhängig­
keit kennengelernt haben . 

Ein Preisniveau , das der Knappheit 
des Produktionsfaktors Energie gerecht 
wird , dämpft nicht nur den Verbrauch 
dieses kostbaren Gutes , es erwirtschaf­
tet auch die finanziellen Mittel, die die 
Energiewirtschaft braucht, um die 
gewaltigen Aufwendungen für die Ex­
ploration und Erschließung neuer Ener­
giequellen sowie für Forschung und 

Wachstum und Energie 

Entwicklung neuer Energietechnolo­
gien bezahlen zu können . Über die 
Preise allein bekommen wir das Men­
gen problem aber nicht in den Griff. Die 
Zeiten , in denen die Treib- und Brenn­
stoffe unserer Industriegesellschaft , 
nämlich Benzin und Heizöl. lediglich 
eine Frage des Kasseninhalts waren , 
sind vorbei. Die Krise ist echt - wir 
dürfen sie nicht länger ignorieren . Wäh­
rend das Öl Tropfen um Tropfen ver­
rinnt , müssen wir ein neues Energiebe­
wußtsein entwickeln , uns die Devise zu 
eigen machen : sparen , sparen und noch­
mals sparen . 
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Die energiewirtschaftliehe 
Konzeption der RgW -Staaten 
Das "langfristige Ziel programm der Zusammenarbeit" 

für die Energiewirtschaft 

Die Zeiten , da die Mitgliedsstaaten des 
Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RgW) ihren Energiebedarfzu mehr als 
95 Prozent im eigenen Lager decken· 
konnten , sind vorbei. Das stetige wirt­
schaftliche Wachstum der vergangenen 
Jahrzehnte hat zu einem zunehmenden 
Energieverbrauch geführt. Gleichzeitig 
ging die Förderung von Kohle und 
Erdöl beim Hauptlieferanten der RgW­
Länder , der Sowjetunion, in deren klas­
sischen Fördergebieten zurück oder war 
nur noch unter steigenden Kosten auf­
rechtzuerhalten. Neue , peripher gele­
gene Vorkommen mußten erschlossen ' 
werden. Folgt man sowjetischen Dar­
stellungen , so stiegen die Förderkosten 
in der UdSSR in der Zeit von 1968 bis 
1976 beim Erdöl um 46 Prozent, bei 
Naturgas um 100 Prozent, wobei die 
gegenwärtigen Abgabepreise diese Ko­
stensteigerungen ebenso wenig berück­
sichtigen wie den erforderlichen höhe­
ren Kapitaleinsatz . Auch geht etwa die 
Hälfte der Kosten für die Durchführung 
geologischer Explorationsarbeiten 
nicht in die Produktionskosten ein. 

Die UdSSR hat zwar ihre Preise für 
Lieferungen von Erdöl und Kohle an 
die anderen RgW-Staaten erheblich 
erhöht , dennoch ist es fraglich , ob sie 
unter den gegebenen Bedingungen auf 
ihre Kosten kommt, zumal zumindest 
gegenwärtig ihre Ölpreise unter den 
Weltmarktpreisen liegen . Dennoch ha­
ben sich ihre realen Handelsbedingun­
gen (terms of trade) gegenüber den 
Partnerstaaten aufgrund der Güter­
struktur ihrer Exporte erheblich verbes­
sert. Diese Verbesserung resultiert 
nicht nur aus den Erdöl- und Kohlelie­
ferungen bei steigenden Preisen , son-
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dern auch aus der Lieferung von ande­
ren Rohstoffen , deren Preise in den 
vergangenen Jahren zusehends gestie­
gen sind . Kostete beispielsweise eine 
Tonne Rohöl für die RgW-Länder im 
Jahre 1974 im Durchschnitt noch 
18 ,15 Transfer-Rubel (TR) , so waren es 
1975 bereits 33,53 TR und 1978 
54,30 TR. Dabei variierte der Preis je 
nach der wirtschaftlichen Leistungsfä­
higkeit der Partner im RgW . Wie schon 
in der Vergangenheit zahlten die hoch­
entwickelten Länder DDR und Tsche­
choslowakei die niedrigsten , die wirt­
schaftlich schwach entwickelten Staaten 
Südoste uropas dagegen die höchsten 
Preise . Während beispielsweise die 
DDR im Jahre 1976 je Tonne Öl 
32,10 TR an die UdSSR zu entrichten 
hatte, mußten die Ungarn für dieselbe 
Menge 44,70 TR zahlen . 

Die neueste Entwicklung auf den 
Welterdölmärkten wird die Sowjet­
union zu weiteren Preissteigerungen 
veranlassen , wodurch vor allem die 
energieabhängigen südosteuropäischen 
Staaten Ungarn und Bulgarien vor eine 
schwierige Situation gestellt werden. 
Aber auch Rumänien kann seine Erdöl­
förderung kaum noch ausdehnen und ist 
von Jahr zu Jahr in zunehmendem Maße 
gezwungen, Erdöl-Importe zu tätigen , 
wobei es hauptsächlich an den Welt­
markt herantritt. Aus der UdSSR wer-

den erst neuerdings kleinere Mengen 
bezogen (siehe Tabelle 1) . 

Verknappung Im Angebot 

Da der. Eigenbedarf der UdSSR an 
Brenn- und Rohstoffen ständig steigt , 
wird sie in Zukunft immer weniger in 
der Lage sein, den steigenden Bedarf 
der Partnerländer im RgW zu decken. 
Folgt man dem zugängigen Zahlenma­
terial , so sinkt ihr Anteil an der Erdöl­
versorgung der RgW-Staaten von Jahr 
zu Jahr. Deckte sie beispielsweise 1972 
noch 82 ,52 Prozent des Importbedarfs 
der RgW-Staaten, so waren es (nach 
Berechnungen , die auf der Grundlage 
von Angaben des Statistischen Amtes 
der Vereinten Nationen gemacht wur­
den) 1976 nur noch 79 ,77 Prozenti) . 
Inzwischen werden nur noch 70-75 Pro­
zent des Erdölbedarfs durch die UdSSR 
gedeckt2) . Das bedeutet , daß die RgW­
Länder in immer stärkerem Maße als 
Nachfrager an den Weltmarkt herantre­
ten müssen , womit die ohnehin fühlbare 
Verknappung im Angebot weiter zu­
nehmen wird. Diese Situation war in 
ihren Ansätzen bereits im Jahre 1970 
erkennbar. Prognosen, die damals eine 
Erdölverknappung im Ostblock für den 
Beginn der achtziger Jahre und ein 
verstärktes Auftreten der RgW-Staaten 
als Nachfrager auf dem Weltmarkt vor­
aussagten3) , wurde damals allerdings 
mit viel Skepsis begegnet . 

Die Führung der RgW-Staaten hat 
diese Entwicklung jedoch relativ früh­
zeitig erkannt und die Energieversor­
gung zu einem Schwerpunkt ihrer 
gemeinsamen Bemühungen gemacht . 
Bereits in dem auf der XXV. Ratsta-
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gung des RgW im Jahre 1971 angenom­
menen Komplex-Programm des RgW 
wurde im 10. Abschnitt der künftigen 
Energie- und Rohstoffversorgung be­
sondere Aufmerksamkeit gewidmet. 
Hier wurden nicht nur a llgemeine Maß­
nahmen zur Erweiterung des Brenn­
stoff-Angebots im RgW in die Wege 
geleitet. vielmehr wurde auch festge­
legt , daß sich die Importländer .. mit 
Krediten. dem Einsatz von Bau- und 
Montageorganisationen . Arbeitskräf­
ten und erforderlichen materiellen Res­
Sourcen" an der Erschließung der 
Sowjetischen Lagerstätten zu beteiligen 
haben. Auch die Internationale Investi­
tionsbank des RgW (IIB) wird aufgrund 
dieses Programmes in großem Umfang 
für die Erweiterung der Energiebasis 
herangezogen. wobei das Kapital (ent­
Sprechend deren Bedeutung bei der 
Energieversorgung der RgW-Länder) 
vorwiegend und zu Sonderkonditionen 
in die UdSSR geflossen ist. Während 
normalerweise die Zinsen für die Kre­
dite der IIB zwischen 3 und 6 Prozent 
liegen. wurde der UdSSR für die 
Erschließung der Erdgasvorkommen 
VOn Orenburg ein Sonderzinssatz von 
2 Prozent gewährt". 

Sowjetische Preise noch unter 
Weltmarktpreisen 

Wie stark die UdSSR durch den Export 
VOn Brennstoffen und Energie in die 
RgW-Staaten belastet wird. geht aus 
der Tatsache hervor . daß sie allein im 
Verlaufe ihres zehnten Fünfjahresplans 
(1976 bis 1980) etwa 815 Mio . Tonnen 
SKE (SKE = Steinkohleneinheiten. 
1 SKE entspricht 7000 Kilokalorien) in 
die RgW-Länder liefert. Darin entha l­
ten sind 364 Mio . Tonnen Erdöl. 
90 Mrd . Kubikmeter Erdgas. 36 Mio. 
Tonnen Erdölprodukte und 37 Mrd . 
Kilowattstunden Elektroenergie. aber 
auch eine größere Menge Kohle. Für 
die RgW-Staaten sind diese Lieferun­
gen von großem Vorteil. da sie für sie 
keine frei konvertierbare Valuta aufzu­
wenden brauchen und . wie bereits 
erwähnt, die sowjetischen Preise noch 
Unter den Weltmarktpreisen liegen. 
Wird jedoch in Rechnung gestellt. daß 
der Brennstoff- und Energieverbrauch 
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der RgW-Länder (ohne UdSSR) bis 
zum Jahre 1990 im Vergleich zu 1970 um 
150 Prozent steigt , während gleichzeitig 
die Förderbedingungen in der UdSSR 
immer schwieriger werden und die För­
derzentren immer weiter nach Osten 
verlagert werden müssen. wodurch die 
Transportkostenbelastung wächst , so 
wird erkennbar . daß die energiewirt­
schaftliche Situation auch für die RgW­
Länder immer komplizierter wird . 

Die UdSSR ist nicht gewillt, die aus 
ihren Verpflichtungen gegenüber den 
Partnerländern des RgW resultierenden 
Lasten allein zu übernehmen, und 
erklärt sehr offen . daß eine wirkliche 
Lösung des Brenn- und Rohstoffprob­
lems auf längere Sicht .. nur durch kol­
lektive Bemühungen aller Länder der 
Gemeinschaft auf der Basis einer Verei­
nigung ihrer finanziellen. materiellen 
und. in einzelnen Fällen . auch der 
Arbeitskraft-Ressourcen " möglich ist5. 

Zunächst haben die RgW-Länder im 
Juni 1978 ein von ihren Organen ausge­
arbeitetes .. langfristiges Ziel programm 
für die Zusammenarbeit auf den Sekto­
ren der Brennstoffe, Elektroenergie 
und Rohstoffe " verabschiedet. das die 
Yersorgung der RgW-Staaten mit den 
wichtigsten Energieträgern. Schwarz­
und Buntmetallen und chemischen 
Rohstoffen sicherstellen soll. Im Ziel­
programm wird es als unerläßlich ange­

sehen. daß 

• die RgW-Mitglieder die Brenn-. 
Energie- und Rohstoffressourcen 
des eigenen Landes maximal nut­
zen; 

• daß Mittel und Wege gesucht wer­
den . die zu einer maximalen Einspa­
rung von Brennstoffen . Elektroe­
nergie . Rohstoffen und Materialien 
führen; 

• daß die vom Gesichtspunkt der 
Energie- und Materialintensität her 
günstigsten Produktionsstrukturen 
geschaffen werden ; 

• daß Produktionsausrüstungen ge­
schaffen werden. die eine höhere 
Arbeitsproduktivität gewährlei­

sten6. 

Das langfristige Zielprogramm für die 
Zusammenarbeit (LZZ) besteht aus 

zwei Teilen, deren erster fünf Subpro­
gramme beinhaltet. Er befaßt sich mit 
Maßnahmen . die der Lösung der Ver­
sorgungsprobleme bei Brennstoffen 
und Elektroenergie dienen. Der zweite 
Teil dagegen ist Rohstoffproblemen 
gewidmet . Im gegebenen Zusammen­
hang interessiert vor allem der erste Teil 
des LZZ. das . im Gegensatz zu anderen 
bisher bekannt gewordenen Papieren 
und Programmen des RgW . recht kon­
kret wird. Auch aus dieser Tatsache 
kann die Brisanz abgelesen werden . die 
die energiewirtschaftliche Problematik 
im 'RgW-Bereich hat. 

Das LZZ sieht die Schaffung von 25 
großen ~ndustrieobjekten vor. die der 
Lösung der anstehenden Probleme die­
nen sollen. Die Verträge für diese 
Gemeinschaftsvorhaben sollen aller­
dings erst bis 1981 .. vorbereitet" sein. 
Im Bereich von 39 Spezialproblemen 
aus den Sektoren der Brennstoff- und 
Elektroenergieversorgung sowie 
Schwarz- . Buntmetall- und chemischer 
Industrie soll eine wissenschaftlich­
technische Zusammenarbeit zustande 
kommen. 13 der 25 vorgesehenen 
Objekte sollen auf dem Boden der 
UdSSR errichtet werden. 

Ein Spezialsubprogramm befaßt sich 
mit der Zusammenarbeit der RgW­
Staaten im Bereich der Suche und 
Erforschung von Brennstoff-Vorkom­
men . Hierzu gehört die geologisch­
geophysische Erforschung der Schelf­
Regionen und des Meeresbodens. In 
der Mongolischen Volksrepublik soll 
nach energetischer Kohle gesucht wer­
den, und auch auf Kuba wird nach Roh­
und Brennstoffen geforscht. wozu im 
Januar 1979 ein spezielles Abkommen 
zwischen diesem Land und Bulgarien . 
der DDR. der Mongolischen Volksre­
publik. der Tschechoslowakei . der 
UdSSR und Ungarn unterzeichnet wur­
de. Außerhalb dieser Vereinbarung 
blieb nur Rumänien. 

Nach den Zielsetzungen des LZZ 
wird die Entwicklung der Energiewirt­
schaft RgW-Länder folgende Schwer­
punkte aufweisen : 

• beschleunigte Entwicklung der 
Atomenergie; 
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• Erweiterung der Förderung und 
verbesserte Nutzungseffizienz von 
festen Brennstoffen; 

• Weiterentwicklung des bestehen­
den Energieverbundsystems der 
RgW-Länder ; 

• ergiebigere Verarbeitung von Erdöl 
und Erdgas; 

• Verlagerung der energieintensiven 
Wirtschaftszweige in die Regionen. 
in denen Energievorkommen abge­
baut werden . 

Besondere Bedeutung wird dem weite­
ren Ausbau der Kernenergie beigemes­
sen . Dies gilt nicht nur für die energie­
armen RgW-Länder Ost- und Südosteu­
ropas , sondern auch für die Sowjet­
union , die bekanntlich über außeror­
dentlich umfangreiche Energievorkom­
men verfügt . Hier wird eine sehr konse­
quente, zukunftsorientierte Energiepo­
litik betrieben , di'e aufgrund der in den 
RgW-Ländern . herrschenden politi­
schen Systeme nicht durch innenpoliti­
sche Opposition "gestört" werden 
kann. In den RgW-Staaten ist erkannt 
worden, daß die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung ohne Kernenergie langfri­
stig nicht gesichert ist. Mit gezielter 
Propaganda wird der Bevölkerung sug­
geriert, daß Unfälle in Atomkraftwer­
ken nur unter den .,ausbeuterischen 
Bedingungen des Kapitalismus" mög­
lich, im Sozialismus jedoch nicht zu 
erwarten sind . Dabei haben die von der 
UdSSR errichteten Kernkraftwerke nur 
einen Bruchteil jener Sicherheitsvor­
kehrungen , wie sie in der Bundesrepu­
blik Deutschland gefordert werden. 
Wenn die Ziele des laufenden Fünfjah­
resplans erreicht werden, werden die 
Kernkraftwerke der UdSSR bis Ende 
1980 um eine installierte Leistung von 
13-15 Mio . kW vergrößert (installierte 
Leistung 1975 : 4,7 Mio . kW)7. 

Ausbau der Kernenergie 

Nach dem gegenwärtigen Stand der 
Planungen ist vorgesehen, in den euro­
päischen RgW-Ländern und in Kuba 
mit sowjetischer technischer Hilfe 
Kernkraftkapazitäten in Höhe von 
37 Mio . kW zu errichten. Zusätzlich 
sollen "unter Mitwirkung der interes-
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sierten Länder" zwei weitere Kernkraft­
werke mit einer Leistung von 4 Mio. 
kW8 auf dem Territorium der Sowjet­
union errichtet werden. Die Hälfte der 
in diesen Kraftwerken erzeugten Elek­
trizität soll "entsprechend ihrem Anteil 
am Bau" in die beteiligten Länder 
geleitet werden. So sind beispielsweise 
am Bau des Kernkraftwerkes von 
Chmelnizk neben der UdSSR auch 
Ungarn, Polen und die Tschechoslowa­
kei beteiligt. Diese Länder einigten sich 
auch auf den Bau einer Hochspan­
nungsleitung von 750 kV von diesem 
Kraftwerk nach Rzeszow in Polen. 
Wenn die Kernkraftpläne des RgW 
verwirklicht werden, ermöglicht dies 
die Einsparung eines Kohleäquivalents 
in Höhe von jährlich 75 Mio. t SKE. 

Durch eine weitere Entwicklung der 
nationalen Elektrizitätsnetze und deren 
Vereinigung mit den Net~en der ande­
ren RgW-Staaten soll ein über das 
bisherige Maß hinausgehender Spitzen­
ausgleich möglich werden, von dem 
man sich einen Effekt von 4,5 Mio. kW 
erhofft . 

In dem bereits seit 1962 bes..tehenden 
"Vereinigten Elektrizitätssystem " 
(VES) der RgW-Staaten sind die Elek­
trizitätsnetze Bulgariens, Ungarns, der 
DDR, Polens, Rumäniens, der Tsche­
choslowakei und der Westukraine 
zusammengekoppelt. Die Leistung der 
Kraftwerke des VES belief sich im Jahre 
1977 auf 84 Mio. kW, die Elektrizitäts­
erzeugung lag bei 407 Mrd. kWh. Im 
selben Jahr belief sich der Elektrizitäts­
austausch zwischen den Mitgliedsstaa­
ten auf mehr als 22 Mrd. k Wh. Das VES 
umfaßt 34 zwischenstaatliche Hoch­
spannungsleitungen, davon neun mit 
einer Spannung von 400 kV und 18 mit 
einer Spannung von 220 kV9. 

Im Hinblick auf die Versorgung mit 
Kraftstoffen erhoffen sich die RgW­
Staaten gewisse Effekte von der beab­
sichtigten Einführung ergiebigerer Ver­
fahren in der Rohölverarbeitung (Bau 
von Krackanlagen usw.). Bis 1990 soll 
auf diese Weise die Ausbeute an Benzi­
nen und Mitteldestillaten um durch­
schnittlich 30 Prozent gesteigert wer­
den. Auch die Kohlehydrierung soll zur 
Erzeugung von Benzin angewendet 

werden, wozu umfangreiche wissen­
schaftliche Forschungen in die Wege 
geleitet werden . Weitere Forschungen 
sollen in Erfahrung bringen, in welchem 
Maße Kohle und Ölschiefer in Synthe­
segas verwandelt werden können , um 
dann in der Kommunalwirtschaft und in 
der chemischen Industrie eingesetzt zu 
werden. 

Besonderes Augenmerk wollen die 
RgW-Länder dem Ausbau der Bezie­
hungen mit den Entwicklungsländern 
widmen "mit dem Ziel einer Erhöhung 
des Ankaufs von Öl im Tausch gegen 
von ihnen benötigte und in den RgW­
Ländern hergestellte Produkte". 

Dieser letzte Satz zeigt sehr deutlich, 
daß der Osten in zunehmendem Maße 
auf dem Welterdölmarkt in Erschei­
nung treten wird. Auch wenn vorläufig 
Kompensationsgeschäfte (Erdöl gegen 
Ostblockware) angestrebt werden , was 
aufgrund der im allgemeinen schlechten 
Qualität der osteuropäischen Erzeug­
nisse kaum Gegenliebe bei den erdöler­
zeugenden Staaten finden dürfte, ist die 
Nachfragekonkurrenz der sozialisti­
schen Staaten für die Industrieländer 
ein Faktor, der weitgehende Konse­
quenzen hat . Bei der Empfindlichkeit 
des Ölmarktes dürfte eine östliche 
Nachfrage zu weiteren Preissteigerun­
gen führen und die bestehenden 
Ungleichgewichte auf diesem Markt 
noch verstärken. 

Anmerkungen 

1 United Nations . Statist. Office . World Energy Supplies 
1972-1976, New York 1978. S. 66 und S. 76m 

2 Ekonomiceskaja gazeta (Moskau) , Nr.24 (Juni) 1979. 
S.20 

3 Vgl. Wemer Gumpel : Energiepolitik in der Sowjetunion . 
Köln 1970, S. 275 ff 

4 Voprosy Ekonomiki , Nr . 6/1975, S. 85 
5 Ekonomiceskaja gazeta (Moskau) , Nr.24 (Juni) 1979, 

S.20 
6 Vgl. hierzu und zum folgenden Ekonomiceskaja gazeta. 

a. a. 0. , S. 20 
7 Vgl. Planovoe chozjajstvo, Nr. 211979, S. 18 
8 Planovoe chozjajstvo. Nr . 5/1979, S. 77 
9 Planovoe chozjajstvo. Nr. 211979, S 55 
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Energiewirtschaftliehe Konzeption 

r-------------------------------------------
Erdölimporte Rumäniens nach Jahren und Liefer1ändern (in Millionen Tonnen) 

Jahr Gesamt Algerien Libyen Ägypten Iran Irak Kuweit Syrien UdSSR 

1972 2,870 0,790 0,030 1.750' 0,300' 
1973 4,140 0,150 1,250 0,050 2,100 0,590 
1974 4,540 190 3,100' 1,250' 
1975 5,090 0,610' 840 0,020 2,360' 0,150 0,870 0,240 
1976 8,470 1,650 3,700' 2,810' 0,310 

, Schätzung des Statisti schen Amts der UN 

Quelle: United Nations, Statistic. Office, Statistical Papers Series J No. 21 : 
World Ener9Y Supplies 1972- 1976, New York 1978 S. 66 und 76/77 

Erdölproduktion, Erdölexporte und -importe der RgW-Staaten (in Millionen metro Tonnen) 

Jahr Produktion Importe Exporte 

Bulgarien 
1972 0,246 8,279 -
1973 0,190 9,652 -
1974 0,144 10,629 -
1975 0,122 10,459 -
1976 0,117 10,839 -

Tschechoslowakei 
1972 0,191 12,573 -
1973 0,171 14,176 0,299 
1974 0,149 14,655 -
1975 0,142 15,839 -
1976 0,132 17,082 0,246 

DDR 
1972 0,101 14,858 -
1973 0,064 16,045 -
1974 0,054 16,434 -
1975 0,056 16,997 -
1976 0,060' 18,036 -

Ungarn 
1972 1,977 6,065 0,705 
1973 1,989 6,555 0,491 
1974 1,997 6,817 0,204 
1975 2,006 8,431 0,633 
1976 2,142 8,785 1,154' 

Polen 
1972 0,347 9,703 -
1973 0,392 11 ,140 -
1974 0,550 10,582 -
1975 0,553 13,306 -
1976 0,455 15,095 -

Rumänien 
1972 14,128 2,873 -
1973 14,287 4,143 -
1974 14,486 4,538 -
1975 14,590 5,085 -
1976 14,700 8,475 -

• Schätzung des Statistischen Amts der UN 

Quelle: United Nations, Statistic. Office, Statistical Papers Series J No. 21 : 
World Energy Supplies 1972-1976, New York 1978 S. 66 und 76/77 

Berichtigung: 

Bei der Bearbeitung des Aufsatzes von Eberhard Fuhr 
»,Militärische Verteidigungsaufgaben im Rahmen der Gesamtverteidigung« 
smd Fehler unterlaufen, die es zu berichtigen gilt : 
Der Titel muß lauten: 
»Militärische Landesverteidigung« , 
der Untertitel : 

Importe aus 
UdSSR 

6,370 
8,610 

10,220 
10,000 
10,420 

12,250 
13,980 
14,660 
15,510 
16,320 

11 ,330 
12,410 
14,140 
15,100 
16,200 

5,200 
6,250 
6,190 
6,970 
7,720 

9,700 
10,570 
10,320 
12,130 
11,820 

-
-
-
-
-

»Die im Rahmen der Gesamtverteidigung in nationaler Verantwortung wahrzuneh­
menden militärischen Verteidigungsaufgaben« 
Der Autor sieht »Militärische Landesverteidigung« als festen Begriff; er muß demnach 
stets in Versalien stehen. 
Die Graphiken auf den Seiten 28 und 31 sind versehentlich vertauscht worden. 
Auf Seite 35 , im vorletzten Abschnitt, ist in der 3./4. Zeile versehentlich d .. .s Wort 
»beispielsweise« eingefügt. 

Die Redaktion bittet um Nachsicht. 
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<c<; Bücher aus dem 

OSANG VERLAG 
Klaus-Dieter Schwarz (Hrsg.) 

Sicherheitspolitik 
Analysen zur politischen und militäri­
schen Sicherheit . 

Völlig überarbeitete und erheblich er­
weiterte dritte Ausgabe des Standard­
werks . 

ISBN 3-7894-0060-2 
Ganzleinen mit Schutzumschlag, 670 Sei­
ten, 68,- DM 

General Robert Close 

Europa ohne 
Verteidigung? 
48 Stunden, die das Gesicht der Welt 
verändern. 

Die Sowjets am Rhein. Nur 48 Stunden 
nach dem Losbrechen eines Überra­
schungsangriffes des Warschauer Pak­
tes . .. 

ISBN 3-7894-OO53-X, Paperback, zahl­
reiche Abb., 322 Seiten, 28,- DM 

Christoph von Imhoff (Hrsg.) 

Krisenquadrat 
Mittelost 
Vom Tschad-See bis Trient, von der 
Adria bis zum Aralsee, von dort bis 
Mogadischu und dann bis Fort Lamy: das 
ist das Krisenqudrat MitteIost . Beiträge 
von 30 Autoren - alle Kenner des Mitt­
leren Ostens - beschreiben eine Region, 
in der es mehr Krisenherde als irgendwo 
sonst auf der Welt gibt. 

ISBN 3-7894-0059-6. Pape~back, mit 
Karten, 312 Seiten, 23,60 DM 

Manfred Görtemaker, 

Der gebändigte 
Kontinent 
Verteidigung und Entspannung in Euro­
pa - Analyse und Dokumente . 

Wie trügerisch ist die Ruhe in Europa? 
Ein Buch über die Entstehung und die 
Krise der Entspannungspolitik. 

ISBN 3-7894-0064-5, 216 Seiten, Paper­
back, mit zahlreichen Schaubildern und 
Tabellen , 32,- DM 
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Der Schutzraumbau' im Saarland 
Beispiele einer guten Zusammenarbeit 

zwischen Land und Bund 

Reiner von Kempis 

Es gibt Leute, die können es schon nicht mehr hören, das Gerangel um den Schutzbau. Die einen meinen, 
Schutzbau sei nicht relevant, Schutzbau ermuntere einen Gegner zum Krieg, Schutzbau sei aus finanziellen 
Mitteln nicht realisierbar, Schutzbau sei schlechthin unnötig, weil er ja sowieso keinen Schutz biete. 
Die anderen sind überzeugt, daß Schutz durchaus zu erreichen ist durch Schutzbauten, und seien sie auch nur 
für einen Mindestschutz und daher mit geringen Mitteln erstell bar . 
Da der Staat es übernommen hat, das Leben seiner Bürger zu schützen, bemühen sich die Verantwortlichen, 
innerhalb der durch sehr geringe Finanzmittel gesetzten Grenzen Schutzunterkünfte gegen Gefahren zu 
erstellen. Experten haben herausgefunden, daß Schutz vor Katastropheneinwirkungen, aber auch Schutz vor 
Gefahren durch kriegerische Auseinandersetzungen (die heute wieder gefürchtet werden) und damit vor 
möglichen Atomwaffenauswirkungen möglich ist. 
Reiner von Kempis zeigt nachfolgend die gute Zusammenarbeit zwischen Bund und Land in Sachen 
Schutzraumbau • 

Unter den zahlreichen Sachgebieten der 
zivilen Verteidigung ist der Schutz­
raumbau dasjenige , das in der Bundes­
republik Deutschland mit Abstand am 
weitesten von einem befriedigenden 
Aufbaustand entfernt ist. Die Gründe 
dafür - u. a. psychologische und finan­
zielle - sind zahlreich. Zudem ist die 
Situation in den einzelnen Bundeslän­
dern recht unterschiedlich . Von den 
LäJ;tdern der Bundesrepublik Deutsch­
lan~, die sich im Rahmen der zivilen 
Verteidigung mit Nachdruck der Aufga­
be des Schutzraumbaues angenommen 
haben, ist insbesondere das Saarland zu 
nennen . Die dort eingetretene Entwick­
lung des Schutzraumbaues, die ange­
wandten Planungsgrundsätze und die 
Ergebnisse sind in mancherlei Hinsicht 
bemerkenswert . 

Entwicklung des 
Schutzraumbaues 

Die Sanierung der aus dem Zweiten 
Weltkrieg noch vorhandenen öffentli-
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chen Schutzbauwerke begann im Saar­
land mit der Korea-Krise (1951/52) . 

Damals ging es darum . die vorhandenen 
Schutzstollen vor dem Verfall zu 
bewahren und damit gleichzeitig die 
Tagesoberfläche zu sichern. Mit einem 
damaligen Mittelaufwand von ca . 
15 Mio DM (umgerechnet auf die heu­
tige Preissituation) wurden insgesamt 
67 Stollenanlagen saniert. Von dieser 
Substanz zehrt das heute noch laufende 
Schutzbauprogramm. 

Der erste Entwurf des Bundesbaumi­
ni sters für eine Schutzbaurichtlinie aus 
dem Jahre 1954 gab dem Saarland 
Veranlassung, im Jahre 1955 die Ein­
führung einer Schutzbaupflicht bei der 
Errichtung staatlicher Dienstgebäude 
zu beschließen. Weitere Beschlüsse des 
Ministerrates von 1958 und 1962 erwei­
terten diese Verpflichtung auf die staat­
lich bezuschußten Baurnaßnahmen der 
öffentlichen Hand sowie auf Neubauten 
von Schulen und Kindergärten . Diese 
Maßnahmen führten zur Errichtung von 

146 größeren Schutzräumen mit insge­
samt 14.300 Schutzplätzen . 

Das Schutzbaugesetz des Bundes von 
1965 hatte zur Folge. daß 4 große 
öffentliche Schutzräume mit einem 
hohen technischen Aufwand gebaut 
wurden . Bundesrichtlinien über die 
Förderung von Haus- und Schulschutz­
räumen aus den Jahren 1969 und 1972 
konnten deshalb Einfluß auf die weitere 
Schutzbauentwicklung gewinnen. weil 
seitens der Landesregierung alles getan 
wurde. um psychologische und prakti­
sche Widerstände abzubauen und den 
Schutzraumbau in Gang zu bringen. 

Die im Jahre 1974 eintretenden 
Finanzschwierigkeiten im Bundeshaus­
halt (u. a. Absenkung der Schutzbau­
mittel . Auslaufen der haushaltsmäßigen 
Verpflichtungsermächtigung) hatten 
das paradoxe Ergebnis zur Folge. daß 
von diesem Zeitpunkt ab dem Saarland 
mehr Geld zur Verfügung stand als 
zuvor. weil ein Großteil der Schutzbau­
mittel des Bundes nunmehr in Richtung 
des Saarlandes floß: die Erklärung 
dafür ist einfach: 
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a) Trotz der Mittelkürzungen im Bun­
deshaushalt flossen die wenigen Mit­
tel zur Abdeckung der auslaufenden 
Objekte wesentlich langsamer ab, 
als auch die vorsichtigsten Finanz­
planer erwarten konnten. Der Ab­
fluß der vom Parlament noch bewil­
ligten Bundesmittel war in Frage 
gestellt. 

b) Für den vollen Mitteiabfluß sorgte 
das Saarland , das damit die Schlag­
kraft seiner Verwaltungen ins Spiel 
brachte, indem kurzfristig »Schubla­
denprojekte« dem Bund zur Geneh­
migung vorgelegt, in wenigen Mona­
ten realisiert und bis zum Ende des 
Jahres fertiggestellt wurden. 

Ein schwerwiegendes Hindernis war 
dabei zu überwinden: Es war erklärte 
Absicht des Bundes und des Landes, 
hochwertige , aber unkomplizierte und 
billige Anlagen zu bauen . Dafür fehlten 
'lber noch die Richtlinien. In wenigen 
Monaten wurden die Grundlagen einer 
neuen Schutzbautechnik in Zusammen­
arbeit zwischen Bund und Land konzi­
piert und sogleich an praktischen Bei­
spielen im Ausbau von Stollen bzw. von 
Mehrzweckanlagen erprobt. Es wurden 
dabei 63 Stollen mit insgesamt 25.095 
Schutzplätzen fertiggestellt. In gleicher 
Weise wurde eine Neukonzeption für 
Tiefgaragen als Schutzräume entwik­
kelt , sogleich an praktischen Beispielen 
erprobt . Hier stehen nochmals 3,630 
Plätze zur Verfügung. 

Planungsgrundsätze 

Der wichtigste Grundsatz ist wohl die 
Entscheidung der Landesregierung. 
daß die Bevölkerung gegen Kriegsge­
fahren vornehmlich durch Schutzräume 
zu schützen ist. In der Durchführung 
dieses Grundsatzes werden seit mehr als 
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15 Jahren zwei Schwerpunkte gelegt , 
auf die sich alle Aktivitäten konzentrie­
ren. 

Der erste Schwerpunkt geht von der 
Überlegung aus, daß es z. Z. aus finan­
ziellen und b.autechnischen Gründen 
unmöglich ist, den Schutzraumbau auf 
breitester Basis zu betreiben. Daher 
wurden Prioritäten gesetzt. Die erste 
Priorität hat der Schutz der Kincter , da 
das Geld und die Baukapazitäten nicht 
ausreichen, um für alle Menschen 
gleichzeitig Schutzräume zu bauen. 
Entsprechend sind auch die Ergebnisse 
der letzten Jahre. Von 60.323 Schutz­
plätzen in 466 Schutzräumen . sind 
27.653 Plätze Schulen und Kindergärten 
zugeordnet. 

Die zweite Priorität setzte die Lan­
desregierung in den Schutz der Bevöl­
kerungsteile, die in den Schwerpunkten 
der Städte und Gemeinden wohnen . 

Schutzraumbau 

Hierfür waren folgende Erwägungen 
maßgebend : 

- In den meisten Stadt- und Ortsker­
nen des Saarlandes sind hochwertige 
Schutzanlagen aus dem letzten Welt­
krieg erhalten geblieben , für deren 
Sanierung das Land beachtliche Mittel 
aufgewandt hatte. 

- Die Stadtkemsanierung, die Schaf­
fung von Fußgängerzonen und die 
Umleitung von innerstädtischen Ver­
kehrsströmen zwecks Verkehrsberuhi­
gung zwang und zwingt die Städte und 
Gemeinden, Parkflächen, insbesondere 
in Tiefgaragen anzubieten. Für diese 
Tiefgaragen gilt genau die gleiche Über­
legung, wie sie für vorhandene Stollen 
angestellt werden mußte: Im Verteidi­
gungsfalle würden die Menschen in 
diesen Anlagen Schutz suchen; diesen 
müssen sie dann aber auch wirklich 
vorfinden. 

Die Ergebnisse des Schutzraumbaues im Saarland waren bis zum I. Janaur 1979 folgende : 

1. Hausschutzräume 
1. 1 in privaten Wohngebäuden 
1.2 in Stollenanlagen (insgesamt 48) 

2. Schul- und Schutzräume 
2.1 in Schulen 
2.2 für Schulen in benachbarten Stollen (14) 
2.3 für Schulen in Mehrzweckanlagen 
2.4 für Schulen in benachbarten sonstigen Gebäuden 

3. Öffentliche Schutzräume 
3.1 mit hohem Lüftungsstandard 
3.2 in Schutzstollen mit vereinfachter Technik 

4. Behörden-Schutzräume in Verwaltungsgebäuden 
Gesamtbetrag der fertiggestellten Schutzplätze 
(entspricht Schutz für 6 % der saarländischen Bevölkerung 

5. Schutzräume im Bau 
Am I. Januar 1979 befanden sich Schul-Schutzräume mit 

insgesamt 
Schutzplätzen im Bau . Bundesmittel für weitere 
Schutzplätze waren beantragt 

Schutz­
räume 

147 
ISS 

135 

3 

4 
7 

466 

Schutz­
plätze 

3.260 
14.036 

12.900 
11.023 
3.630 

100 

6.328 
7.637 
1.409 

60.323 

11.802 
4.870 

Weitere Fortschritte im Schutzraumbau 
des Saarlandes werden wesentlich 
davon abhängen, inwieweit der Bund 

auch in kommenden Haushaltsjahren in 
der Lage sein wird , die notwendigen 
Finanzmittel zur Verfügung zu stellen. 
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»Biomasse« - Bluff oder Chance? 

Nützliche Ergänzung 
aber keine Alternative 

Das Rad der Entwicklung läßt sich bekanntlich nicht zurückdrehen. Auch wenn heute Scharen von Jungen und 
Alten die eigene Energie beim Strampeln des Zweirades wieder einsetzen zum Antrieb für die eigene 
Fortbewegung, auch wenn die Muskelkraft wieder zum Brotschneiden, Zähneputzen und Holzhacken 
zunehmend eingesetzt würde, der große Energieverbrauch für Industrie, Auto-, Flug-. Wasser- und 
Eisenbahnverkehr- und auch für das Militär in aller Welt, für Fahrstühle. Beleuchtung und so fort ließe sich 
durch drastische Einsparung zwar verringern, aber keinesfalls abstellen. 
Energie muß her! 
Die Energiesicherung ist die Sicherung des Wohlstands, der Vollbeschäftigung, des Fortschritts. Die 
Energiesicherung wird im Kampf ums Überleben der Völker zu harten Auseinandersetzungen führen, weil 
Energie wie Rohstoffe ungleich verteilt sind auf der Welt. alle Nationen aber gleichermaßen sie zum Leben 
brauchen. Wer Energie hat. der hat die Zukunft. 

ZIVILVERTEIDIGUNG stellt Alternativ-Energien vor und Untersuchungen, die angestellt wurden. 
herauszufinden, ob die Gewinnung dieser Energien zu ermöglichen ist, und vor allem. ob sie rentabel werden 
kann. Daß es Alternativ-Energien gibt. ist bekannt. daß sie jedoch eines Tages beachtliche Mengen Öl werden 
ersetzen können, gilt es zu entwickeln. 

Unter den vielen Alternativenergien , 
die in jüngster Zeit ins Gespräch 

geraten sind und in einigen Fällen mehr 
durch Originalität als durch Realisier­
barkeit faszinieren, wird auch die »Bio­
masse« aufgeführt . In welchem Umfang 
Materialien pflanzlichen oder tierischen 
Ursprungs zu wirtschaftlichen Bedin­
gungen eingesetzt werden können , 
macht ein Beitrag deutlich , den ein 
Experte der Shell veröffentlichte . 

Die attraktive Grundidee: Der Um­
fang der jährlichen Vegetation auf der 
Erde übersteigt in seinem Energiege­
halt bei weitem den Bedarf der Mensch­
heit. Eine gezielte Nutzung könnte 
daher jede Ölförderung im Prinzip 
überflüssig machen. sofern Biomasse in 
Gestalt von Holz. Pflanzen, Algen und 
Tang nicht in einer Form verfügbar 
wäre, die eine energie mäßige Verwen­
dung überaus erschwert . 
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Veredelter Brennstoff Holz 

Die bekannteste Energienutzung von 
Biomasse, das Verbrennen von Holz, ist 
nicht nur die älteste künstliche Wärme­
quelle der Menschheit überhaupt , sie ist 
auch heute noch die am weitesten ver­
breitete . Es wird geschätzt , daß die 
Verfeuerung von Holz jährlich dem 
Heizwert von 1.25 Mrd t Öl entspricht , 
das ist etwa die Hälfte der Ölmenge, die 
außerhalb des kommunistischen Ein­
flußbereiches verbraucht wird. Aller­
dings ist der Nutzungsgrad von Feuer­
holz außerordentlich gering: der über­
wiegende Teil der in dieser Form von 
Biomasse enthaltene Energie wird näm­
lich nutzlos verschwendet. Es hat nicht 
an erfolgreichen Versuchen gefehlt, 
auch den Brennstoff Holz durch Pelleti­
sierung und anderweitige Konzentra-

tion effizienter zu machen . Unter dem 
Namen »Woodex« hat beispielsweise 
Shell Canada ein Projekt in dieser 
Richtung entwickelt. 

Eine andere. relativ alte Methode zur 
Gewinnung von Energie ist die Nutzung 
von Mist und Fäkalien. Gärprozesse . 
bei denen aus diesem Abfall Gas ent­
steht. wurden bereits im vergangenen 
Jahrhundert genutzt. wobei das Gas 
zum Antrieb von Maschinen oder zur 
Erzeugung von Wärme dient. Insbeson­
dere in weniger entwickelten Ländern 
wie Indien oder China spielen derartige 
Verfahren auch heute noch eine beacht­
liche Rolle . 

Weltweite Aufmerksamkeit finden 
die Bemühungen Brasiliens. die Kraft­
stoffversorgung des Landes unabhängig 
von Öleinfuhren zu machen . Dort heißt 
das Zaubermittel •• Zuckerrohr« . das in 
großen Mengen angebaut und zu Äthyl-
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alkohol verarbeitet wird . Schon heute 
tanken praktisch alle Wagen des Landes 
eine 20 % ige Alkoholbeimischung zum 
Benzin. Bis 1985 sollen annähernd 50 % 
des brasilianischen Kraftfahrzeugbe­
standes mit reinem Alkohol betrieben 
werden. 

Zuckerrohr ist zur Umwandlung von 
Sonnenlicht in Energie in ganz besonde­
rem Maße geeignet. Während der 
Zucker zu Alkohol destilliert wird , die­
nen die Rückstände nach ihrer Extra­
hierung als Brennstoff in den Destilla­
tionsanlagen. Das gleiche Verfahren 
kann im Prinzip auch mit Mais ange­
wandt werden , wie es bereits in den 
USA geschieht. Hier entsteht allerdings 
die Frage nach der Wirtschaftlichkeit : 
ob nämlich für Anbau und Verarbei­
tung nicht möglicherweise mehr Ener­
gie aufgewendet werden muß , als am 
Ende wieder zum Vorschein kommt. 

Heizen mit Algen und Tang? 

Während es sich bislang um mehr oder 
weniger bekannte und bewährte Ver­
fahren zur Gewinnung von Energie aus 
Biomasse handelte, sind in jüngster Zeit 
neue Vorschläge entwickelt worden , die 
recht ehrgeizig anmuten, zum Teil aber 
auch etwas merkwürdig klingen. So gibt 
es Überlegungen, sämtliche Abwässer 
Kaliforniens in einem riesigen See zu 
sammeln, um als Nährstoff für Algen­
kolonien zu dienen. Diese Algen sollen 

getrocknet und in einem nahegelegenen 
Kraftwerk durch Verbrennung in Elek­
trizität umgewandelt werden . Um die 
Algen ausreichend mit Kohlendioxyd 
zu versorgen und das Wachstum durch 
Stickstoffdüngung zu beschleunigen, 
sollen die Abgase des Kraftwerks in den 
See zurückgeleitet werden. 

Andere Pläne befassen sich mit der 
Entwicklung von Pflanzen, die zur Ver­
brennung geeigneten Kohlenwasser­
stoff unmittelbar erzeugen. Der Kaut­
schukbaum zählt zu dieser Gattung, 
doch ist das Molekulargewicht der von 
ihm produzierten Kohlenwasserstoffe 
zu hoch. Außerdem sind die Produkte 
gerade dieses Baumes für einen Brenn­
stoff zu hochwertig . Hingegen sind 
andere Pflanzengattungen , beispiels­
weise aus der Familie der Wolfsmilchge­
wächse , von denen bestimmte Arten in 
den Halbwüsten Kaliforniens hervorra­
gend gedeihen, in der Lage, die 
gewünschten Kohlenwasserstoffe zu er­
zeugen . In diese Kategorie paßt auch 
der Plan, in Seefarmen riesige Mengen 
von Tang zu züchten und aus ihnen 
flüssige Brennstoffe zu gewinnen. Rea­
listischer scheint hingegen das bereits 
früher praktizierte Verfahren der Gas­
erzeugung aus Holz zu sein. Bei einem 
Vergasungsprozeß könnte aus Holz 
Methanol gewonnen und - wie in 
Deutschland bereits im Test - her­
kömmlichem Vergaser kraftstoff beige­
mischt werden. Darüber hinaus ließe 
sich Methanol in synthetisches Benzin 
umwandeln. Entsprechende technische 
Prozesse werden gegenwärtig unter­
sucht. 

Biomasse 

Das gemeinsame Übel aller dieser 
Verfahren sind jedoch die Kosten , die 
durchweg über dem Ölpreis liegen. 
Eine Ausnahme könnte allenfalls die 
"Veredelung« von Holz sein , wenn sie 
ohne aufwendige Transporte an Ort und 
Stelle vorgenommen werden kann . 
Angesichts der Zahlungsprobleme , mit 
denen die meisten Länder zu kämpfen 
haben, scheint es zudem wahrschein­
lich, daß Energie aus Biomasse zur 
Deckung des einheimischen Energiebe­
darfs beitragen , nicht aber zum weltwei­
ten Handelsgut aufsteigen kann . Die 
großräumige Nutzung von Biomasse 
wird aus klimatischen Gründen in erster 
Linie den tropischen und subtropischen 
Ländern überlassen bleiben müssen. 
Das würde für eine Anwendung in den 
Entwicklungsländern sprechen. doch 
muß auf die hohe Kapitalintensität hin­
gewiesen werden, die für nahezu alle 
diese Verfahren typisch ist. 

In welchem Umfang eine gezielte 
Verwendung von Biomasse zur Ener­
gieverzeugung tatsächlich stattfinden 
wird, kann nur vermutet werden. Vor­
sichtige Schätzungen besagen, daß bis 
zum Ende des Jahrhunderts einige Mio 
Barrel Öläquivalent pro Tag bereitste­
hen können. Das würde energiemäßig 
in etwa der gegenwärtigen ÖI- und 
Gasförderung aus der Nordsee entspre­
chen. »Eine nützliche Ergänzung - aber 
kein dominierender Faktor« lautet 
daher auch die Beurteilung der Exper­
ten. 

Quelle : Erdöl-Nachrichten 2/80, Deut­
sche Shell AG 

Nordsee-Bakterien erzeugen Schwefelwasserstoff 

Mit einer unerwarteten Gefahrenquelle 
sahen sich seit einiger Zeit die Besatzun­
gen von Ölförderanlagen in der Nordsee 
konfrontiert: dem Auftreten von hoch­
giftigem Schwefelwasserstoff. Dies war 
selbst dort der Fall, wo die schwefelarme 
Qualität des Rohöls das Vorhandensein 
dieses Gases weitgehend ausschloß, wie 
etwa im Ölfeld Brent nordöstlich der 
Shetlands. 

Eine Studiengruppe der Shell- für die 
PrOduktion des Brent-Feldes verant­
Wortlich - konnte inzwischen die Ursache 
für das Auftreten von Schwefelwasser-
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stoff ermitteln. Das Gas wird von im 
Wasser vorhandenen Bakterienstämmen 
erzeugt, die in stehendem Gewässer, 
vornehmlich also im »Strömungsschat­
ten« von Anlagenteilen, wie etwa den 
Standbeinen der Förderplattformen, ge­
deihen. Unter ungünstigen Umständen 
konnten dabei Gasschwaden auch in den 
Arbeitsbereich der Plattform-Besatzun­
gen geraten oder sich in Hohlräumen 
sammeln. Es handelt sich hierbei um 
Bakterien, die normalerweise den im 
Wasser enthaltenen Sauerstoff abbauen. 
Ist dieser Sauerstoff mangels vorhande-

ner Strömung nicht mehr vorhanden 
oder bereits durch aerobe Bakterien 
reduziert worden, so wird von den sog. 
SRB (»sulphate reducing 
bacteria«)-Stämmen statt dessen im 
Meerwasser enthaltenes Magnesiumsul­
fat (Bittersalz oder Epsomit) abgebaut. 
Bei diesem anaeroben Wachstum der 
Bakterienstämme - so wurde ermittelt -
entsteht Schwefelwasserstoff. 

Wirksame Gegenmaßnahme: die 
künstliche Durchlüftung gefährdeter 
Wasserzonen oder eine regelmäßige 
Zufuhr von frischem Meerwasser. 
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Selektive Wahrnehmungen sind un­
ser aller Los: Ob wir den Bäckerla­

den besonders schnell wahrnehmen, 
weil uns nach einem Stückchen Kuchen 
gelüstet , oder ob wir nur die Argumente 
hören (wollen) , die der eigenen Über­
zeugung angenehm sind , immer kon­
struieren wir eine Wirklichkeit , die auch 
von unseren Bedürfnissen und Wün­
schen, unseren sozialen und individuel­
len Vorstellungen und Werten und 
unserer seelischen und körperlichen 
Verfassung beeinflußt ist. Wie sehr 
derartige Selektionsprozesse von uns 
Besitz ergreifen , mag ein jeder an sich 
selbst überprüfen - und vielleicht über 
sich selbst und seine vorgebliche Ratio­
nalität erschrecken . . . 

Mir selbst wurde die Mechanik der 
selektiven' Wahrnehmung von neuem 
bewußt , als ich das Buch »Seelische 
Katastrophen und Notfälle im Kindesal­
ter« zu Ende gelesen hatte und mich 
ärgerte . Ich ärgerte mich über mich -
und darin liegt der Grund , warum ich 
dieses Buch zu lesen empfehle . Doch 
der Reihe nach ... 

Aufmerksam machte mich eigentlich 
nur ein einziges Wort - das Wort 
»Katastrophe«. Seit ich nämlich beruf­
lich mit der Erforschung von »Katastro­
phen« befaßt bin , gibt es kein anderes 
Wort mehr, das meine Aufmerksamkeit 
nachhaltiger zu fesseln vermag. Selbst 
das schnelle Überblättern des Sportteils 
in der Tageszeitung läßt mich einhalten, 
nur um dann zu lesen , daß einem Verein 
die »Katastrophe« des Tabellenabstiegs 
droht. . . 

Was mich also zum Zugreifen reizte , 
war nichts weiter als eine berufsbezoge­
ne Selektivität , die viele kennen und die 
oft genug jene Einbahnstraße asphal­
tiert , die ins Fachidiotenturn führt. Hät­
te das Wort »Katastrophe« gefehlt, ich 
wäre an einem Buch vorbeigegangen, 
das viele wichtige Aufschlüsse über das 
Verhalten in Katastrophen und Notfäl­
len bietet. Und hier beginnt die zweite 
Selektivität. die zum Ärgernis werden 
sollte : Am Ende des Buches mußte ich 
feststellen , daß die aus zahlreichen 
psychiatrischen Fallstudien gewonne­
nen Ergebnisse den eigenen Überzeu­
gungen so gründlich zuwiderlaufen, daß 
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Seelische 
Katastrophen 
und Notfälle 

im Kindesalter 

Wolf Dombrowsky. Mitarbeiter des 
Instituts für Soziologie der Chri­
sti an-Albrechts-Universit ät Kiel. 
befaßt sich in der folgenden Buch­
besprechung mit einer Problematik. 
die in Heft 111179 von uns erstmalig 
angesprochen wurde: 

man entweder dieses Buch hinwegse­
lektieren oder die Stereotypien vom 
»kindlichen« und »erwachsenen« Ver­
halten in individuellen Katastrophen 
und Notlagen radikal überdenken 
muß .. . 

Und dies sind die wichtigsten Resul­
tate: Kinder werden mit Notfällen und 
Katastrophen gerade dann am besten 
fertig , wenn jene Fürsorger-Attitüden 
wegfallen, von denen Erwachsene 
gemeinhin annehmen , sie wären beson­
ders hilfreich: ein kindertümelndes 
Bewahren-Wollen, ein abschirmendes 
Schutzraum-Bauen und eine verschlei­
ernde Beschönigungs- und Beschwichti­
gungsstrategie. Das Gegenteil ist rich­
tig . Kinder vermögen selbst das Furcht­
barste , wie z. B. das Miterleben von 
Eltern- und Geschwistermord oder die 
eigene unheilbare Krankheit , untrau­
matisch zu verarbeiten, wenn ihnen nur 
keine »Notlügen-Wirklichkeiten« und 
keine »Glättungs-Märchen« erzählt 
werden . Gerade weil Kinder noch über 
eine sehr vitale Fähigkeit zu nonverba­
ler Wahrnehmung verfügen, spüren sie 
weit mehr, als hinter wortreichen , aber 

• GilbcrI Kliman . Seelische Katastrophen und Notfälle im 

Kindesa lte r. Fischer TB 6710. Frankfurt/M. 1980. 182 

Seiten . DM 7.RO 

unechten Beteuerungen und Erklärun­
gen verborgen werden könnte . Wo ver­
borgen wird , füh(t dies zu doppeltem 
Leiden . Die Kinder spüren , daß etwas 
Furchtbares geschehen sein muß und 
daß ihnen kein Vertrauen und keine 
Liebe geschenkt wird, um das Furchtba­
re für sie faßbar zu machen. Dies 
erzeugt erst pathologische Reaktionen 
auf veränderte Wirklichkeiten. Diese 
Zusammenhänge kindlichen Verhal­
tens entwickelt Kliman an den verän­
derten Wirklichkeiten von Krankheit , 
Scheidung (Verlassensängste) , Woh­
nungswechsel , Umweltveränderungen 
kleinerer Art (Ferienlager z. B.) bis hin 
zu Sexualstraftaten , Mordfällen und 
Todeserlebnissen. An allen Ereignissen 
kann Kliman gleichermaßen feststellen: 
»Im allgemeinen absorbiert ein Kind die 
Nachricht (von veränderten Wirklich­
keiten , wd) um so besser , je früher es sie 
erkennt; je mehr Gelegenheit besteht, 
mit der Unterstützung von Erwachse­
nen und Gleichaltrigen zu reagieren; je 
besser organisiert und unterstützend die 
von Erwachsenen strukturierte Umge­
bung ist , desto günstiger. « (S. 158) Mit 
diesem Ergebnis wurde das Buch für 
mich zu einer Herausforderung. Ob­
gleich es für Psychologen und Pädago­
gen geschrieben wurde, in der Absicht, 
ihnen Rüstzeug für die Prophylaxe see­
lischer Störungen bei Kindern zu ver- . 
mitteln, scheint es m.E. genauso für die 
Verantwortlichen des Zivilschutzes ge­
eignet , um das Verhalten von Erwach­
senen in Extremsituationen bis hin zum 
V-Fall positiv zu beeinflussen . Denn 
warum sollte für den sog. »mündigen 
Bürger« nicht recht sein. was Kindern 
für ihre seelische Gesundheit billig ist? 

Oder sollten wir Erwachsenen die 
Fähigkeiten unserer Kinder eingebüßt 
haben? Sollten wir »Notlügen-Wirklich­
keiten« brauchen , weil wir Notfälle und 
Katastrophen am liebsten aus unserem 
Bewußtsein verdrängen und sie nur 
noch als medialen Nervenkitzel akzep­
tieren? Aber warum verdrängen wir 
alles Unangenehme , schließen die 
Augen vor realen Bedrohungen und 
schwadronieren alle Risiken beiseite? 

Sollte der Umkehrschluß zutreffen , daß 
Erwachsene , im Gegensatz zu Kindern. 
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Extremsituationen dann am besten 
überstehen , wenn man sie nicht ernst 
nimmt, ihnen nicht die Wahrheit sagt 
und kein Vertrauen zu ihnen hat? Doch 
was sind die Resultate solcher Mißach­
tung? Kliman gibt indirekt eine sehr 
klare Antwort: »Vorausgesetzt , daß 
Notfälle sich nicht vermeiden lassen , ist 
man verpflichtet , unbedingt auf sie vor­
zubereiten. « (S. 9) Der Staat akzeptiert 
diese Verpflichtung. wenn er es zu 
seiner vornehmsten Aufgabe erklärt, 
Schaden von Gesundheit und Leben 
seiner Bürger abwenden zu wollen. 
Nur, wie ernst ist es ihm damit? Warum 
verharmlost er dann sämtliche Bedro­
hungen - von der Bleivergiftung um 
Goslar bis hin zu den zahlreichen Schad­
stoffeinleitungen in unsere Trinkwas­
serreservoire? Warum kl ärt er seine 
Bürger über diese und all die anderen 

Gefahren nicht rückhaltlos auf, um so 
jenen Druck zu erzeugen. den der 
Politiker angeblich als Auslöser 
braucht , um initiativ werden zu kön­
nen? Hat man so wenig Vertrauen in das 
Volk , von dem man gewählt worden ist? 
Und wie will man die Verantwortung 
tragen , wenn es wirklich einmal Ernst 
werden sollte mit den ganz großen 
Katastrophen? Wie will man dann 
erklären , daß man auf sie höchst man­
gelhaft vorbereitet hat? Kliman weist 
nach, daß die Kenntnis der Wahrheit 
einen »immunisierenden Wert« 
(Kap . 1) besitzt. weil sie befähigt. »es 
mit einem schädlichen Wirkstoff aufzu­
nehmen , ohne ernsthaft zu erkranken. « 
(S. 11) Ich wünschte mir, wir würden 
von unseren Verantwortlichen im Zivil­
schutz und in der Politik so vorbereitet. 
daß wir nicht ernsthaft erkranken kön-

Seelische Katastrophen 

nen, weil wir sozial, psychisch und 
politisch dazu befähigt wären I Wie diese 
Befähigung zu erreichen ist , verdeut­
licht das Buch von Gilbert Kliman 
ebenfalls. In Anlehnung an Freud 
schlägt er ein Trainingsprogramm vor, 
mit dem der »perzipierende , kognitive 
und adaptive Apparat des Bewußtseins 
in einen Zustand der Bereitschaft« ver­
setzt und stimuliert werden könnte , 
>,wenn eine Gefahr droht« (S. 12). Die 
Bestandteile dieses Trainingspro­
gramms sind »Signalangst« und » Ver­
suchshandlung« ; bei des bildet die Kon­
zeption einer »Bewältigung im voraus« 
und stellt eine »psychologische Immuni­
sierung« dar , mit der Angst , Streß und 
Belastung verarbeitet und überstanden 
werden können . Ein überdenkenswer­
ter Ansatz und ein höchst lesenswertes 
Buch! 

Das neue 
Flottentaschenbuch 

»Mit der Präsenz der sowjetischen 
Seekriegsflotte auf den Weltmeeren 
bieten sich der Sowjetunion neue und 
größere Möglichkeiten des Einsatzes 
ihrer Seestreitkräfte zur Wahrung ihrer 
Staatsinteressen im Frieden.« Schon vor 
Jahren veröffentlichte Flottenadmiral 
S. G. Gorschkow, der Oberbefehlsha­
ber der sowjetischen Seekriegsflotte, 
diese gültigen Kernsätze der globalen 
Sowjetischen Marinestrategie. Nicht zu­
letzt infolge der jüngsten Entwicklun­
gen im Mittleren Osten erhält die auf 
dieser Doktrin aufbauende Seerüstung 
der Sowjetunion seit den 60er Jahren 
erneute und erhöhte Aktualität. Es 
stellt sich die Frage nach Sinn und 
Zweck der mit aller Macht und in 
bewußter Konfrontation mit der bis 
dahin unumstritten führenden See-
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macht USA aufgebauten starken und 
nachhaltigen Präsenz der Sowjetunion 
auf allen Weltmeeren. Die Ozeane blie­
ben bislang von allen Bestrebungen der 
Abrüstung und Rüstungskontrolle so 
gut wie "verschont", Entspannung fand 
dort nicht statt. Im Gegenteil. 

Weyers Flottentaschenbuch 1979/81 
Bernard & Graefe Verlag, München 
55. Jahrgang. 
Herausgeg. v. Gerhard Albrecht 
in englischer und deutscher Sprache 
1979,669 Seiten mit 1.645 Schiffsskizzen und 
340 Flugzeugskizzen, 315 Fotos , 
ISBN 3-7637-0, geb. DM 92,-

Kann man umgekehrt von bestimmten 
Aktivitäten zur See auf bestimmte Ziele 
der Politik schließen? Weltweite politi­
sche Einflußnahme ist auch den Super­
mächten ohne moderne Seemacht kaum 
möglich . Seemacht ist der Schlüssel zur 
globalen Machtpolitik , ob unter den 
Bedingungen der atomaren Abschrek­
kungspolitik, ob im Rahmen regionaler 
Machtausübung durch politisch-militä­
rischen Druck oder direktes militäri­
sches Eingreifen mit konventionellen 
Mitteln. 

Das Flottentaschenbuch bietet die Fak­
ten der weltweiten Seerüstung. Es ist in 
allgemeinverständlicher Sprache ge­
schrieben und somit nicht nur dem 
Fachmann ein Rüstzeug , sondern auch 
dem Laien. 
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Rechts grundlagen 
zur Unterstützung der Streitkräfte 

In der Zivilverteidigung IV /79 beschäf­
tigten sich E. Fuhr und G. Ysker mit 
den Rechtsgrundlagen und Richtlinien, 
die die Bundeswehr bei zivilen Kata­
strophen und Unglücksfällen befähi­
gen, der Bevölkerung Hilfe zu leisten. 
W. BeRIich geht der Frage nach, weI­
chen Beitrag umgekehrt die Zivilvertei­
digung zur Unterstützung der Streit­
kräfte zu leisten hat. 
Zu den Hauptaufgaben der zivilen Ver­
teidigung im nationalen Bereich gehört 
neben der Aufrechterhaltung der 
Staats- und Regierungsgewalt, dem 
Zivilschutz und der Versorgung auch 
die Unterstützung der Streitkräfte. Die 
drei erstgenannten Hauptaufgaben glie­
dern sich in funktionell ausgerichtete 
Teilaufgaben, was sich auch in der 
Systematik der Rechtsgrundlagen aus­
wirkt, so 

o die Aufrechterhaltung der Staats­
und Regierungsgewalt in die Aufrecht­
erhaltung der Gesetzgebung, der Regie­
rungs- und Verwaltungsfunktionen , der 
Sicherheit und Ordnung, der Rechts­
pflege und der Informationsmittel und 
-möglichkeiten, 

o der Zivilschutz in 
Selbstschutz, Warndienst , Katastro­
phenschutz, Schutzbau , Aufenthaltsre­
gelung, Maßnahmen zum Schutz der 
Gesundheit und von Kulturgut und 

o die Versorgung in 
der Sicherstellung der gewerblichen 
Wirtschaft , der Ernährung, der Wasser­
wirtschaft, der Energieversorgung , des 
Verkehrs , des Post- und Fernmeldewe­
sens sowie des Personalbedarfs . 
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Wolfgang Beßlich 

Dagegen weist die Unterstützung der 
Streitkräfte keine solche Untergliede­
rung auf. 

Sie umfaßt vielmehr generell alle 
Maßnahmen des zivilen Bereichs unter 
Einschluß der vorgenannten , soweit sie 
der Unterstützung der Operationsfrei­
heit und Operationsfähigkeit der Streit-

Wolfgang Beßlich, Regierungsdi­
rektor, Jahrgang 1933. Nach Jura­
Studium und juristiscbem Vorbe­
reitungsdienst seit 1962 im Bundes­
dienst (Gescbäftsbereicb des BMI) 
in verschiedenen Verwendungen 
beim Bundesverwaltungsamt in 
Köln, beim Bundesverwaltungsge­
riebt in Berlin und beim Bundesamt 
für zivilen Bevölkerungsscbutz in 
Bad Godesberg. Seit 1969 Dozent 
für Recbt und Organisation der zivi­
len Verteidigung an der Akademie 
für zivile Verteidigung in Bonn-Bad 
Godesberg. 

kräfte dienen, stellt also eine Zusam­
menfassung nicht nach der Art der 
Maßnahmen , sondern nach ihrer Be­
deutung für den Adressaten dieser 
Maßnahmen, eben die Streitkräfte , 
dar .! 

Verfassungsrechtliche 
Grundlagen 

Die Unterstützung der Streitkräfte 
durch Dienststellen des zivilen Bereichs 
ist ein Teilaspekt des allgemeinen ver­
fassungsrechtlichen Grundsatzes der 
gegenseitigen Amtshilfe zwischen allen 
Behörden eines Staates, der in Art. 35 
Abs. 1 des Grundgesetzes seinen Nie­
derschlag gefunden hat und in den §§ 
4-8 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
im einzelnen geregelt ist . Auf das Ver­
hältnis zwischen den Streitkräften 
einerseits und dem gesamten übrigen , 
d . h. nichtmilitärischen oder zivilen 
Bereich andererseits übertragen , um­
faßt dabei die gegenseitige Amtshilfe im 
Rahmen der zivil-militärischen Zusam­
menarbeit sowohl die Unterstützung 
der Streitkräfte durch den zivilen 
Bereich als auch die Unterstützung des 
zivilen Bereichs durch die Streitkräfte. 

Während das Grundgesetz jedoch die 
Unterstützung der Streitkräfte durch 
den zivilen Bereich über den erwähnten 
Art. 35 Abs. 1 GG hinaus nicht weiter 
behandelt , widmet es der Unterstüt­
zung des zivilen Bereichs durch die 
Streitkräfte in Notständen an mehreren 
Stellen seine Aufmerksamkeit. 
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Rechtsgrundlagen 

RECHTSGRUNDLAGEN DER 

MILITÄRISCHEN VERTEIDIGUNG ZIVILEN VERTEIDIGUNG 

SOLDA TENRECHT 

Soldatengesetz 

Wehrbeschwerdeordnung 

Wehrdisziplinarordnung 

Wehrstrafgesetz 

Gesetz über den Wehrbeauftragten 

Soldatenversorgungsgesetz 

Nach Art. 87a Abs. 2 GG dürfen die 
Streitkräfte außer zur Verteidigung , 
ihrem Hauptauftrag, nur in den sich aus 
der vorstehenden Übersicht ergeben­
den Fällen der Art. 35 Abs . 2 und 3 
sowie 87a Abs . 3 und 4 GG eingesetzt 
werden. 

Diese Beschränkung des nicht der 
militärischen Verteidigung gegen Fein­
de VOn außen dienenden Einsatzes der 
Streitkräfte auf wenige begrenzte Fälle 
läßt sich in der deutschen Verfassungs­
geschichte bis auf die niemals wirksam 
gewordene Paulskirchenverfassung von 
1849 zurückverfolgen . 2 

Außerhalb dieser vom Grundgesetz 
erfaßten Fälle sind die Hilfeleistungen 
der Bundewehr im Frieden in einer 
Reihe von Einzelerlassen des Bundes­
ministers der Verteidigung von 1977 
geregelt .3 

Demgegenüber hat die Unterstüt­
Zung der Streitkräfte durch den zivilen 
Bereich neben dem 1968 als Beschrän­
kung des Grundrechts der Berufsfrei­
heit (Art. 12 GG) in das Grundgeset· 
eingefügten Art. 12a Abs. 1: 
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14-

MILITÄRISCHES UND ZIVILES 
DIENST- UND LEISTUNGSRECHT 

- DIENSTRECHT -

Wehrpflicht- Zivildienst-
gesetz gesetz 

Wehrsoldgesetz 

Unterhaltssicherungsgesetz 

Arbeitsplatzschutzgesetz 

- LEISTUNGSRECHT -

Bundesleistungsgesetz 

Landbeschaffungsgesetz 

Schutzbereichs-
gesetz, UZwGBw 
Eisenbahnverkehrs-
leistungsverordnung Unterstützung 
Feldpost- .. der Streitkräfte 
verordnung 

Rechtsgrundlagen zur Unter-
stützung der Streitkräfte 

»Männer können vom vollendeten acht­
zehnten Lebensjahr an zum Dienst in 
den Streitkräften, im Bundesgrenzschutz 
oder in einem Zivilschutz verband ver­
pflichtet werden .« 

hauptsächlich in einer Reihe einfacher 
Gesetze, nämlich insbesondere in 

• dem zur Ausführung des Art. 12a 
GG ergangenen Wehrpflichtge­

setz, 

• dem Bundesleistungsgesetz, 

• dem Landbeschaffungsgesetz und 

• dem Schutzbereichsgesetz 

ihren Niederschlag gefunden. All diese 
Gesetze des militärischen und zivilen 
Dienst- und Leistungsrechtes lassen sich 
in ihrer Vorgeschichte bis zum Anfang 
des 19 . Jahrhunderts zurückverfolgen. 

Vorgeschichte bis 1945 

Bis zu den Napoleonischen Kriegen 
hatte der Aushebungs- und Requisi-

\ 

ZIVILSCHUTZ UND SICHER­
STELLUNGSGESETZE 

- ZIVILSCHUTZGESETZE -

Zivilschutzgesetz 

Katastrophenschutzgesetz 

Schutzbaugesetz 

- SICHERSTELLUNGSGESETZ -

Arbeitssicherstellungsgesetz 

Wirtschaftssicherstellungsgesetz 

Ernährungssicherstellungsgesetz 

Wassersicherstellungsgesetz 

Verkehrssicher-
stellungsgesetz 

Verteidigungsverordnung 
zum Postverwaltungsgesetz 

tionsgrundsatz gegolten. nach dem sich 
die bewaffnete Macht mit Personal und 
Material versorgte. In diesen beiden 
Schwerpunkten , 

D der Heranziehung zum Wehrdienst 
im Rahmen einer allgemeinen Wehr­
pflicht (Personelles Dienstrecht) und 

D der Inanspruchnahme materieller 
und wirtschaftlicher Leistungen zur 
Versorgung der Truppe (Materielles 
Leistungsrecht). geht das heutige 
Dienst- und Leistungsrecht auf preußi­
sche Vorschriften aus der Zeit der 
Befreiungskriege zurück. insbesondere 

D auf das »Allgemeine Regulativ 
über das Servis-4 und Einquartierungs­
wesen« von 1810. das 1851 durch das 
»Gesetz wegen der Kriegsleistungen 
und ihrer Vergütung« (Kriegsleistungs­
gesetz) abgelöst wurde. und 

D auf die im Zuge der Scharnhorst­
schen Heeresform ergangene Landweh­
rordnung von 1813 und das »Gesetz 
über die allgemeine Militairpflicht« VOn 
1814. 

Die oktroyierte Preußische Verfas­
sungsurkunde VOn 1850 enthielt in 
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Rechtsgrundlagen 

Art. 34 erstmals eine verfassungsrecht­
liche' Vorschrift uber die Wehrpflicht 
aller Preußen . 

1867 übernahm der nach dem Preu­
ßisch-Österreichischen Krieg gegründe­
te Norddeutsche Bund durch Art. 61 
seiner Verfassung »die gesammte preu­
ßische Militairgesetzgebung« und erließ 
ein eigenes »Gesetz über die Verpflich­
tung zum Kriegsdienst« , das während 
des Zweiten deutschen Kaiserreichs 
mehrfach geändert wurde. Auch die 
Reichsverfassung von 1871 übernahm in 
Art. 61 die preußische Militärgesetzge­
bung und regelte im übrigen in Art. 57 
die Wehrpflicht aller Deutschen und in 
Art. 47 die Leistungspflicht der Eisen­
bahnen für Verteidigungszwecke . 

Neben das genannte Kriegsleistungs­
gesetz von 1851 traten für Friedenszei­
ten 

• 1868 das Quartierleistungsgesetz , 

• 1875 das Naturalleistungsgesetz 
und 

• 1871 das Gesetz betreffend die 
Beschränkung von Grundeigentum 
in der Umgebung von Festungen 
(Rayongesetz)5. 

Diese Gesetze wurden bis 1922 mehr­
fach geändert und fanden auch noch in 
den von inneren Unruhen bewegten 
Jahren der Weimarer Republik Anwen­
dung , deren Verfassung in Art. 96 
ebenfalls die Leistungspflicht der Eisen­
bahnen für Zwecke der Landesverteidi­
gung regelte. Dagegen wurde die durch 
Art. 133 Abs. 2 der Weimarer Reichs­
verfassung an sich vorgesehene Wehr­
pflicht durch Art . 173 des Versailler 
Friedensvertrages von 1919 untersagt . 

Daraufhin erging im August 1920 das 
»Gesetz über die Abschaffung der allge­
meinen Wehrpflicht und die Regelung 
der Dauer der Dienstverpflichtung« , 
das im März 1921 durch das Wehrgesetz 
für die aus Berufssoldaten bestehende 
Reichswehr der Weimarer Republik 
abgelöst wurde. Nach der nationalsozia­
listischen Machtergreifung von 1933 
ergingen im März 1935 - begleitet von 
einer Proklamation der Reichsregie­
rung an das Deutsche Volk über den 
Bruch des Versailler Friedensvertra­
ges-
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o das Gesetz für den Aufbau der 
Wehrmacht (auf der Grundlage der 
allgemeinen Wehrpflicht) , das im 
Mai 1935 durch ein neues Wehrge­
setz konkretisiert wurde . 

o das Gesetz über die Landbeschaf­
fung für Zwecke der Wehrmacht 
(Landbeschaffungsgesetz) und 

o das Gesetz über die Beschränkung 
von Grundeigentum aus Gründen 
der Reichsverteidigung (Schutzbe­
reichsgesetz als Nachfolger des Ray­
ongesetzes) . 

o 1938 folgte das Gesetz über Leistun­
gen für Wehrzwecke (Wehrlei­
stungsgesetz) , das die drei Lei­
stungsgesetze der Kaiserzeit ablöste 
und bei Ausbruch des Zweiten 
Weltkrieges am 1. September 1939 
novelliert und als Gesetz über Sach­
leistungen für Wehrzwecke 
(Reichsleistungsgesetz) neu be­
kanntgemacht wurde . 

Während das Wehrpflichtgesetz und 
das auf militärische Zwecke beschränk­
te Landbeschaffungsgesetz bei Kriegs­
ende 1945 gegenstandslos und durch 
Kontrollratsgesetz aufgehoben wurden , 
galten das Reichsleistungsgesetz und 
das Schutzbereichsgesetz als Bundes­
recht bis 1956 weiter, als sie durch die 
seitdem geltenden heutigen Gesetze 
gleichen Gegenstandes abgelöst wur­
den. Da das heutige Bundesleistungsge­
setz als Verteidigungsgesetz des Bundes 
nicht in Berlin gilt, ist dort nach wie vor 
das Reichsleistungsgesetz von 1939 als 
Landesrecht in Kraft .6 

Bundesgesetzgebung zur 
Unterstützung der Streitkräfte 

Nachdem das 4. Ergänzungsgesetz zum 
Grundgesetz 19547 durch Ergänzung 
des Art. 73 NT. 1 dem Bund die aus-
schließliehe 
für 

Gesetzgebungsbefugnis 

»die Verteidigung einschließlich der 
Wehrpflicht für Männer vom vollende­
ten achtzehnten Lebensjahr an und des 
Schutzes der Zivilbevölkerung« 

verliehen hatte, konnten nach der Auf­
hebung des Besatzungsstatuts und dem 
Beitritt der Bundesrepublik Deutsch­
land zur NATO im Jahre 1955 im Zuge 
der danach anlaufenden Wehrgesetzge­
bung auch neue Gesetze zur Unterstüt­
zung der Streitkräfte erlassen werden. 
Es waren dies 

• das Wehrpflichtgesetz ,~ 

• das Bundesleistungsgesetz.9 

• das Gesetz über die Beschränkung 
von Grundeigentum für die militäri­
sche Verteidigung (Schutzbereichs­
gesetz) von 195610 und 

• das Gesetz über die Landbeschaf­
fung für Aufgaben der Verteidigung 
(Landbeschaffungsgesetz) von 
1957.11 

In der Folgezeit wurden diese Gesetze 
wiederholt geändert. novelliert. durch 
verschiedene Nebengesetze ergänzt und 
durch Durchführungsbestimmungen 
vervollständigt. so 

o im Bereich des personellen Dienst­
rechts durch das Wehrsoldgesetz. das 
Unterhaltssicherungsgesetz und das Ar­
beitsplatzschutzgesetz und 

o im Bereich des materiellen Lei­
stungsrechts durch das Gesetz über die 
Anwendung unmittelbaren Zwangs und 
die Ausübung besonderer Befugnisse 
durch Soldaten und zivile Wachperso­
nen (UZwGBw) von 1965. durch die 
Verordnung über Verkehrsleistungen 
der Eisenbahnen für die Streitkräfte 
von 1976 und durch die Feldpostverord­
nung von 1978, 

die ebenfalls speziell der Unterstützung 
der Streitkräfte aus zivilem personellen 
und materiellen Potential dienen. 

Die Rechtsgrundlagen zur 
Unterstützung der Streitkräfte 
im Gesamtzusammenhang der 

Verteidigungsgesetzgebung 

Das militärische und zivile Dienst- und 
Leistungsrecht ist - wie die vorstehende 
Übersicht zeigt - der Teil der nationalen 
Verteidigungsgesetzgebung. der zwi­
schen dem der militärischen Verteidi-
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gung dienenden Soldatenrecht einer­
seits und dem der zivilen Verteidigung 
dienenden Zivilschutz- und Sicherstel­
lungsrecht andererseits angesiedelt ist. 
Jedoch ist diese Trennung nicht überall 
streng eingehalten. Zwar dienen das 
Soldatenrecht sowie das Wehrpflichtge­
setz und das Schutzbereichsgesetz aus­
schließlich der militärischen Verteidi­
gung. Das Bundesleistungsgesetz und 
das Landbeschaffungsgesetz dienen je­
doch auch der zivilen Verteidigung, und 
die Nebengesetze zum Wehrpflichtge­
setz (Wehrsoldgesetz, Arbeitsplatz­
sChutzgesetz und Unterhaltssicherungs­
gesetz) auch dem Zivildienstgesetz als 
der zivilen Entsprechung zum Wehr­
pflichtgesetz aus Gründen der Wehrge­
rechtigkeit. 

Ferner gibt es Verbindungen zwi­
schen dem rein militärischen und dem 
rein zivilen Verteidigungsrecht. So ist 
das Arbeitsplatzschutzgesetz auch für 
die Arbeitssicherstellung von Bedeu­
tung und 

die aufgrund des Verkehrssicher­
stellungsgesetzes erlassene Verord­
nung über Verkehrsleistungen der 
Eisenbahnen für die Streitkräfte 
sowie 

die aufgrund des Postverwaltungs­
gesetzes erlassene Feldpostverord­
nung 

dienen ausschließlich der militärischen 
Verteidigung im Alarm- und Verteidi­
gungsfall . 

Im folgenden sollen gemeinsame 
zivil-militärische Fragen des personel­
len Dienstrechtes und des materiellen 
Leistungsrechtes behandelt werden. 

-
Personelles Dienstrecht 

Verfassungsrechtliche Grundlage des 
personellen Dienstrechtes ist Art. 12a 
GG.12 

Er regelt alle der Verteidigung die­
nenden Dienstpflichten sowie die der 
Wehrgerechtigkeit dienende Zivil­
dienstpflicht der Kriegsdienstverweige­
rer. 
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Nach Anerkennung der Kriegsdienst­
verweigerer stehen die übrigen wehr­
dienstfähigen Wehrpflichtigen für die in 
Art. 12a Absatz 1 GG genannten 
Dienstpflichten zur Verfügung. Da von 
diesen der Dienst in einem Zivilschutz-

, verband infolge der Suspendierung des 
Zivilschutzkorpsgesetzes von 1965 »bis 
auf weiteres« 13 einer anwendbaren 
Rechtsgrundlage entbehrt und von der 
in den §§ 49-61 des Bundesgrenzschutz­
gesetzes geregelten Grenzschutzdienst­
pflicht wegen ausreichenden Freiwilli­
gennachwuchses seit Anfang der siebzi­
ger Jahre nur bei Sanitätsoffizieren im 
Bedarfsfall Gebrauch gemacht wird, 
stehen diese Dienstpflichtigen damit 
der Bundeswehr zur Verfügung. Erst 
wenn deren Bedarf gedeckt ist. können 
die dann verbleibenden Wehrpflichti­
gen für Zwecke der zivilen Arbeitssi­
chersteIlung herangezogen werden . 14 

Die Dienstpflichten sind abwendbar 

• durch Unabkömmlichkeitsstellung 
wegen Unentbehrlichkeit im Hauptbe­
ruf nach § 13 WpflG , 

• durch freiwilligen Wehr-. Grenz­
schutz-, Polizei- oder Entwicklungs­
dienst oder 

• durch Freistellung wegen zehnjäh­
rigen Dienstes im Zivil- und Katastro­
phenschutz im Rahmen eines jährlichen 
Kontingents von z.Zt. 17 .000 Wehr­

pflichtigen. 

Während der Dienstzeit erhalten die 
Dienstpflichtigen Wehrsold und haben 
Anspruch auf wirtschaftliche Sicherung 
ihrer Unterhaltsberechtigten sowie auf 
den Schutz ihres Arbeitsplatzes auf­
grund der oben genannten Gesetze . 

Materielles Leistungsrecht 

Rechtsgrundlagen zur materiellen Be­
darfsdeckung für Verteidigungszwecke 

sind 

die Sicherstellungsgesetze für die 
gewerbliche Wirtschaft , die Ernäh­
rung , die Wasserwirtschaft und den 
Verkehr. die durch wirtschaftslen­
kende Maßnahmen im Bewirtschaf­
tungsfall (Alarm- und Verteidi-

Rechtsgrundlagen 

gungsfall) den Bedarf der zivilen 
und militärischen Bedarfsträger 
gleichermaßen decken helfen sol­
len, und 

die Leistungs- und Beschaffungsge­
setze, von denen das Schutzbe­
reichsgesetz ausschließlich der mili­
tärischen Verteidigung dient , wäh­
rend das Landbeschaffungsgesetz 
und das Bundesleistungsgesetz da­
neben auch der zivilen Verteidigung 
dienen . Diese Gesetze haben kei­
nen wirtschaftslenkenden Charak­
ter , sondern sie dienen dem direk­
ten Zugriff auf einzelne Sachen oder 
Leistungen in der Form der Hand­
lung , Duldung oder Unterlassung. 
Während das Landbeschaffungsge­
setz und das Schutzbereichsgesetz 
im Frieden voll anwendbar sind , 
beschränkt sich die Anwendbarkeit 
des Bundesleistungsgesetzes im 
Frieden auf Vorbereitungsmaßnah­
men und Manöver. Erst im Alarm­
fall wird es voll anwendbar. Im 
übrigen ist seine Anwendbarkeit 
subsidiärer Art. Sie tritt nämlich 
nur dann ein, wenn eine Inan­
spruchnahme nicht ohne gesetzli­
chen Zwang oder aufgrund eines 
anderen Gesetzes erreichbar ist. 

Im Gegensatz zu den Leistungsgeset­
zen der Kaiserzeit befreit das Bundes­
leistungsgesetz in seinem § 95 die Deut­
sche Bundespost und die Deutsche Bun­
desbahn sowie die sonstigen Eisenbah­
nen des öffentlichen Verkehrs aus­
drücklich von der Leistungspflicht. Die­
ser Regelung liegt die Erwägung 
zugrunde , daß Eingriffe von außen in 
den Anstaltsbetrieb von Post und Bahn 
diesen nicht für Verteidigungszwecke 
ankurbeln, sondern allenfalls beein­
trächtigen können . Bahn und Post wer­
den daher zu Leistungen für Verteidi­
gungszwecke in eigener Regie ohne 
Eingriffe von außen aufgrund anderer 
Rechtsvorschriften herangezogen , und 
zwar werden 

durch die (aufgrund des Verkehrs­
sicherstellungsgesetzes ergangene) Ver­
ordnung über Verkehrsleistungen der 
Eisenbahnen für die Streitkräfte von 
197615 die Eisenbahnen verpflichtet , im 
Alarm- und Verteidigungsfall Ver-
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Rechtsgrundlagen 

kehrsleistungen auf Anforderung der 
Streitkräfte über ihr friedensmäßiges 
Leistungsangebot hinaus bis zur Grenze 
ihrer Leistungsfähigkeit mit Vorrang 
vor anderen Verkehrsleistungen zu 
erbringen. 

Auf Grund der nach dem Postver­
waltungsgesetz erlassenen Verordnung 
über die Postversorgung der Bundes­
wehr durch eine Feldpost (Feldpostver­
ordnung) von 197816 soll im Bereit­
schafts-, Spannungs- und Verteidi­
gungsfall vom Bundesminister der Ver­
teidigung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für das Post- und Fern­
meldewesen zur Aufrechterhaltung der 
Postversorgung der Bundeswehr und 
der ihr angeschlossenen Organisationen 
eine Feldpost als Bestandteil der Bun­
deswehr betrieben werden. 

Das Gesetz über die Anwendung unmit­
telbaren Zwanges und die Ausübung 
besonderer Befugnisse durch Soldaten 
und zivile Wachpersonen (UZwGBW)17 
ist als Nebengesetz zum Schutzbereichs­
gesetz anzusehen . Es räumt den zur 

Bewachung militärischer Sicherheitsbe­
reiche eingesetzten Wachpersonen poli­
zeiliche Befugnisse ein . 

Sonstige Vorschriften zur 
Unterstützung der Streitkräfte 

Neben den behandelten Gesetzen, die 
ausschließlich oder hauptsächlich der 
Unterstützung der Streitkräfte dienen, 
enthalten auch die übrigen der zivilen 
Verteidigung dienenden Gesetze Vor­
schriften, deren Zweck die Unterstüt­
zung der Streitkräfte ist. Dies gilt beson­
ders für die Sicherstellungsgesetze . So 
bezeichnen die §§ 1 des Wirtschafts-, 
Ernährungs-. Wasser- und Verkehrssi­
cherstellungsgesetzes ausdrücklich als 
Zweck dieser Gesetze 

"die Deckung des Bedarfs der Zivilbe­
völkerung und der Streitkräfte«. 

Zu diesem Zweck enthalten diese 
Gesetze aber auch noch speziellere 
Vorschriften : 

o zur Ausführung des Ernährungssi­
cherstellungsgesetzes ist der Erlaß 
besonderer Verfahrensrichtlinien zur 
Verpflegung der Streitkräfte im Bewirt­
schaftungsfall vorgesehen , 

o § 33 des Wassersicherstellungsge­
setzes nimmt Anlagen der Bundeswehr 
und der verbündeten Streitkräfte auf 
dem Gebiet der Wasserwirtschaft aus­
drücklich von den Leistungspflichten 
des Gesetzes aus , 

o § 30 des Verkehrssicherstellungs­
gesetzes befreit die Streitkräfte von den 
Verpflichtungen nach diesem Gesetz. 
Hier sei auch auf die Sonderrechte 
verwiesen , die § 35 der Straßenver­
kehrsordnung den Streitkräften ein­
räumt. 

o Nach § 4 Abs . 1 NT. 1 des Arbeits­
sicherstellungsgesetzes gehören die zivi­
len Dienste der Bundeswehr und der 
verbündeten Streitkräfte an erster Stel­
le zu den durch dieses Gesetz begünstig­
ten Arbeitgebern. die im Alarmfall 
zwangsverpflichtete Arbeitnehmer be-

Der Einsatz der Streitkräfte ist grundgesetzlich zulässig: 

I I 
Gemäß Art. 87 a gemäß Art . 87a Abs. 2 GG nur in den im Grundgesetz ausdrücklich zugelassenen Fällen, d. h. Abs. 1 GG: 
zur VerteiC!igung I I I (Hauptauftrag) Gemäß Art. 35 GG 

Die Befehls- und Gern. Art. 87a III GG Gern. Art. 87a IV GG (im Katastrophennotstand) 
Kommandogewalt 

Im Spannungs- und Im schweren inneren I I über die Streitkräfte 
liegt im Frieden beim Verteidigungsfall gern . Notstand gern . Art. 91 
Bundesminister der Art. 80a Abs. 1, 115a Abs.2 GG Absatz 3 Absatz 2, Satz 2 
Verteidigung (Art . 65a GG - zum Schutz ziviler 
GG), im Verteidi- - zum Schutz ziviler Objekte und Im schweren, d. h. Im Katastrophennot-
gungsfall beim Bun- Objekte und über das Gebiet eines stand auf Anforderung 

- zur Bekämpfung Landes hinaus gehen- des davon betroffenen deskanzler (Art . 115b - für Aufgaben der militärisch orga- den Katastrophennot- Landes neben der GG), unbeschadet Verkehrsregelung nisierter Aufstän- stand auf Anordnung Polizei und dem Bun-der Unterstellung discher der Bundesregierung desgrenzschutz unter NATO-Kom-
mando 
Der Einsatz »zur 
Verteidigung« kommt 
gemäß Art . 51 der 
UNO-Charta in Be-
tracht »zur individu-
ellen und kollektiven 
Selbstverteidigung« , 
d. h. 
- im Verteidigungs-

fall (Art. 115a 
GG) 

- im Bündnisfall 
(Art. 5 Nordat-

.~ f -t , 
lantik-Vertrag 
Art. V Brüsseler Die Einsatzleitung Bundesregierung Landesregierung Vertrag) liegt bei der: 
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schäftigen können. Auf Grund der nach 
diesem Gesetz erlassenen » Verordnung 
zur Übertragung von Zuständigkeiten 
nach dem Arbeitssicherstellungsgesetz 
auf Dienststellen im Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Verteidigung« 
von 197316 kann die Bundeswehrverwal­
tung die zivilen Arbeitnehmer der Bun­
deswehr im Bewirtschaftungsfall ohne 
Einschaltung der (an sich zuständigen) 
Arbeitsämter am Arbeitsplatz festhal ­
ten . 

Behörden zur Unterstützung 
der Streitkräfte 

Da die Unterstützung der Streitkräfte 
eine Zusammenfassung aller zivilen 
Maßnahmen darstellt. die der Herstel­
lung und Erhaltung der Operationsfrei­
heit und -fähigkeit der Streitkräfte die­
nen, verteilen sich die behördlichen 
Zuständigkeiten zur Erfüllung dieser 
Aufgaben auf den gesamten zivilen 
Verwaltungsbereich sowie insbesonde­
re auf die speziell für diesen Zweck 
eingerichtete Bundeswehrverwaltung 
(Art. 87b GG). 

Diese kann zur Heranziehung Wehr­
pflichtiger auf das Wehrpflichtgesetz 
und im Alarm- und Verteidigungsfall 
Zum Festhalten ziviler Arbeitnehmer 
der Bundeswehr an ihrem Arbeitsplatz 
auf das Arbeitssicherstellungsgesetz 
und die vorgenannte Verordnung und 
Zur materiellen Bedarfsdeckung der 
Streitkräfte auf das Bundesleistungsge­
setz zurückgreifen. 

Die Ausführung der übrigen Vertei­
digungsgesetze und die oben geschilder­
te Unterstützung der Streitkräfte auf 
ihrer Grundlage durch die Sicherste 1-
lung materieller Güter und Leistungen 
auf den Gebieten der gewerblichen 
Wirtschaft, der Ernährung, der Wasser­
Wirtschaft. des Verkehrs und des Post­
und Fernmeldewesens sowie durch die 
Sicherstellung ziviler Arbeitsleistungen 
(über das Festhalten der Arbeitnehmer 
der Bundewehr am Arbeitsplatz hinaus) 
Obliegt im übrigen den Behörden der 
zivilen Verwaltung in Bund. Ländern 
und im Kommunalbere;ch. 
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Zivil-militärische 
Zusammenarbeit und 
Gesamtverteidigung 

Alle diese Behörden sind zu enger 
Zusammenarbeit mit den Streitkräften 
angehalten , wie sie insbesondere in den 
komplizierten technischen Bereichen 
des Eisenbahnverkehrs und des Fern­
meldewesens heute schon in institutio­
nalisierter Form seit langem praktiziert 
wird. 

Organisatorisch ist die Gesamtvertei-
digung in die vier Säulen 

NATO-Streitkräfte. 

Territoriale Verteidigung, d. h. 
Streitkräfte unter nationalem Kom­
mando. die der Unterstützung der 
NATO-Streitkräfte dienen und de­
ren Verbindung zu den nationalen 
Verwaltungsbehörden aufrechter­

halten. 

Bundeswehrverwaltung, die die 
Versorgung der Streitkräfte mit 
Personal und Material betreibt , 

und 

Zivile Verwaltung in Bund. Län­
dern und Gemeinden gegliedert. 

Diese vier Organisationsstränge sind 
auf eine Zusammenarbeit und gegensei­
tige Förderung und Unterstützung auf 
allen Verwaltungsebenen von der der 
obersten Befehlshaber und Regierungs­
steIlen bis zu der untersten der Kommu­
nalverwaltung und der unteren militäri­
schen und zivilen Verwaltungsstellen 

angewiesen . 

Da die Wehrbereiche I-VI nicht in 
allen Fällen mit den 10 Bundesländern 
(ohne Berlin) übereinstimmen, wurden 
in den Jahren 1965-1975 nach und nach 
in allen Wehrbereichen Arbeitsgemein­
schaften der zivil-militärischen Zusam­
menarbeit eingerichtet , in denen die 
obengenannten Träger der Gesamtver­
teidigung unter Einschluß der in den 
Ländern bestehenden verteidigungs­
wichtigen Bundesmittelbehörden wie 
Bundesbahndirektionen , Oberpostdi­
rektionen , Landesarbeitsämter , Grenz­
schutzkommandos usw . vertreten sind . 

Rechtsgrundlagen 

Die ungleiche Zahl der Ansprechpart­
ner auf den einzelnen Verwaltungsebe­
nen und die darauf beruhende Nicht­
übereinstimmung der Zuständigkeits­
bezirke erschweren die zivil-militäri­
sche Zusammenarbeit insbesondere 
dort, wo eine solche Diskrepanz 
besteht. 

Deshalb wird auch auf Bezirks- und 
Kreisebene eine friedensmäßige zivil­
militärische Zusammenarbeit in ver­
stärktem Maße angestrebt. In einigen 
Ländern , bzw. Wehrbereichen, so in 
Baden-Württemberg (WB V), Nord­
rhein-Westfalen (WB III) und dem 
Saarland (VB 46), ist sie bereits einge­
führt worden. 

Zusammenarbeit und wechselseitige 
Unterstützung zwischen zivilem und 
militärischem Bereich sind unverzicht­
bare Bindeglieder der Gesamtverteidi­
gung. Wie das Weißbuch 1979 zur 
Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Entwicklung der 
Bundeswehr unter Nr. 5 hervorhebt , 
verdienen sie die uneingeschränkte 
Aufmerksamkeit aller mit Verteidi­
gungsfragen befaßten Stellen. 

D 

I Vgl. die Begriffsbestimmungen auf dem Ge biet der 
zivi len Verteidigung. Bek . d . BMI v.7.7.1964. GMBI. 
S. 324. und § lAbs. 3 des Zi vi lschutzgese tzes 
i.d .F .d . B.v.9.8.1976. BGBI.l S. 2109. 

2 Vgl. dazu den Aufsatz des Verfassers. Der Einsa tz der 
Streitkräfte im Innem - Geschichte e ines Vorbehalts. in 
ZIVILVERTEIDIG UNG 111m . 

3 VMB I. 1978 . S. 77-92 . Vgl. dazu den Bei trag von Fuhr 
in ZI V IVn 9. 

4 Servis (frz.: service) ist laut Brockhaus' Konversations­
lexikon. 14 . Auflage 1898 . • im Militärwesen die Ge ld­
vergütung. welche den Personen des Soldatenstandes 
zur Selbstbeschaffun g des Unterkommens für sich. ihre 
Pferde und ihre Bureaus gewährt wird .« 

5 Rayon de faneresse (frz.) ist der Umkreis einer 
Festung. innerhalb dessen Beschränkungen des Grund­
eigentums zulässig sind . 

6 Zur Geschichte vgl. den Aufsatz des Verfassers . Das 
Bundesleistungsgese tz . in ZIVILVERTE IDIG UNG 
IIn 4. 

7 v. 26 .3.1954 BGBI. I. S. 45 
8 WpflG v. 21.7 . 1956. BGBI. I S. 65 1: mehrfach nove l­

liert und neubekanntge macht. zuletzt am 8. 12. 1972. 
BGBI. I S. 2277. 

9 BLG v.7. 12.1956. BGBI. I S. 1770 . ber. S. 1920 . 
10 SchBG v.7. 12. 1956. BGBI. I S. 899 . 
II LBG v.23 .2. 1957. BGBI. I S. 134. 
12 Vgl. dazu den Aufsatz des Verfassers . Die Dienstpfl ich­

ten des G rundgesetzartikels 12a . in ZIVILVERTEIDI · 
G UNG 11!1 973 . 

13 Art . 17 Nr. 3 des Finanzä nderungsgesetzes 1967 v. 
21.1 2. 1967. BGBI. I. S. 1259. 

14 Vgl. * 6 des Arbeitss icherstellungsgesetzes vom 
9.7. 1968. BGBI. I S. 787 . 

15 v. 10.8. 1976. BGBL.I S. 2128. 
16 v. 6.7. 1978 . BGBI. I S. 982 . 
17 v. 12.8. 1965 . BGBI. I S. 796 . 
18 Vo v. 18.8. 1973. BGBI. I S. 1321 
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Dip/. -IIlg. HeilIrich Karl BSleh alls 
Mooskirchell ill ÖHerrl'ich schreib!: 

» ... Vor vielen Jahren hat man in der 
Zeitung ZIVILSCHUTZ. ab Jahrg. 1970 
vereinigt mit ZIVILVERTEIDIGUNG . 
ausführlich über die Probleme des Indu­
strieluftschutzes berichtet und auch aus­
geführte Anlagen besprochen. Seither 
hat es aber auf diesem Gebiet kaum mehr 
Veröffentlichungen gegeben. Ich bin zur 
Zeit in der Projektabte ilung einer Firma 
beschäftigt , die Anlagenbau betreibt. es 
interessie rt mich daher . wie de r heutige 
Stand des baulichen Industrieluftschut­
zes aussieht. 

Ich bitte Sie daher . mir mitzuteilen , ob 
dieses Problem in der BRD noch weite r­
verfolgt wird . und ob es zeitgemäße 
Literatur darüber gibt. ... « 

Dipl.-/llg. 0110 Schaihll' lIimml 
Slelll/llg: 

Die Kurzfassung der Forschungsberichte 
im Bereich des Zivilschutzes werden seit 
Jahren mit den Forschungsberichten aus 
den ande ren Sachgebieten in den Mittei­
lungsblätte rn der Arbeitsgemeinschaft 
für Baufo rschung (AGB) veröffentlicht. 
Das Fachgebiet »Baulicher Zivil- und 
Katastrophenschutz« ist darin unter 
Nr. 6 enthalten. Die Geschäftsführung 
der Arbeitsgemeinschaft liegt beim Bun­
desminister für Raumordnung. Bauwe­
sen und Städtebau. Deichmanns Aue. 
5300 Bon n 2. 

Die ausführlichen Zivilschutz-For­
schungsberichte sind in de r Schriftenrei­
he »Zivilschutzforschung beim Bundes­
minister des Innern , hg . vom Bundesamt 
für Zivilschutz«. beim Osang Verlag 
GmbH . In der Raste 14. 5300 Bonn I. 
erhältlich. 

Im Bere ich des »Industrieluftschutzes« 
gibt es e inen Richtlinienentwurf: Ent­
wurf Bauliche r Sachschutz (Grundsätze 
für Ausführung und Bemessung) - Fas­
sung August 1971. Bei evtl. Anfragen 
hierüber bitte ich , sich an das Referat 
B I 7 beim o . g. Ministe rium zu wen­
den. 

Dr. Berlld D{/\ 'ids alls Mülls/er weil dei 
sich all die . Zi l'ilveneidigll llg"-" 

» ... Zur Zeit stehen viele Leute vor der 
Frage , ob sie von Ölheizung auf Gashei­
zung umste igen sollen. Wie sieht das vom 
Standpunkt der Zivilverteidigung aus? 
Die Nachtei le der Ölheizung sind offen­
sichtlich : Der Öltank mit leicht ent­
fl ammbare r Flüssigkeit benötigt einen 
e igenen Kelle rraum . auch die angrenzen­
den Ke llerräume kommen als zivile 
Schutzräume nicht in Frage (Vor­
schrift! ). Das entfällt bei der Gashei-
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zung, ebenso die teure Ö lhaftpflichtve r­
sicherung. - Eine Gasleitung kann von 
außen direkt in den Heizungsraum 
geführt und in der Wand abgestellt wer­
den. Ein Gas-Luftgemisch ist jedoch sehr 
explosibel. Trotzdem habe ich im letzten 
Kriege eigentlich nie von Gasexplosio­
nen gehört. Nun folgende Frage : Ist das 
ÖI- zumal mit Rücksicht auf die Wärme­
strahlen von Atomwaffen - gefährliche r 
als das Gas? Können Sie vom Zivil­
schutzstandpunkt aus zum Umsteigen 
von de r Ölheizung auf die Gasheizung 
raten ?« 

Dipl.- /llg . 0110 Schaihle i.1I der Fra~(' 

1'0 11 Dr. Dal 'ids lIachgegallgen : 

Hinsichtlich de r Lagerung von Tre ib­
stoffbehältern ist in den Bautechnischen 
Grundsätzen für Großschutzräume in 
Tiefgaragen (BGT 79) unte r Nr. 5 .5.3 
festgelegt , daß sie nicht in Räumen. die 
unmittelbar an die Umfassungswände 
ei nes Schutzraumes grenzen. gelagert 
werden dürfen. 

In den Bautechnischen Grundsätzen 
für Hausschutzräume (BGHaus 72) ist 
unter Nr. 4 . 1.6 die Definition mit »hin­
reichend weit« oder »so weit entfernt . 
daß Gefahren für die Insassen des 
Schutzraumes nicht auftre ten können«. 
nicht so kla r. Auch die im nächsten Satz 
der BGHaus als ausre ichender Schutz 
erwähnten dazwischenliegenden ande­
ren »Räume« oder »Ke llerflure« sind 
bezüglich de r jeweils e rforderlichen 
Anzahl (mindestens I Raum) nicht so 
eindeutig angegeben. Bewirkt werden 
so ll hierdurch , wie beim Verbot der 
»brennbaren Beläge« auf dem Schutz­
raum (Nr. 5.5.2 de r BGT). daß keine 
direkte Wärmeeinwirkung auf die 
Schutzraumumfassungsbaute ile und da­
mit auf den Schutzraum e rfolgt. 

Nach Nr. 4 . 1.6 de r BGHaus können 
statt der dazwischenliegenden Räume 
auch »sonstige Vorkehrungen« ge troffen 
werden. Hierunter fallen dickere oder 
entsprechend gedämmte Schutzraumum­
fassungswände bzw. entsprechende 
Wannen oder tieferliegende Räume . 

Gasleitungen in den an die Schutzräu­
me angrenzenden Räumen werden nicht 
als gefahrdrohend angesehen. Nach 
Nr. 4.1.7 der BGHaus dürfen sie ledig­
lich nicht durch Schutzräume hindurch­
geführt werden. Um den Schutzraum 
herum geführte Gasleitungen sind dem­
nach durchaus zulässig. 

Da das bei einem Bruch dieser Gaslei­
tungen ausströmende Gas info lge der 
G asdichtigkeit nicht in den Schutzraum 
gelangen kann und de r Schutzraum bei 
der Explosion eines Gas-Luft-Gemisches 
intakt bleiben dürfte . wäre e ine solche 
Lösung noch vertretba r. 

Vie l besse r ist natürlich der Hinweis 
von Dr. Davids. möglichst we nig Gaslei­
tungen ohne Abspe rrung in den angren­
zenden Ke lle rräumen und den da rüber 
befindlichen Wohnräumen zu installie­
ren und vie lmehr die Gasleitung von 
außen direkt an den Heizraum hera nzu­
führen sowie eine Absperrvorrichtung in 
der Außenwand e inzubauen. Dadu rch 
werden Gas-Luft-Gemische in unmittel­
barer Nähe des Schutzraumes ve rmie­
den . 

Der Hitzeblitz tritt bei nuklea ren 
Detonationen vor der Druckwelle auf. 
Die Gasleitungen können daher zum 
Zeitpunkt dieser Wärmeeinwirkung 
noch unve rse hrt sei n. Die Gefahr ist aus 
dieser Sicht bei den größtenteils 
geschützt angebrachten Gas le itungen 
und entsprechend aufgestellten Öltanks 
be i beiden Heizmedien etwa gle ich 
gering. 

Da in Friedenszeiten primär die wirt ­
schaftlichste Heizung gewä hlt werden 
sollte. bestehen bei der von Dr. D . 
erwähnten Anordnung der Zuleitung 
und Absperrvorrichtung vom Zivi l­
schutzstandpunkt aus keine Bedenken . 
von e ine r ÖI- auf eine Gasheizung »um­
zusteigen« . 

,Hallft'd I\III~ alll Fmllkflln (1/1 dl<' 
,, 7./l ' i" ·er/ e/{t/~III1~ " . 

»Ich beabsichtige in Kürze mit dem 
Neubau meines Einfamilienwohnhauses 
zu beginnen . Nun möchte meine Frau 
aber. daß ich noch einen Schutzraum im 
Ke lle r e inbaue. In meinem Bauantrag ist 
de r Schutzraum noch nicht enth alten. 
Die Bauge nehmigung wurde vorbehalt­
lich der Vor lage der stati sch-konstrukti ­
ven Unterlagen e rteilt. 

Kann ich trotzdem noch e inen Schutz­
raum e inplanen und mit der Ausführung 
in Kürze beginnen ? Bekom me ich dann 
noch den Bundeszuschuß für den Haus­
schutzraum? Genügt ein einfache r Nach­
trag zum Baugesuch ? Wo gibt es Formu­
lare für die Beantragung des Bundeszu­
schusses? Kann ich den Schutzraum auch 
dann steuerlich abschre iben. wenn es mit 
dem Zuschuß nicht oder nicht mehr 
klappen sollte? 

In welche r Größe so ll ich zweckmäßi­
gerweise den Schutzraum planen? Wei­
che Maßnahmen muß ich vorab beim 
Rohbau schon vorse hen? Kann ich ein 
Fenster in den Schutzraum ei nbauen? 
Kann die Abwasserleitung durch den 
Schutzraum hindurchgeführt werden? 
Soll ich e in Sandvorfilter oder ei n Sand­
hauptfilte r wählen ? Muß ich die Sitze 
und Liegen direkt kaufen? Kann ich auch 
Sitz-liege-Kombinationen ve rwenden? 
Kann ich eine Sauna im Schutzraurn 
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einbauen? Muß ich einen Notausstieg 
vorsehen bzw. ausführen? 

Wie Sie sehen. habe ich eine ganze 
Anzahl Fragen . Ich wäre Ihnen dankbar. 
wenn Sie diese recht bald beantworten 
würden. damit ich den Wunsch meiner 
Frau nach einem Schutzraum noch erfül­
len kann.« 

Viele Fragell. I'iel(' Alltll'ortl'lI. allch 
die~!' 1'011 lIlIserem Expert!'11 ill Sachell 
Bal/licher Zil·ilsc/l/lt:. Dipl.-Illg. 0110 

Schaihle: 

Die »Schutzbaufibel« des Bundesverban­
des für den Selbstschutz. Eupener 
Str.74. 5.000 Köln 41. gibt wertvolle 
Hinweise auf einen Teil der Fragen. 
Zwar steht in dieser Fibel in § 6. daß der 
Antrag auf einen Bundeszuschuß für den 
Schutzraum spätestens mit dem Bauge­
such gestellt werden soll. Anträge sind 
u. a. vom Bundesverband für den Selbst­
schutz erhältlich . Die Adressaten dieser 
Anträge in den einzelnen Ländern sind 
auf S. II der Fibel genannt. 

Nach § 9 werden die Zuschüsse gern . 
§ 3 der Fibel für Schutzräume gewährt. 
mit deren Bau nach dem 30. 6. 69 begon­
nen wurde. Es besteht jedoch kein 
Rechtsanspruch auf diese Bundesmittel. 
Bezuschußt wird nur. im Rahmen der 
vorhandenen Haushaltsmittel. 

Es können jedoch in jedem Falle die 
zivilschutzbedingten Mehrkosten abge­
setzt werden. und zwar in voller Höhe 
(jährlich höchstens 10 % innerhalb von 
12 Jahren). 

Die neuesten Höchstbeträge der 
steuerlichen Abschreibung sind in der 
7. Verordnung zur Änderung der 
Höchstbetragsverordnung vom 12. No­
vember 79 angegeben. 

Am zweckmäßigsten wäre das soforti­
ge Einreichen eines Deckblattes mit dem 
Schutzraum als Nachtrag zum Baugesuch 
und das gleichzeitige Beantragen des 
B undeszusch usses. 

Wie groll soll der SChllt:ra ll lll lI'en/eIl? 

Da der kleinste Schutzraum für 7 Perso­
nen vorgesehen ist. kann der geplante 
Schutzraum in dieser Größe. unabhängig 
von der Personenzahl der Familie ausge­
führt werden. und es können dann ein 
Bundeszuschuß von 4.900 DM und eine 
steuerliche Abschreibung bis 20.250 DM 
vorgenommen werden. Aufgrund des 
Kellergrundrisses bietet es sich jedoch 
an. den Schutzraum größer zu wählen. 
Wenn z. B . der Raum in der Südecke des 
Kellers gewählt würde. der außen beid­
seitig erdbegrenzt ist. könnte ein Schutz­
raum für 25 Personen ausgefüh rt werden. 
Die Höhe des Zuschusses würde dann bei 
12.625 DM und der Hö~hstbetrag der 
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steuerlichen Abschreibung bei 30.900 
DM liegen. Der Schutzraum würde gern. 
der Fibel etwa wie in der beigefügten 
Skizze aussehen und folgende Mindest­
werte aufweisen: 

Grundfläche Schleuse: ?: 1,50 m2 

Grundfläche 
Sandhauptfilter: 
Grundfläche 
Schutzraum: 
Abort 
Lüfter 

Volumen 

1,50 m2 

6,0 + 18.0,5 = 15,0 m2 

0,8 m2 

1,3 m2 

Schutzraum: 14,0 + 18.1.15 
17,1 m2 

34.7 m3 

Die Schleuse wurde in der Skizze etwas 
größer gewählt. um sperrige Teile (Bet­
ten. Saunabauteile etc .) besser in den 
Schutzraum bringen zu können. 

Welche Maßllahlllell müssell hereits heim 
Rohball dllrchgeführt lI'erdell:' 

a) Decken- und Wanddicken mit der 
erforderlichen Bewehrung 

b) Schleuse 
c) Sandhauptfilterumfassungen 
d) Sandhauptfilterentwässerung (in die 

angrenzenden Räume) 
e) einbetonierte gerade Rohrdurchfüh­

rung in der Schutzraumaußenwand 
o 100 für die Luftansaugung 

f) einbetoniertes 2 x 90° abgewinkeltes 
Rohr in der Filterwand für die Schutz­
luft (vom Sandfilterrost zum Lüfter) 

g) e inbetoniertes 2 x 45° abgewinkeltes 
Rohr von der Ansaugleitung zum 
Lüfter in der Filterwand für die Nor­
malluft 

Leserbriefe 

h) zwei einbetonierte. je 2 x 90° abge­
winkelte Rohre für Überdruckventile 
vom Abort zum Nebenraum und von 
der Schleuse zum Nebenraum 
(ÜV 100) 

i) einbetoniertes Rohr für das Abluft­
ventil (AL V 100) vom Schutzraum 
zur Schleuse 

k) zwei Rohre für Kabeldurchführun­
gen (Elektroleitung und Antenne) in 
der Schutzrauminnenwand 

I) Einbau eines Gewinderohres ON 15 
für eine Meßleitung zum Raumüber­
druckmesser 

m) zwei Öffnungen für die Schleusentü­
ren und eine Öffnung für die Klappe 
zum Sandhauptfilter. die hier jedoch 
nicht erforder lich ist. 
Für den späteren Einbau der Türen 
und der Klappe sind im Zargenbe­
reich Aussparungen vorzusehen, da­
mit die Zargen später mit der Beweh­
rung verschweißt werden können. 

Kanll illl Schwzrawll ein FenHer eillge­
ballt werden? 

Um eine natürliche Querdurchlüftung 
und damit eine bessere Nutzung des 
Schutzraumes in Friedenszeiten zu erzie­
len. wären Öffnungen in der Schutzrau­
Außenwand erforderlich. An diese Öff­
nungen wären dieselben Forderungen 
hinsichtlich Druckbelastung, Gasdichtig­
keit und Strahlungsminderung zu stellen 
wie an die Außenwände. Hiernach ergä­
ben sich gasdichte Klappen mit entspre­
chender Betonfüllung. Eine wirtschaftli ­
chere Lösung bildet eine Druckplatte aus 
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Fvorh = 18,81 m2 > 17.102 

Sandhauptfilter: 1,5 m2 

Bild I: Standardmöblierung eines 25-Personen -Schutzraumes (9 Liegen + 16 Sitze) 
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Stahl. die in einen einbetonierten Rah­
men mit geschützter Gummidichtung 
von oben außen eingeschoben und von 
innen von Hand verriegelt wird . Bisher 
wurden bereits solche Platten von der 
Firma Bochumer Eisenhütte Heintz­
mann GmbH & Co, Bessemerstr. 80 , 
4630 BochumI, TeI.0234/6191. gelie­
fert. Zur Strahlungsminderung werden 
dann die Lichtschächte mit losem Sand. 
mit Erde oder mit vorbereiteten Sand­
säcken gefüllt . Wegen des Gewichts der 
Platten sollten die Öffnungen nicht grö­
ßer als etwa 100/50 cm und nicht mehr als 
eine Öffnung pro Schutzraum gewählt 
werden . Auf der Rauminnenseite kön­
nen die üblichen Kellerfenster eingesetzt 
werden . 

Kanll eine Abwasser/eitllng dureh deli 
Sehutzraum geführt werden? 

Wenn im Schutzraum kein zusätzlicher 
Abfluß erforderlich ist (Waschbecken, 
Dusche etc .), genügt es, die Leitung mit 
einem Nenndruck ND 3 auszuführen . 
Eine zusätzliche Ummantelung der Roh­
re mit Beton ist nicht erforderlich . 

Sand,'orfi/ter oder Sandhauptfi/ter? 

Nach der Fibel ist lediglich ein Sand­
hauptfilter vorgesehen. Natürlich könnte 
auch ein Sandvorfilter mit Raumfilter 
(Kohlefilter) eingebaut werden . Der 
Schutzgrad gegen C-Kampfstoffe kann 
dabei je nach dem Feuchtigkeitsgehalt 
der Luft höher sein . Dafür ist die Stand­
zeit der Raumfilters jedoch zeitlich be­
grenzt. Die Kosten des Sandvorfiltersy­
sterns sind trotz der wesentlich niedrige­
ren Sandkosten wegen der zusätzlichen 
Kosten für das Raumfilter und eine 
weitere Schnellschlußklappe höher. Es 
empfiehlt sich daher von der Kostenseite 
der Einbau eines Sandhauptfilters gern . 
den Hinweisen in der Fibel. 

Müssen die Sitze und Liegen direkt einge­
baut werden? 

Nach Nr. 4.3.4 der Fibel sind die Aufent­
haltsräume so zu gestalten, daß für die 
Schutzrauminsassen Sitze und Liegen 
untergebracht werden können und dabei 
die erforderlichen Bewegungsflächen er­
halten bleiben . Dabei ist davon auszuge­
hen, daß für mindestens ein Drittel der 
nach dem Fassungsvermögen und der 
Lüfterleistung unterzubringenden Perso­
nen Liegen und für die weiteren Perso­
nen Sitze zur Verfügung stehen müs­
sen. 

Anstelle der 9 Liegen und 16 Sitze für 
eine 25-Personenschutzraum (Bild I) 
können natürlich auch 6 Liegen und 
4 Sitz-liege-Kombinationen (Bild 2) 
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Bild 2: Liegen mit Sitz-Liege-Kombinationen (2 x 3er Liegen + 4 x 3er Sitz-Liege­
Kombinationen = 10 Liegen + 15 Sitze) 
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Bild 3: Liegen mit Sitz-Liege-Kombinationen ' 
(6 x 4er Sitz-Liege-Kombinationen + Liege = 25 Liegen oder Sitze) 

oder bei entsprechender Höhe (etwa 2,70 
bis 2,80 m i. L.) nur 6 Vierer-Sitz-Liege­
Kombinationen + 1 Liege aufgestellt 
werden (Bild 3) . Die letztere Lösung hat 
den Vorteil, daß alle Personen entweder 
sitzen oder liegen können; es ist somit 
kein Wechsel z. B. bei einer Lösung nach 
Bild 1 im 8-Stunden-Rhythmus erforder­
lich. 

Die in den Bildern 3 und 4 dargestell­
ten Bereiche für die Anordnung der 
Lüfter und Raumfilter stellt nur eine 
Lösungsmöglichkeit dar. Eine wirt­
schaftlichere Lösung ist z. B. dann mög­
lich, wenn jeweils bis drei Lüfter L-6 
zusammengefaßt und mit sechs Raumfil­
tern R-3 gekoppelt werden . 

Nach § 7 der Fibel müssen Sitze , Lie­
gen o. ä. bei der Gebrauchsabnahme 
nicht im Schutzraum vorhanden sein . 
Dasselbe gilt für die Trockenaborte. 

Kann eine Sauna in eineIl Schutzraull1 
eingeballl werden? 

In der Fibel sind Friedensnutzungen als 
Waschküchen, Bastei- und Spielräume , 
Fahrradräume , Trockenräume , Trimm 
Dich- und Sporträume genannt. Ein Sau­
naraum ist nicht gesondert erwähnt. 

Wenn der Sauna raum gesondert belüf­
tet wird und so (mit entsprechendem 
Abstand) aufgestellt wird. daß Wärme 
und Feuchte über die Wände und Sohle 
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Bild 4: Standardmöblierung unter Einbeziehung der Saunaliegen (9 Liegen + 16 Sitz) 

abgeführt werden können. bestehen 
gegen die Aufstellung eines Saunarau­
mes (aus Holz) im Schutzraum keine 
Bedenken (Bild 4). 

Ist ein NotaLlsstieg erforderlich? 

Ein Notausstieg ist nach Nr. 4.5.1 der 
Fibel nicht erforde rlich . wenn ein ande­
rer trümmersicherer Weg durch den KeI­
ler oder zum Treppenraum besteht. Auf 
S. 35 der Fibel ist noch klarer ausgeführt : 

Fassen wir das heiße Eisen an 

Wir finden nichts dabei. wenn wir. um 
unsere Sicherheit zu e rhöhen. e ine Kran­
kenversicherung. Feuerversicherung. 
Lebensversicherung e tc. abschließen. 
Wenn wir aber an die Sicherung unse res 
Lebens im Kriegsfa lle denken. schrecke n 
wir zurück . 

Zivilschutz ist Vorsorge - man muß 
darüber sprechen. Wer einen Schutz­
raum baut. will sich und seine Familie im 
Katastrophenfall schützen . e r sollte aber 
auch an se ine Mitmenschen denken und 
mit sei nen Nachbarn darüber spreche n. 

Zivilschutz e rfordert Schutzraumbau­
ten im Ein- und Mehrfamilienhausbau 

Schutzplätze 

Quelle : 

7 
25 

Mehrkosten 

18000 
22000 

»Der Weg von der äuße ren Schutzraum­
tür bis zur unteren Kellerstufe muß 
trümmersicher ausgebildet sein. « 

Sollten sich bei der Planung oder beim 
Bau noch weitere Fragen oder Probleme 
e rgeben , ist Auskunft zu erhalten beim 
Bundesverband für den Selbstschutz . 
bzw. e ine r sei ner Landesstellen oder 
e iner der 81 Dienststellen auf Orts­
/Kreisebene. Diese Dienststellen stehen 
jedem Inte ressenten mit Auskunft. Bera­
tung und mit Hilfe in technischen Fragen 
zur Verfügung . 

und ebenso Schutzraumbauten der öf­
fentlichen Hand. 

Für den privaten Bauherren bedeutet 
der Schutzraumbau nicht nur große 
Sicherheit gegen Kriegseinwirkungen . er 
kann auch für häus liche Zwecke (Hobby­
raum. Ke ller usw.) benutzt werden. Für 
25 Personen ist der Schutzraum etwa 
28 m2 groß und damit in jedem Haus­
grundriß unterzubri ngen. 

Der Schutzraumbau wird vom Staat 
durch Zuschüsse und e rhöhte Abschrei­
bungssätze geförde rt . Nachstehende 
Beispiele zeigen. daß durch diese Maß­
nahmen e in großer Teil der Mehrkosten 
im Neubau abgedeckt ist. 

Zuschuß 

4900 
12625 

Höchstbetrag der Abschrei­
bung 

19 100 
29200 

Schutzraum-Bau . Mitteilung Nr. I. Deutsche Schutzbau -Gemcinschaft c. V .. Vic rnheim 
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Leserbriefe 

Atemluft von CompAir 

Bei Einsätzen von Feuerwehren , Kata­
strophenschutz und Rettungsdiensten 
ha t sich hochverdichtete Druckluft als 
Atemluft millionenfach bewährt. 

Im Rahmen des umfangreichen Ver­
dichterprogramms für Luft und Gase 
baut CompA ir luftgekühlte Hochdruck­
verdichter im Leistungsbereich von 4 bis 
15 m3/h Liefermenge. 

Darüber schließt sich eine wasse rge­
kühlte Hochleistungsbaureihe an . mit 
deren Verdichtern pro Stunde 10 bis 60 
Stck. IO-Liter-Flaschen auf 200 bar bzw. 
7 bis 40 Stck. 10-Liter-Flaschen auf 300 
bar verdichtet werden können. 

Auf der Interschutz wird e rstmalig 
ei ne VHP-Kompaktstation vorgeste llt. 
in der alle Komponenten wie Verdichter. 
Wasserumlaufkühler . Filtersystem. Füll­
leiste und die elekt ri sche Ausrüstung für 
vo ll automatischen Betrieb zu einer Ein­
heit zusammengefaßt sind . Die Anlage 
ist intern verrohrt und verkabelt. so daß 
sich die sonst aufwendige Insta llation auf 
die e lektrische Zuleitung beschränkt. 

Das besondere Merkmal ist wirklich 
kühle Luft an der Fülleiste. Dadurch 
entfa llen das Nachfüllen der Flaschen 
und das Kühlen der Flaschen im Wasser­
bad . 

Die Maschinenausrüstung und die 
Atemluftqualität entsprechen allen inter­
nationalen gültige n und in Aussicht 
geste llten Sta ndards. 

Gerd Habermann, Hans-Joachim L öser 
(Hrsg.) 
ANTIBOROKRA TlE 
Mehr Bürger als Untertan 
München 1980, 220 Seiten, 29,80 DM 
Verlag: Moderne Verlags Gesellschaft 
mbH 
1SBN 3-478-05470-2 

Das Buch ist eine Generalattacke auf den 
zunehmenden Bürokratismus im Staat 
und seine Auswüchse, gegen Gesetzes­
und Vorschriftenflut und sinnlosen Zeit­
aufwand und für einen rascheren Wirt­
schaftsablauf, neue Investitionen und 
Wiedergewinnung größerer individueller 
Freiheiten. 
Im ersten Teil des Buches stellt Gerd 
Habermann in radikaler Art die Wurzeln 
und Erscheidungsformen des bürokrati­
schen Wohlfahrtsstaates dar . 
Liberale und Konservative , Professoren , 
Oberbürgermeister , ein General. wissen­
schaftliche Referenten , Politiker und 
Verwaltungsfachleute ergreifen in einem 
zweiten Teil das Wort. 

(Le) 
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Dokument 1 

Text der Erklärung des NATO-General­
sekretärs über die Sitzung des NA TO­
Rats am 15. Januar 1980 

Der Nordatlantikrat und hohe Regie­
rungsvertreter der NATO-Staaten trafen 
sich heute im Rahmen der ständigen 
Konsultationen über die sowjetische 
Invastion von Afghanistan und ihre Aus­
wirkungen auf die Ost-Westbeziehungen 
sowie auf die Allianz. Sie äußerten volle 
Zustimmung zur Resolution der Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen 
vom 14. I. 1980 und ve rurte ilten die 
sowjetische Aktion. Die sowjetische 
Invasion steht im Widerspruch zu den 
fundamentalen Prinzipien internationa­
len Verha ltens und bedeutet einen ernst­
haften Schlag gegen die Bemühungen der 
Allianz . ein System konstruktiver Bezie­
hungen mit der Sowjetunion aufzubau­
en. 

Die alliie rten Regierunge n haben 
Maßnahmen e rgriffen und ziehen weite­
re in Betracht. um der Sowjetunion 
klarzumachen 

die tiefe Besorgnis . über die sowjeti­
sche Besetzung Afghanistans 

ihren Glauben. daß Entspannung 
unteilbar ist und gegenseitig sein 
muß 

ihre Überzeugung. daß derartige 
Aktionen nicht ungest raft hinge­
nommen werden können . 

Die Ratsmitglieder gaben ihrer Überzeu­
gung Ausdruck. daß die Entspannungs­
bemühungen. denen sie sich weiterhin 
ve rpfli chtet fühlen. ernsthaft untergra­
ben werden. solange sowje tische Streit­
kräfte Afghanistan besetzen. Jedes Mit­
gliedsland wird individuell angemessene 
Maßnahmen ergreifen und Schritte 
unternehmen . Sie stimmten überein . daß 
von e inem Mitgliedsland unternommene 
Aktionen von anderen Mitgliedsländern 
entsprechend berücksichtigt werden soll­
ten . 

Die von der sowje ti schen Intervention 
in Afghanistan geschaffene Lage wird 
Mittelpunkt der a lliierten Sorge und 
Konsulta tionen bleiben. (Rohüberset­
zung) 
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Dokument 2 

Botschaft über die Lage der Nation von 
US-Präsident Jimmy Carter am 23. Ja­
nuar 1980 vor beiden Häusern des ame­
rikanischen Kongresses (Auszüge) 
. .. Die achtzige r Jahre wurden im 
Umsturz und Wandel geboren. Wir leben 
in einer Zeit der Herausforde rung unse­
rer Inte ressen und Werte - ei ne r Zeit. die 
unsere Klughe it und unseren Willen auf 
die Probe ste llt. 

In diesem Augenblick werden im Iran 
noch immer 50 Amerikaner. unschuldige 
Opfer des Terrorismus und der Anar­
chie . gefangengehalten . In diesem 
Augenblick versuchen massive sowje ti­
sche Invasionsst reitkrä fte das stolze. 
unabhängige und tiefre ligiöse Volk von 
Afghanistan zu unterjochen . Diese bei­
den Akte - ein Akt des internationalen 
Terrorismus und e in Akt der militä ri­
schen Aggression - stellen ei ne e rnste 
Herausforderung der Vereinigten Staa­
ten und der anderen Länder der Welt 
dar . Zusammen werden wir diese Bedro­
hungen des Friedens mei te rn o ... abe r 
unsere Macht wird niemals genutzt wer­
den . um eine Bedrohung der Sicherheit 
irgendeines Landes oder der Rechte 
irgendeines Menschen auszuüben. Wir 
wollen sicher sei n und siche r bleiben -
eine Nation in Frieden in ei ne r stabilen 
Welt. Aber um sicher zu se in . müssen wir 
uns der Welt ste llen. so wie sie ist. Dre i 
grundlegende Entwicklungen haben mit­
gewirkt . um diese unsere Herausforde­
rung Gestalt annehmen zu lassen: 

Das stetige Anwachsen und die ver­
stärkte Darste llung sowje ti scher Mi­
litä rmacht über ihre eigenen Gren­
zen hinweg: 
die überwältigende Abhängigkeit 
de r demokratischen Industriestaaten 
von der Ölversorgung aus dem Mitt­
le ren Osten: und 
der Druck sozia len religiösen . wirt­
schaftlichen und politischen Wan­
dels in vie len Ländern der Entwick­
lungswelt. beispielhaft gezeigt durch 
die Revolution im Iran . 
All diese Faktoren müssen zusam­

men gemeistert werden - klar und 
mutig. 
.. . Wenn die Amerikanischen Geise ln 
Schaden erleiden. dann wird dies teuer 
bezah lt werden . Wir we rden nicht ruhen . 
bis jedes dieser Opfer freigelassen ist. 
Aufgrund der kürzlichen militärischen 
Aktion der Sowjetunion stehen wir nun­
mehr einer umfassenderen . grundlegen­
deren Herausforderung in der Region 
gegenüber. Wie im Verlauf der letzten 
dre ieinhalb Jahrzehnte stellt die Bezie­
hung zwischen den Vereinigten Staaten 
und der Sowjetunion den wichtigsten 

Faktor bei der E ntscheidu ng dar. ob die 
Welt in Frieden leb t oder in ei nen welt­
weiten Konfl ikt stürzen wird . 

Seit dem Ende des Zweiten Weltkrie­
ges ist Amerika ande ren Staaten dabei 
vorangegangen. sich der Herausforde­
rung wachsender sowjetischer Macht zu 
stellen . Dies ist keine einfache ode r 
stat ische Beziehung gewese n. Zwischen 
uns gab es Zusammenarbeit. es gab 
Wettstreit. und es gab Zeiten der Kon­
frontation . 

In den vie rziger Jahren übernahmen 
wir die Führung bei der Schaffung 
des Atlantischen Bündnisses a ls Ant­
wort auf die Unterdrückung und die 
Konsolidierung des os teuropäischen 
Machtbereichs der Sowjetunion und 
der sich daraus ergebenden Bedro­
hung Westeuropas . 
In den fünfziger Jahren halfen wir 
dabei . weitere sowjet ische Heraus­
forderungen in Korea und im Nahen 
Osten e inzudämmen. und wir rüste­
ten auf. um diese Eindämmung zu 
garantieren . 
In den sechziger Jahren ste llten wir 
uns den sowje ti schen Herausforde­
runge n in der Berlin- und der kuba­
nischen Raketenkrise : daraufhin 
versuchten wir . die Sowjetunion an 
der bedeutenden Aufgabe zu betei li­
gen. den Kalten Krieg zu beenden 
und von der Konfrontation wegzu­
kommen. 
Und in den siebziger Jahren verhan­
delten drei ame rikanische Präsiden­
ten mit der sowjetischen Führung in 
dem Versuch. dem zunehmenden 
nuklearen Wettrüsten Einhalt zu 
gebie ten. Wir versuchten. Verhal­
tensregeln einzuführen. die das Risi­
ko e ines Konflikts ve rmindern. und 
wir suchten nach Gebieten der 
Zusammenarbeit. die unse re Bezie­
hungen reziprok machen könnten -
nicht nur zum Nutzen unserer beiden 
Länder. sondern auch für die Sicher­
heit und den Frieden der Welt. 

... Aus diesem Grund handelten wir die 
Verträge über die Begrenzung der strate­
gischen Rüstungen aus - SALTI und 
SAL T II . 

Wir Supermächte haben auch e ine 
Verantwortung zur Ausübung von Zu­
rückhaltung beim Einsatz militärischer 
Macht. Die Integrität und die Unabhän­
gigkeit schwächerer Staaten darf nicht 
bedroht werden. Aber jetzt ha t die 
Sowj etunion einen radikalen und aggres­
siven neuen Schritt unternommen . Sie 
se tzt ihre große militärische Macht gegen 
ein verhältnismäßig schutzloses Land 
ein. Die Implikation der sowjetischen 
Invasion Afghanistans könnten die e rnst­
hafteste Bedrohung des Weltfriedens se it 
dem Zweiten Weltkrieg darstellen. 
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· .. Aus diesem Grund haben die Verei­
nigten Staaten de r Sowjetunion energi­
sche wirtschaftliche Strafmaßnahmen 
aufe rl egt. Ich werde sowje ti schen Schif­
fen ke ine Fischfangrechte in den Küsten­
gewässe rn der Vereinigten Staaten ge­
währen. Ich habe den sowje tischen 
Zugang zu hochtechno logischer Ausrü­
stung und zu Agrarprodukten abge­
schnitten . Ich habe anderen Handel mit 
de r Sowjetunion begrenzt und unsere 
Verbündeten und Freunde aufgefordert. 
sich uns in de r Zurückhaltung im Handel 
mit der Sowjetunion anzuschließen und 
unsere e igenen. vom Embargo betroffe­
nen Produkte nicht zu e rsetzen. Ich habe 
das Olympische Komitee darüber info r­
mie rt , daß weder das amerikanische 
Volk noch ich se lbst es unterstützen. e in 
olympisches Team nach Moskau zu ent­
se nden. solange die sowjet ischen Inva­
sionsst reitkrä fte in Afghanistan stehen. 

Die jetzt durch die sowjet ischen 
Truppen in Afghanistan bedrohte Re­
gion ist von große r strategischer Bedeu­
tung: in ihr liegen mehr a ls zwei Drittel 
des expo rtie rba ren Ö ls der Welt. Die 
sowjetischen Anstrengungen . Afghani­
sta n zu beherrschen . haben die sowjet i­
schen Streitkräfte bis auf 300 Meilen vom 
Indischen Ozean entfernt gebracht und 
eng an die Straße von Hormuz - ein 
Seeweg . durch den e in Großtei l des Öls 
der freien Welt transport iert werden 
muß . Die Sowjetunion ve rsucht. eine 
stra tegische Position zu konsolidieren. 
die e ine schwere Bedrohung für die freie 
Bewegung des Mitte los tö ls darstellt. 
· .. Sie [die Situation I e rforde rt kollekti­
ve Anstrengungen . um dieser neuen 
Bedrohung de r Sicherheit im Pe rsischen 
Golf und Südwestasien zu begegnen. Sie 
ver langt die Beteiligung a ll jener . die 
vom Ö l aus dem Mittle ren Osten abhän­
gig und um den Frieden und die Stabilität 
in der Welt besorgt sind . Und sie erfo r­
dert Konsultationen und enge Zusam­
menarbe it mit Ländern des Gebietes. die 
bedroht se in könnten. 

Ein Versuch durch e ine Macht von 
außen. die Kontrolle übe r die Region des 
Persischen Golfes zu erlangen . wird als 
e in Angriff auf die lebenswichtigen Inter­
essen der Vereinigten Staaten betrachtet 
werden . Und solch ein Angriff wird 
durch den Einsatz aller notwendigen 
Mitte l. einschließlich militä rischer 
Macht. zurückgewiesen werden. 
· .. All diese Anstrengungen bekräftigen 
unse re Verpflichtung. die lebenswichti ­
gen Inte resse n unse re r Nation und die 
unsere r Verbündeten zu ve rte idige n und 
zu bewahren - nicht nur in Europa und 
im Pazifik. sondern auch in dem Teil de r 
Welt. der fü r uns e ine so große strategi­
sche Bedeutung hat und der sich vom 
Nahen Osten bis nach Südwest asien 
erstreckt. 
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· .. Ich bin überzeugt. daß unse re Frei­
willigenstreitkräfte unseren gegenwärti­
gen Verteidigungsbedürfnissen ange­
messen sind . Ich hoffe. daß es nicht 
no twendig se in wird. wieder die Wehr­
pflicht einzuführen . Wir müssen jedoch 
für diese Möglichkeit gerüstet sein. Aus 
diesem Grund habe ich bestimmt. den 
se lekt iven Wehrdienst jetzt wieder ins 
Leben zu rufen. 

· .. Das vor uns liegende Jahrzehnt wird 
ei ne Zeit des raschen Wandels ·se in . da 
übe rall Staaten ve rsuchen werden . mit 
neuen Problemen und ura lten Spannun­
gen fertigzuwerden. Aber Amerika 
braucht ke ine Angst zu haben - wir 
können in e iner Welt des Wandels blü­
hen, wenn wir unse ren Werten treu 
ble iben und weiterhin ak tiv an de r Fö r­
derung des Weltfriedens arbeiten. 

Wir werden auch weiterhin im Nahen 
Osten und in Südafrika tätig se in - um 
regiona le Streitigkeiten zu lösen . Wir 
werden weiterhin unsere Bande mit den 
E ntwicklungs lände rn stärken und dabei 
die nationa le Unabhängigkeit respektie­
ren und zu fö rdern helfen. für deren 
Erhalt sie gekämpft haben . Und wir 
werden weiterhin die Entwicklung der 
Demokratie und der Menschenrechte 
un te rst ützen. 

In repressiven Regimen hat das Gefühl 
der Vergeblichkeit im Volk o ft kein 
ande res Ventil als die Gewalt. Aber 
wenn Völker und ihre Regierungen ihre 
Probleme gemeinsam angehen - durch 
offene. demokratische Methoden -. ist 
die Grundlage für Stabilität und Frieden 
vie l solide r und ha ltba re r. Aus diesem 
Grund ist unsere Unterstützung der 
Menschenrechte in ande ren Ländern 
ebenso in unserem nationa len Interesse 
wie Te il unseres Nationalcharakters . 
Frieden - e in Frieden . der die Fre ihei t 
bewahrt - bleibt Amerikas oberstes 
Ziel. 

· .. Aber um im Ausland stark zu se in. 
müssen wir daheim stark ble iben. Um 
sta rk zu se in . müssen wir uns auch 
weiterhin den schwie rigen Problemen 
ste llen. denen wir uns heute als Nation 
gegenübersehen. Die Krisen im Iran und 
in Afghanistan haben e ine sehr wichtige 
Lektion unte rstrichen: unsere Abhängig­
keit von ausländischen Öl ist e ine deutli ­
che und gegenwärtige Gefahr für unsere 
nationale Sicherheit. Die Notwendigkeit 
war niemals drängender. Wir müssen 
endlich ein klares. umfasse ndes Energie­
programm für unser Land haben . Ich 
habe während der letzten drei Jahre mit 
dem Kongreß in konzentrie rte r und 
beharr li cher Weise zusammengearbe i­
tet. um dieser d ringenden Forderung 
nachzukommen. Wir haben Fortschritte 
e rzie lt. Aber der Kongreß muß je tzt 
rasch hande ln. um dieses lebenswichtige 

Dokumentation 

Energiegesetz endgültig zu verabschie­
den . Unser Land wird dann eine große 
E insparungsanstrengung unternommen 
haben. außerdem eine bedeutende In­
itiative zur Entwicklung der Sonnenener­
gie, e ine realisti sche Preisfestsetzung auf 
de r Bas is des echten Wertes des Ö ls 
sowie sta rke Anreize zur Kohleförde­
rung und anderer fossiler Brennstoffe in 
Amerika und die massivste Investition 
unsere r Nat ion zu Friedenszeiten bei der 
E ntwicklung synthetische r Brennstoffe. 
. .. Ich habe für 1980 e ine Importhöchst­
grenze von 8.2 Millionen Barrel pro Tag 
festgelegt - was weit unterhalb des Stan­
des der Ö limporte im Jahre 1977 liegt. 
Ich erwarte. daß unsere Einfuhren noch 
sehr vie l niedriger se in werden. aber die 
Höchstgrenze wird. wenn notwendig. 
durch e ine Importabgabe e rzwungen 
werden . Ich bin bereit. unsere Importe 
noch weite r zu senken. wenn andere 
ö lverbrauchende Länder sich uns in e iner 
fai ren und beiderseitigen Verringerung 
anschließen werden. Wenn es zu e ine r 
ernsten Verknappung kommt. werde ich 
nicht zögern , e ine zwangsweise Benzin­
rationierung anzuordnen. 

Der größte Einzelfaktor in der E rhö­
hung der Inflationsrate im vorigen Jahr 
kam aus e ine r Quelle : den ins Unermeß­
liche steigenden OPEC-Ölpreisen. Wir 
müssen alle notwendigen Maßnahmen 
treffen. um unsere Abhängigkeit vom 
ausländischen Ö l zu verringern - um die 
Inflation abzubauen . A ls Einze lperson 
und als Familie können nur wenige von 
uns se lbst Energie produzieren. Aber wir 
alle können Energie spare n - jeder von 
uns jeden Tag . 
... Wir werden niemals unseren Kampf 
um e ine gerechte und menschenwürdige 
Gese llschaft im e igenen Lande aufgeben . 
Sie ist das Herz Amerikas - und sie ist die 
Quelle unserer Fähigkeit . Menschen in 
anderen Ländern zu inspirie ren. ihre 
eigenen Rechte zu verteidigen. Unsere 
materie llen Ressourcen sind . so groß sie 
auch se in mögen , begrenzt. Unsere Pro­
bleme sind zu komplex für ein fache 
Schlagworte oder rasche Lösungen . Wir 
können sie nicht ohne Anstrengung und 
Opfer lösen. Walter Lippm ann hat uns 
einmal daran erinne rt: 

»Ihr habt die guten Dinge a ls selbstve r­
ständlich vorausgesetzt. Jetzt müßt ihr 
sie erneut erwerben. Für jedes Recht . auf 
das ihr euch beruft. habt ihr eine Pflicht , 
die ihr erfüllen müßt . Für jede Hoffnu ng. 
die ihr hegt, habt ihr ei ne Aufgabe , die 
ihr leisten müßt. Für alles G ute. das ihr 
zu e rhalten wünscht. werdet ihr euren 
Komfort und euer Wohlbehagen opfern 
müssen . Es gibt heute nichts mehr 
umsonst« .. 

Quell.: 

Presse· und Informationsamt der Bundesregierung 
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Strahlenbelastung der Bevölkerung 

Bei de n .. Stichworten zur Ke rne ne rgie" . 
die das Bayerische Staatsministerium für 
La ndese ntwicklung und Umweltfragen 
regelmäßig ve röffentlicht. erschienen ei­
nige Begriffsbestimmungen zur Stra hle n­
belastung der Bevölkerung. die wi r nach­
ste he nd veröffentlichen. 

Äquivalentdosis als Maß einer 
Strahlenbelastung 

Im Strahlenschutz wird als Maß für die 
Wirkung e ine r ionisierenden Strahlung 
auf de n Menschen die sog. Äquivalent­
dosis e inge führt. Ihre Einheit ist das Re m 
(re m) (radiation equivalent man) . neuer­
dings a uch das Joule (1) pro kg ( I re m = 
1000 mrem = 0 .0 1 J/kg) . Mit der Angabe 
de r Äq uiva lentdosis wird der Tatsache 
Rechnung ge tragen. daß verschiedene 
St rahle narten (z . B . Alpha-Strahlen 
oder Rö ntgenstra hle n) bei gle iche r pro 
Masseneinheit absorbie rte r Strahlungs­
e ne rgie unte rschiedliche bio logische 
Wirkunge n hervo rrufe n kö nne n. 

Gesetzlich zulässige Höchstgrenzen 

In der Strahlenschutzverordnung vom 
13. 10 . 76 sind Dosisgrenzwerte für ve r­
schiedene Pe rsone ngruppe n festge legt. 
Sie beruhen auf E mpfehlungen der Inte r­
nationale n Strahlenschutzkommissio n 
(lCRP) und den Euratomgrundnormen 
fü r den Gesundhe itsschutz der Bevölke­
rung und der Arbeitskräfte gegen die 
Gefahren ionisierender Strahlen und ent ­
ha lte n solche Sicherheitsfaktoren. daß 
gesundhe itsschäd igende Wirkunge n mit 
größte r Sicherheit ausgeschlossen sind . 
Für die Gruppe der sog. berunich stra h­
le nexponie rte n Pe rsone n be trägt der 
Dosisgrenzwert 5 re m pro Jahr. für die 
a llgemei ne Bevölke rung in sog. auße r­
betrieblichen Überwachungsbereiche n 
150 mrem pro Ja hr . Die durch die Ablei ­
tung rad ioaktive r Stoffe in Luft und 
Wasser bedingte Strahlenexposition des 

Menschen ist a uf je 30 mrem pro Jahr 
beschrä nkt. 

Bei jedem Umga ng mit rad ioa ktive n 
Stoffen muß darüber hinaus der in der 
Strahlenschutzverordnung festgeschrie­
bene Grundsatz beachtet we rde n . daß 
jede unnötige Strahlenexposition zu ve r­
meide n ist und jede Strahlenexposition 
auch unte rhalb de r gesetzlich festgeleg­
ten Grenzwerte so geri ng wie möglich zu 
ha lten ist. 

Lebensgefährliche Strah lungen 

Akute Stra hlenschäden des Menschen 
werden nur nach Ganzkörperbestrahlun­
gen mit sehr hohen Dosen beobachtet. 
Die nachfolgende Zusammenstellung 
nach O . Hug und K. R . Trott zeigt das 
Auftreten der e inze lne n Krankheits­
symptome in Abh ängigkei t von der 
Dosis . 

Z u erwarte nde Wirkungen ei ner aku­
ten Ganzkörpe rbestrahlung bei 0-50 
rem : keine nachwe isba re Wirkung außer 
ge ringfügigen Blutbildve rände rungen . 

80-120 re m: bei 5 bis 10 % der Expo­
nie rte n e twa I Tag lang Erbrechen . 
Übelkeit und Müdigkei t . abe r ke ine 
ernstli che Arbeitsunfä higkeit. 

130- 170 re m: bei e twa 25 % de r Expo­
nierten e twa I Tag la ng E rbreche n und 
Übe lkeit. gefo lgt von a nde ren Sympto­
men der Strahlenkrankheit: keine Todes­
fä lle zu erwarten . 

180-260 rem : bei etwa 25 % der Expo­
nierten e twa I Tag lang Erbrechen und 
Nausea (Übelke it. Brechreiz) . gefolgt 
von ande re n Symptomen der Strahlen­
krankheit : e inzelne Todesfä lle möglich . 

270-330 re m: bei fast alle n Exponie r­
te n Erbrechen und Na usea am e rsten 
Tag. gefo lgt von ande re n Symptomen 
der Strahlenkrankheit: e twa 20 % To­
desfälle innerhalb von 2 bis 6 Wochen 
nach Exposition: etwa 3 Monate lang 
Rekonvaleszenz der Überlebe nden . 

400-500 rem : bei alle n Exponierten 
Erbreche n und Nausea am erste n Tag. 
gefo lgt von ande ren Symptomen der 
Strahlenkrankheit: etwa 50 % Todesfälle 
innerhalb ei nes Monats: etwa 6 Monate 
la nge Re ko nvaleszenz der Überle be n­
de n. 

550-750 re m: bei alle n Exponie rte n 
Erbrechen und Nausea inne rhalb 4 Stun­
den nach Exposition. ge fo lgt von ande­
re n Symptomen der Stra hlenkrankheit. 
Bis zu 100 % Todesfälle: wenige Überle­
bende mit Rekonvaleszenzzeite n von 
etwa 6 Monaten . 

1000 rem : bei allen Exponie rte n Er­
brechen und Nausea innerhalb I bis 2 
Stunden : wahrscheinlich keine Überle ­
benden. 

5000 re m: fast auge nblick lich e inse t­
zende schwe rste Krankhe it : Tod a ller 
Exponierten inne rhalb I Woche. 

aus: .. a tw" 12/79 

DIHT: Unternehmen ans 
Warnnetz des BZS anschließen 

Der Deutsche Industrie- und Hande lstag 
hat die Industrie- und Handelskamme rn 
gebeten . de n Unte rne hme n. die im Kata­
strophe nfa ll besonde re Schutzmaßna h­
men treffe n müssen. den A nschluß an 
das Warnnetz des Bundesamtes für Zivil­
schutz na hezulegen. Wir geben se ine 
Ausführungen. die allgeme ine Beach­
tung verd iene n. nachste he nd wieder: 

.. In Ka tas trophe nfällen . z. B. Hoch­
wasser. De ichbruch. Großbrand. Orkan . 
Sturmnut. Erdbeben und ande ren gro­
ßen Unglücksfä lle n . im Verteidigungsfall 
auch bei Gefahr von Luftangriffen und 
Fernwaffenbeschuß . warne n Sirene nsig­
nale die Bevölkerung. Leider wenig 
be kannt ist. daß der Warndienst des 
Bundesamts für Zivilschutz daneben 
Wa rnmeldungen auch übe r das öffentli­
che Fernsprechnetz ve rbre ite t. 

Diese zusä tzliche Möglichkeit ist erfo r­
derlich. weil die Wa rnung durch Sirenen­
signale dort nicht ausreicht. wo vor. 
während oder nach Katastrophe n beson­
dere Schutz- und Hilfsmaßna hme n zu 
treffen sind . Dies gilt nicht nur für 
Be hö rde n a lle r Ebene n. sondern ebenso 
für Be trie be. z. B. Verkehrsbetriebe . 
Elektrizitätswerke und a ndere Versor­
gungsunte rne hme n. Be triebe. bei de ren 
Beschädigung oder Zerstörung besonde­
re Gefahre n für die Be legschaft und die 
Bevölkerung a usgehen kö nne n. Unter­
ne hme n. die eine n e rhö hten Publikums­
verkehr a n sich zie he n. wie Kaufhäuser 
und Ausstellungsbetriebe. Vor a lle m 
wird hier a n rechtzeitige Schutzmaßnah­
me n für die in den Unternehmen tätigen 
Persone n zu denken sei n . 

Voraussetzung für die rechtzei tige 
Einleitung a ngemessene r Maßnahmen 
und gegebene nfa lls deren Aufhebung ist 
e ine frühzeitige und fo rtl aufe nd e rneue r­
te Unterrichtung über die jeweilige 
Gefahrenlage. Sirenensignale . die ihre r 
Natur nach nur grobe Info rmatione n 
vermitteln kö nne n , sind hie rzu nur 
beschränkt gee igne t. Über das Fe rn­
sprechne tz können dagegen Informatio­
ne n über Einzelheiten für jedermann 
ve rständlich jederzeit und gegebene n­
fa ll s zu e ine m Zeitpunkt. zu dem eine 
allgeme ine Wa rnung durch Sirenensignal 
noch nicht e rfo rderlich e rsche int. gege­
ben werden. 

Das Warnnetz ste ht a uch den Kata­
strophendie nsten und ande re n Be hö rde n 
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zur Durchgabe von Meldungen von 
regiona ler Bedeutung zur Verfügung. 
Angeschlossene Betriebe e rhalten damit 
die neuesten Info rmationen über die 
Lage in ihre r unmitte lbaren Nähe . 

Angeschlossen si nd bis jetzt rund 
7.000 Behördendienststellen. abe r nur 
etwa 1.200 Betriebe der gewerblichen 
Wirtschaft. Dem Bundesamt für Zivil­
schutz ist durch Rechtsverordnung die 
Möglichkeit einge räumt. Be triebe zum 
Anschluß an das Warn netz zu verpn ich­
ten . Es hat von dieser Befugnis bisher 
keinen Gebrauch gemacht. und zwar aus 
der Übe rlegung heraus . daß die Nutzung 
der Möglichkeiten des Warnanschlusses 
durch Betriebe siche r dann inten$iver' 
sein wird. wenn der Anschluß auf freiwil­
liger Grundlage anstatt auf Verpnich­
tung beruht. 

Die Anza hl der angeschlossenen Be­
triebe hat sich jedoch nicht wie erhofft 
entwickelt. Sie ist vielmehr hinter den 
Erwartunge n erheb lich zurückgeblieben. 
Das Bundesamt. dessen gese tzliche Auf­
gabe die Warnung der Bevölkerung ist. 
sieht sich deshalb zu weiteren Bemühun­
ge n um die Schließung der hier drohen­
den Info rm ationslücke veranlaßt. Es hat 
in diesem Zusammenhang gebe ten . für 
den Anschluß an das Warnnetz in 
Betracht kommende Betriebe anzuspre­
chen und sie auf dessen Möglichkeiten 
und Vorteile hinzuwe isen. 

Nennenswerte bauliche Änderungen 
sind nicht erforderlich . Die Kosten eines 
Anschlusses ha lten sich im vernünftigen 
Rahmen: sie betragen zur Zeit etwa 
10 DM fü r die laufe nde Unterhaltung 
und etwa 1.000 DM für ei nma lige 
Anschaffungen. In dem Be trag von 
1.000 DM sind die Kosten für die techni­
sche Einrichtung (Warnweiche . Netzü­
berwachungsgerät und Wecker, Warn­
empfänger mit Lautsprecher und Kopf­
hörer) und für e ine besondere Lagekarte 
e ingerechne t ... 

INTERSCHUTZ 80 - Der 
Rote Hahn 

Hannover rüstet für das größte Treffen 
in- und ausländischer Fachleute des 
Brand- und Katast rophenschutzes . Auf 
dem Messegelände wird vom 7. bis 
15 . Juni 1980 die INTERSC HUTZ 80-
Der Rote Hahn - ve ranstaltet. Bereits 
Ende Januar waren 330 Aussteller aus 
17 Nationen ge meldet. 

Aus Bonn haben sich angekündigt : 
Bundespräsident Prof. Dr. Karl Car­
stens, Bundeskanzler Helmut Schmidt 
und der Bundesminister für Forschung 
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und Technologie Volker Haufr. der den 
kommerziellen Teil. die INTER­
SCHUTZ 80. e röffnet. Geplant sind 
60 Sondcrschauen. für die die Feuerwehr 
Han nover als Koordinierungsste lle die 
Verantwortung trägt. 

Von den in der Mitte des Messegelän­
des gelegenen sieben Hallen nimmt die 
Halle 5 die bisher gemeldeten 40 Aus­
ste ller des Bereiches Rettungsdienst auf. 
Dabei handelt es sich um Sanitätsmittel. 
Geräte für Atemschutz. Strahlenschutz. 
Umweltschutz. für den Transport gefähr­
licher Güter und um Schutzkleidung. Die 
Halle 6. größte Halle der INTE R­
SCHUTZ. ist für mehr als 140 Ausste ller 
des vorbeugenden Brandschutzes bei 
Bauten und technischen Einrichtungen 
bestimmt. Zum Ausstellungsgut gehören 
auch Alarmanlagen. Sicherungsanlagen. 
Feuerlöschanlagen und die Funktechnik. 
Die Halle 7 ist 26 Ausstellern von Son­
derfahrzeugen für den Brand- und Kata­
strophenschutz vorbehalten einschließ­
lich dem Zubehör. wie Leitern und 
Signalanlagen. Fah rzeuge und Ausstat­
tungen für Löschkonzeptionen werden 
von 36 Ausstellern in der Hallt: 13 
gezeigt. Wiederum Fahrzeuge si nd bei 
den 28 Freigelände-Ausstellern zu se­
hen. und zwa r Sonderfahrzeuge und 
Geräte für die technische Hilfekistung 
und den Re ttungsdienst. Für die Halle 16 
haben sich unter dem Nomenklaturbe­
griff .. Technische Hilfeleistung" bisher 
26 Ausste lle r angemeldet. Zu dem Ret­
tungs- und Bergungsgerät. den Pumpen­
und Notstromaggregaten in dieser Halle 
kommen sechs Sonderschauen hinzu . 
Die meisten Sonderschauen, nämlich 23. 
sind in der Halle 17 zu se hen. Diese Halle 
ste ht unter dem Oberbegriff "Abwehren­
der Brandschutz" . wobei ein breiter 
Raum durch Selbstdarstellungen der 
Feuerwehren eingenommen wird . Für 
das Sonderschau-Thema Brandschutz im 
ländlichen Raum ist die Halle 14 reser­
viert. 

Luftrettungsstaffel Bayern im 
Einsatz 

Im vergangenen Jahr führten Flugzeuge 
der Luftrettungsstaffel Bayern 4630 
Beobachtungsflüge mit einer Dauer von 
3603 Stunden durch (d ies entspricht 
e iner Gesamtflugstrecke von ca . 
612 .000 km oder 15 Erdumkreisungen). 

Dabei sichteten die Piloten 6 Wald­
brände und 2 Entstehungsbrände in land­
wirtschaftlichen Gebäuden. Alle 8 Brän­
de waren vom Boden aus noch nich t 
entdeckt worden. durch die rasche Alar­
mierung der Feuerwehren konnte in 

allen Fällen größerer Schaden vermieden 
werden . 

Be i Suchnügen konnten e in abgestürz­
tes Flugzeug und e ine vermißte Pe rson 
gefunden werden. Im Auftrag des Roten 
Kreuzes wurde ein lebensrettender 
Krankentransport durchgeführt. 

22 Flüge dienten der Weiterbildung 
von Luftbeobachtern. 16 Flüge mit einer 
Dauer von 31 1/2 Stunden der Ve rkehrs­
überwachung . Zur vorbeugenden Wald­
brandüberwachung forderte die Forst­
verwaltung 56 Einsätze an . 

1980 stehen auf den 33 Stützpunkten 
der LRST in ganz Bayern 164 Flächen­
flugzeuge und 2 Hubschrauber bereit. 34 
dieser Maschinen können unverzüglich 
mit FuG 7b Behördensprechfunkgeräten 
ausgerüstet werden. Diese Geräte e rlau­
ben es dem Flugbeobachter direkt mit 
den Hilfsmannschaften am Boden zu 
sprechen ( 1979: 20 Flugzeuge vorgerü­
stet). 389 Piloten haben sich auch 1980 
wieder bereit erklärt. ehrenam tlich für 
die Staffel tätig zu sein . 

Schriftenreihe der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände 
DIE GEISTIGEN GR UND WER TE IN 
UNSERER FREIEN WELT 
1. Auflage, 1980, 64 Seiten, Maximilian­
Verlag Herford, ISBN 3-7869-{)131-7 

Vom 29. November bis l. Dezember 
1978 trafen sich in Bonn-Bad Godesberg 
Vertreter der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände und 
des Deutschen Bundeswehr-Verbandes 
zu einem gesellschaftswissenschaftlichen 
Seminar mit dem Thema »Die geistigen 
Grundwerte in unserer freien Welt«. 

Die Aufgabe der Teilnehmer bestand 
darin , den Ist-Zustand zu analysieren 
und eigene Vorstellungen bzw. alternati­
ve Lösungsvorschläge zu formulieren. 
Die dreitägige Zusammenarbeit wurde 
jetzt in einer Broschüre zusammenge­
faßt. 

Die Analysen und Ergebnisse sind für 
jeden politisch bewußten Staatsbürger 
beachtens- und bedenkenswert , denn 
»Grundwerte verlangen Grundhaltun­
gen«. 
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Mobiles Radarsystem 
für die Bundeswehr 

Im Auftrag des Bundesamtes für Wehr­
technik und Beschaffung entwickelte 
AEG-Telefunk en ein mobiles Radarsy­
stem für die Bundeswehr. Das Te lefun­
ken Rada r Mobil Such (TRMS) kann 
se lbständig oder'in einem übergeordne­
ten Führungs- oder Waffensystem einge­
setzt werden. Ein Prototyp des neuen 
Radarsystems wurde kürzlich im Beise in 
hoher Offiziere und Beamter des Vertei­
digungsministeriums. des Bundesa mtes 
für Wehrtechnik und Beschaffun g und 
der Teilstreitkräft e von AEG-Telefun­
ken an die Bundeswehr zu Erprobung 
übergeben. 

Das TRMS ist für verschiedene takti­
sche Aufgaben verwendbar. Es läßt sich 
als mobiles Radar für eine dreidimensio­
nale Luftraumüberwachung einsetzen, 
ermöglicht als mobiles und stationäres 
Überwachungsradar eine gleichzeitige 
See- und Luftraumüberwachung des 
Küstenvorfeldes und kann als Einwei­
sungsradar für Entfernungen bis zu 200 
km und Höhen bis zu 20 km benutzt 
werden . 

Das TRMS ist in die Einheiten »Sen­
sor« und "Auswerter« aufgeteilt , die auf 
je einen IO-Tonner-LKW der neuen 
Fahrzeuggeneration der Bundeswehr 
verlastet sind . Sie können aber auch auf 
Eise nbahnzügen transportiert werden. 
Durch die kurze Aufbauzeit ist eine hohe 
taktische Mobilität gegeben. Sechs Mann 
benötigen nur eine halbe Stunde für die 
Errichtung der Betriebsbereitschaft des 
gesamten Systems. Die Uberlebenschan­
ce wird durch die Möglichkeit eines 
schnellen Standortwechsels entschei­
dend erhöht. Die Antennen des Sensors 
befind en sich während des Transports 
eingekl appt auf dem Dach des Träger­
fahrzeugs. Für den Betrieb können sie bis 
zu zwölf Metern hoch ausgefahren wer­
den. 

Die aufbereiteten Signale des Sensors 
werden im Rechner verarbeitet. Dieser 
wandelt die Polarkoordinaten in kartesi­
sche Koordinaten um , berechnet die 
Zielhöhe, filt ert die Zielmeldungen nach 
vo rprogrammierten Kriterien und führt 
die Zielverfolgung (Tracking) durch. 
Außerdem bereitet er die Daten für die 
Darstellung auf dem Farbsichtgerät und 
zur Weitergabe an ein Daten-Netz auf. 
Die Software des Rechners umfaßt unter 
anderem Plotverarbeitung , Trackpro­
gramme für See- , und Luftziele , Bedro­
hungsrechnungen . Sichtgerätesteuerung 
und Diagnoseprogramme. Bis zu drei 
Radarbediener können das Rohvideo auf 
einem Analoganzeigeschirm zur Aus­
wahl und Überwachung geeigneter Maß­
nahmen gegen elektronische Störunge n 
beobachten. 

K. W. Pohl 
»AUTO & RECHT« 
Shell-Handbuch für den Autofahrer 
190 Seiten, Nomos- Verlag Baden-Baden, 
Preis: DM 9,80. 

Über Rechte und Pflichten des Autofah­
rers wird zwar häufig am Stammtisch 

Friedrich-Wilhelm Rosemeier 
HANDBUCH über den UKW-Sprech­
funk bei den Sicherheits diensten 
2., überarbeitete Auflage 
1979. 186 Seiten. Kunststoff. 35.-DM 

Dieses handliche Fachbuch, das in 
knapper Zusammenfassung allesWis­
senswerte über den UKW-Spcechfunk 
bei den Sicherheitsdiensten darstellt , hat 
in der 1. Auflage große Anerkennung 
und Verbreitung gefunden. Jetzt liegt 
eine in allen Teilen auf den neuesten 
Stand gebrachte Neuauflage vor, in der 
njcht nur die technisch-physikalischen 
Zusammenhänge, sondern z. B. auch 
Verkehrsformen- und -arten , Funknach­
richten und Fernmelderecht behandelt 
werden . 60 Abbildungen ergänzen den 
Text und tragen zum besseren Verständ­
nis bei . 

diskutiert , aber im Ernstfall ist es mit den 
Kenntnissen meist nicht weit her. Auf 
der anderen Seite entstehen am Steuer 
oftmals Konfliktsituationen , in denen 
man sich einen Anwalt als Beifahrer 
wünscht. Ein solcher »Anwalt für das 
Handschuhfach« ist unter dem Titel 
»auto & recht« als neues Shell-Handbuch 
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auf den Markt gebracht worden. Mit 
diesem in Taschenbuchformat gehalte­
nen Führer durch den Paragraphen­
Drahtverbau des täglichen Autofahrer­
daseins soll man sich ohne juristische 
Vorkenntnisse über den Gesamtbereich 
des Auto-Rechtes informieren können. 

Auch der Kauf eines Neu- und erst 
recht eines Gebrauchtwagens , seine 
Zulassung sowie die Um- und Abmel­
dung, Fragen rund um die Versicherung 
oder das immer wieder »junge« Thema 
über Rechte und Pflichten bei Autorepa­
raturen werden von einem erfahrenen 
Juristen sorgfältig abgeklopft. Antwor­
ten werden auch auf Fragen gegeben, die 
selbst versierte Autofahrer aufs Glatteis 
führen . In einem Anhang sind die gesam­
ten Verwarnungs- und Bußgeldkataloge 
sowie weitere wichtige Gesetzestexte 
enthalten. 

Gregor M. Manousakis 
DIE ROCKKEHR DES PROPHE­
TEN 
Wiederaufstieg des Islam 
Berg am See (Kurt Vowinckel Verlag), 
1979,142 Seiten, 15,-, ISBN 392165517 
X. 

Die Arbeit entstand in ihrer ersten Fas­
sung 1974 und wurde damals durch die 
Konrad-Adenauer-Stiftung betreut. Ma­
nousakis begreift die Re-Islamisierung 
als Teil· der Loslösung von westlicher und 
nordamerikanischer Kultur und Lebens­
weise. Er definiert die Begriffe »Heiliger 
Krieg«, »Scharia« , und »Umrna« und 
zeigt an hand von ausgewählten Bei­
spielen die Renaissance des Islam auf. 

In seinem >Ausblick< betont der Autor 
noch einmal die Internationalität des 
Phänomens Re-Islamisierung , die er im 
wesentlichen auf das Bestehen einer 
arabischen Nation zurückführt. 

Als Basisinformation besitzt diese 
.Darstellung des wiedererstarkten Islam 
sicherlich einigen Wert, man hätte sich 
allerdings noch die Einarbeitung neue­
ster Literatur gewünscht . 

Deutsche SheLl liefert Adria­
Erdgas 

Le 

Die Deutsche Shell AG hat mit dem 
staatlichen italienischen Ferngasversor­
gungsunternehmen SNAM S.p.A. einen 
weiteren Erdgasliefervertrag abgeschlos­
sen. Der Vertrag sieht ab 1981 Jahres­
mengen von 100 bis 260 Millionen Ku­
bikmeter vor. 
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Das Erdgas wird aus dem Offshore­
Feld »Emma West« in der Adria nahe 
Pescara geliefert werden . Für die Ent­
wicklung des Feldes sowie den Pipeline­
anschluß zur Küste werden Investitionen 
von etwa 51 Millionen DM aufzubringen 
sein . 

Der Vertragsabschluß mit SNAM 
bedeutet für Shell die zweite Beteiligung 
an der Produktion von Erdgas seit 1973. 
Ein erster Liefervertrag mit SN AM war 
bereits im Jahre 1977 zustande gekom­
men. Danach werden vom kommenden 
Jahr an aus dem Offshore-Feld »Squa-
10 Centrale« - ebenfalls nahe Pescara 
gelegen - zwischen 120 und 190 Millio­
nen Kubikmeter Erdgas geliefert. An 
diesem Vorkommen ist gleichfalls die 
AGIP S.p .A . beteiligt. Vor Sizilien ent­
wickelt die Deutsche Shell außerdem im 
Konsortium mit AGIP ein kleineres 
Ölvorkommen. 

Schweiz: Neues 
Schutzraumhandbuch 

Es ist ein längst bekanntes und immer 
wieder beschriebenes Musterbeispiel für 
optimalen Bevölkerungsschutz: das Zi­
vilschutzsystem der Schweiz. Kürzlich 
hat das Schweizer Bundesamt für den 
Zivilschutz mit der Herausgabe eines 
Schutzraumhandbuches dem Bild eines 
vorzüglich betriebenen Bevölkerungs­
schutzes ein weiteres Mosaiksteinehen 
hinzugefügt. Das rund 300 Seiten umfas­
sende Werk liegt zur Zeit erst in einer 
provisorischen Ausgabe vor, ersetzt 
gleichwohl alle früheren Anleitungen des 
schweizerischen Bundesamtes für Zivil­
schutz, die das Einrichten , den Bezug 
und den Betrieb der Einrichtungen im 
Schutzraum betreffen. Vom neuen 
Handbuch werden nicht die Schweitzer 
Bürger als potentielle Schutzrauminsas­
sen angesprochen , sondern in erster 
Linie die Schutzraumchefs und die in den 
Schutzraumleitungen eingeteilten 
Schutzdienstpflichtigen. 

Das Schutzraumhandbuch gliedert 
sich in 

- das Nachschlageregister, das nach 
Tätigkeitsphasen und Situationen ge­
ordnet ist; 

- die Maßnahmenlisten für die verschie­
denen Tätigkeitsphasen und Situatio­
nen; 

- Anleitungen und Erläuterungen zu 
den einzelnen Sachgebieten; 

- Anleitungen für Einrichtungsequi­
pen. 

Der Abschnitt Anleitungen und Erläute­
rungen befaßt sich eingehend mit dem 
Schutzraum und der Planung der Schutz­
raumeinrichtungen. Umfassend sind 
auch die Erläuterungen über die Bereit­
stellung und den Betrieb der technischen 
Installationen. 

Hans ]ürgen Witthöft 
MS »EUROPA« 
Zu den schönsten Plätzen der Welt 
140 Kunstdruckseiten im Großformat 21 
27cm 
Mit über z. T. farbigen Fotos, Efalinlei­
nen DM 49,80 
Koehlers Verlagsgesellschaft Herford 

Im Herbst 1981 , wenn das gleichnamige 
25 .000 BRT große Neubau-Schiff vom 
Stapel laufen wird , soll die gute alte 
»Europa« mit ihren stolzen 29 Jahren in 
den Ruhestand geschickt werden. Der 
Autor nimmt den Abschied von diesem 
letzten großen Passagierschiff unter 
deutscher Flagge wahr für eine Lauda­
tio. 

1964 als Passagierschiff MS »Kungs­
holm« von der Schweden-Amerika-Linie 
erworben , damals 11 Jahre alt , rüstete 
der neue Besitzer, der Norddeutsche 
Lloyd , das Schiff um in ein first-dass­
Passagierschiff, in ein »schwimmendes 
Luxus-Hotel«, und stellte es am 9. Ja­
nuar 1966 in Dienst. 

Von der glanzvollen Zeit dieses »Old­
timers« mit Fahrten über die Weltmeere , 
mit Höhepunkten und Jubiläen, mit pro­
minenten Fahrgästen , mit bemerkens­
werten Erlebnissen an Bord wird berich­
tet , von Fotos, Grafiken , Farbtafeln und 
technischen Daten begleitet . 

Eine Rückblende in die Tradition der 
unter Lloyd- und Hapag-Flagge fahren­
den Fahrgastschiffe, unterlegt dem Werk 
zwar den Charakter eines Werbeprojek­
tes, macht es dadurch aber interessant für 
jeden an der Passagierfahrt schlechthin 
Engagierten. emo 

73 



- -------

SPEKTRUm 
0 •• Magelln der ZtvltvertetdJouftl 

- - -- - ---- --

Feldfernkabel mit Glasfasern 

Für mobilen Einssatz entwickelte das 
Kabelwerk SEL ein "Faser-Feldfernka­
bel" (FFFk) , das dem konventionellen 
Feldfernkabel (FFk) weit überlegen ist. 
Es enthält zwei mit Kunststoff beschich­
tete Glasfasern als Lichtleiter und ein 
Blindelement zur Ausfüllung des Kreis­
querschnitts. Um die drei Elemente sind 
nacheinander eine Polyeser-Wickelfolie , 
eine Kevlar-Schicht zur Zugentlastung 
und ein kältefester PVC-Außenmantel 

-gelegt. 
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Für dieses Kabel wurde ein mobiles 
optisches Übertragungssysem entwik­
kelt , dessen Besonderheit darin besteht , 
daß es ohne optische Kontakte aus­
kommt. Beide Kabelenden tragen FFk­
Stecker , die sich äußerlich von der übli­
chen Ausführung nur durch größere Län­
ge unterscheiden. In ihnen befinden sich 
eine lichtemittierende Diode (LED) als 
Sender und eine PIN-Fotodiode als Emp­
fänger , so daß der optische Übertra­
gungsteil des FFFk eine untrennbare 
Einheit bildet und die Stecker allein 
elektrische Kontakte mit den zugehöri­
gen Endgeräten herzustellen haben. 

Die Unempfindlichkeit gegen elektro­
magnetische Beeinflussung erlaubt es , 
das FFFk ohne jede Schutzmaßnahme 
entlang von Hochspannungsstraßen , in 
der Nähe von Umspannstationen und 
parallel zur elektrifizierten Bahnstrecken 
auszulegen. Ein gesonderter Blitzschutz 
erübrigt sich. Günstig sind ferner die 
vollständige Potentialtrennung zwischen 
den Endstellen , die Unmöglichkeit der 
Funkenbildung bei Kabelbeschädigun­
gen und das Fehlen von Übersprechen. 
Das korrosionsbeständige FFFk ist au­
ßerdem dünner und leichter als her­
kömmliches FFk; auf der gebräuchlichen 
Feldfernkabeltrommel findet ein 1.600 m 
langes FFFk mit einem Durchmesser von 
5 mmPlatz. 

Mobiles elektro-optisches System für ein Übertragungsband von 256 . 
mit je einem optischen Sender und Empfänger (Foto: SEL). 

Berichtigung 

1. 152 kbit/s. 

In den Aufsatz über »Großschutzräume« in Heft 1/80 hat sich der Druckfehlerteufel 
eingeschlichen. 
Auf S. 40 ist die Zeichnung wie folgt zu ergänzen: 

Die Formel lautet dann allgemein: 

Z = Zu + 
a·b 

c 

-ibt-

----i c t-

Auf S. 45 ist bei der 1. Rate der Multiplikator wegen der in diesem Fall gleichblei­
benden Indices nicht relevant. Der Quotient ist dann jedoch 1,0; er wurde auch bei 
den Ratenberechnungen so berücksichtigt. 
Der endgültige Pauschbetrag ergibt sich wie folgt : 

880 10 . 17 
T Z 870 + 
10 870 300 
1 ---1- 870 . 300 + 170 

1 
Zu 

Z Z I 300 
1 
I 261.170 

298~ --t{' 17 Z 
300 

f--3oo----i 
2700 3000 
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